
KOPF DER WOCHE

Ende
einer Ära
Norbert Lammert Nach 37 Jahren im Bun-
destag und zwölf Jahren als Präsident des
Parlamentes zieht sich der CDU-Politiker

nun aus der aktiven
Politik zurück. Mit
pointierten Formu-
lierungen und kla-
ren Analysen hat
sich Lammert in
den vergangenen
Jahren den Ruf ei-
nes klugen, weit-
sichtigen und aus-
gleichenden Präsi-
denten erworben.

Vergangene Woche zollten ihm die Abge-
ordneten aller Fraktionen dafür ihre Aner-
kennung (siehe Seite 14). Viele hätten ihn
gerne im Amt des Bundespräsidenten gese-
hen, er selbst machte jedoch frühzeitig klar,
dass er dies nicht anstrebt. Lammert resü-
mierte, er habe das zweithöchste Staatsamt
„gerne, nach besten Kräften und gelegent-
lich auch mit einem gewissen Vergnügen
ausgeübt“. pk T
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ZAHL DER WOCHE

27
Bundestagsabgeordnete von den aktuell 630
Mandatsträgern sind in der ablaufenden Wahlperi-
ode für ausgeschiedene Parlamentarier nachge-
rückt; zuletzt im Juli Thomas Jepsen und Markus
Uhl (beide CDU), die den in die Landespolitik ge-
wechselten Parteikollegen und Abgeordneten Sa-
bine Sütterlin-Waack und Alexander Funk folgten.

ZITAT DER WOCHE

»Ich werde
Ihren Scharf-
sinn und Ihren
Humor sehr
vermissen.«
Cem Özdemir, Grünen-Vorsitzender, zum
scheidenden Bundestagspräsidenten Nor-
bert Lammert (CDU).
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Das lange Warten
SÜDOSTEUROPA Die Annäherung des Westbalkans an die EU hat bisher weniger gebracht als erhofft

S
eit der Jahrtausendwende, als
die Kriege um das Erbe Jugosla-
wiens zum Stillstand kamen, ha-
ben die Staaten des westlichen
Balkans ihre Volkswirtschaften
und politische Systeme weitge-

hend auf die zukünftige Mitgliedschaft in
der Europäischen Union ausgerichtet. Sie
haben ihre Märkte geöffnet, ihre Wirtschaft
privatisiert und liberalisiert, sie halten sich
an die geforderte Austeritätspolitik. Refor-
men in Kombination mit der schrittweisen
Anpassung an das Gesetzeswerk und die
politischen Richtlinien und Aktivitäten der
EU sollen zu Marktwirtschaften und der
politischen Befähigung zur EU-Mitglied-
schaft führen. Faktisch machen die Finanz-
und Handelsbeziehungen, die geografische
Lage und die Anbindung an die EU den
Westbalkan schon längst zu einem Teil der
Union – allerdings ohne Stimmrecht und
mit etlichen Nachteilen.
Die soziale Ungleichheit in den Gesell-
schaften ist stark angestiegen, was die Län-
der noch anfälliger für Populismus, Natio-
nalismus und andere antieuropäische Strö-
mungen macht. Es hat sich eine dünne
Schicht von reichen Transitionsgewinnlern
gebildet, in der Mitte ist die Gesellschaft
„anorektisch“ und die Armut hat große
Teile der früheren Mittelschicht erreicht.
Die Arbeitslosigkeit ist mit durchschnitt-
lich etwa 20 Prozent – bei der jungen Ge-
neration 50 Prozent – doppelt so hoch wie
in der EU. Wie Meinungsumfragen aufzei-
gen, haben die jungen Menschen das Ge-
fühl, schlechter zu leben als ihre Großel-
tern in der Zeit des sozialistischen Jugosla-
wiens. Zudem ist die private und öffentli-
che Verschuldung enorm gestiegen, geför-
dert durch die Öffnung der Volkswirtschaf-
ten zur EU, mit der etwa drei Viertel des
Außenhandels erfolgt: Zwischen 2006 und
2016 hat der Westbalkan – im Vokabular
der EU umfasst er Serbien und Kosovo,
Bosnien-Herzegowina, Montenegro, die
Republik Mazedonien sowie Albanien –
ein Handelsdefizit von 97 Milliarden Euro
mit der EU angehäuft. Durchweg geben die
Staaten auch mehr aus, als
die öffentlichen Kassen ein-
nehmen. Die fehlenden Be-
träge werden durch Ver-
schuldung, vor allem im
Ausland, ausgeglichen. Das
bedeutet, dass zukünftige
Generationen die Rech-
nung bezahlen werden
müssen. In der Region aber
leben immer weniger Men-
schen, die Bevölkerung
wird immer älter, viele
wandern in den Westen
aus. Etwa ein Viertel der
Stammbevölkerung der Region, also etwa
fünf Millionen Menschen, ist in den ver-
gangenen Jahrzehnten ins Ausland gegan-
gen.
In der Tat hat sich die „unsichtbare Hand
des Marktes“ bemerkbar gemacht, aber
nicht so, wie in den Transitions-Blaupau-
sen der Europäischen Union vorgesehen.
Vetternwirtschaft und eine leistungsschwa-
che öffentliche Verwaltung verhindern vie-
lerorts die Anpassung an das politische
und wirtschaftliche Umfeld in Europa. Es
rächt sich die verfehlte Privatisierungspoli-
tik der 1990er Jahre, in deren Zuge das Ge-
meinschaftseigentum erst verstaatlicht und
dann in die Hände weniger, vor allem poli-
tisch vernetzter sogenannter „Tycoons“ ge-
langte. Seitdem werden die Volkswirtschaf-
ten ausgeplündert.

Janusköpfige Entwicklung Letztlich hat
die starke Anbindung an die EU sich als ja-
nusköpfig entpuppt: Einerseits war die Auf-
bau- und Entwicklungshilfe der Union
nach dem Ende der jugoslawischen Nach-
folgekriege von entscheidender Bedeutung.
Die Umsetzung des gemeinschaftlichen Be-
sitzstandes des EU-Rechts in den Westbal-
kanstaaten im Rahmen der Beitrittsvorbe-
reitung ist das unübertroffene Modell für
systemische Reformen. Andererseits haben
die engen Verknüpfungen nicht den er-
wünschten langfristigen Entwicklungs-
schub gebracht. Im Gegenteil: Die Auswir-

kungen der Finanz- und Schuldenkrise in
der EU seit 2008 waren in der Region, auf-
grund der Abhängigkeit von der EU, viel
stärker zu spüren. Gleichzeitig haben die
Staaten keinen Zugang zu den verschiede-
nen Stabilisierungsinstrumenten der EU.
Insgesamt zeigt sich, dass die Region vor
allem aufgrund ihrer billigen Arbeitskraft
internationale Wettbewerbsvorteile er-
heischt, aber kaum in der Lage ist, zu
wachsen und moderner zu werden. Indus-
trien sind verschwunden, da sie der Kon-
kurrenz aus der EU nicht standhalten
konnten. Solange die monatlichen Löhne

sich um 350 Euro bewegen,
werden deutsche, italieni-
sche und andere Investoren
Teile ihrer arbeitsaufwendi-
gen Produktion in den
Westbalkan verlagern. Ein
Transfer hochwertiger Tech-
nologie findet nicht statt,
sodass die Gesellschaften
im Ganzen nicht „intelli-
genter“ werden.
Angesichts des ökonomi-
schen und sozialen Krebs-
gangs in der Region ist es
für die politischen Eliten in

der Regel eine rationale Entscheidung, dass
sie ihre Legimität durch nationalistische
Rhetorik und andere politische Aufwallun-
gen versuchen zu stärken. Viel mehr kön-
nen sie den Wählern ohnehin nicht anbie-
ten, da das frühere Versprechen, zügig die
Lebensbedingungen dem EU-Durchschnitt
anzupassen, in absehbarer Zukunft offen-
bar nicht umsetzbar ist. Die Volkswirt-

schaften der Westbalkanländer müssten
jährlich um mindestens sechs Prozent
wachsen, um Ende der 2030er Jahre den
EU-Durchschnitt zu erreichen, so die Ana-
lyse der Weltbank. Nach einem Jahrzehnt
ohne Zuwachs liegt die durchschnittliche
Wachstumsrate heute aber bei kaum drei
Prozent. Die Angleichung der Wirtschafts-
leistung ist notwendig, um Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit zu stärken – eine
Bedingung für den EU-Beitritt. Die man-
gelnden Erfolge der EU-Erweiterungspoli-
tik im Westbalkan sind nicht schönzure-
den, auch wenn in Brüssel auf die Eröff-
nung neuer Verhandlungs-
kapitel mit Montenegro
und Serbien oder auf das 4.
Gipfeltreffen führender EU-
Staaten mit den Beitritts-
kandidaten im Rahmen des
„Berliner Prozesses“ in
Triest am 12. Juli dieses
Jahres verwiesen wird. Viele
Menschen in der Region
hegen den Verdacht, dass
die EU ihrer Region einzig
dann Aufmerksamkeit
schenkt, wenn sie als Kri-
senherd herhalten kann,
der Risiken für die EU birgt: als Migrati-
onskorridor, als Hort organisierter Krimi-
nalität, Rückzugsgebiet islamistischer Ge-
walttäter oder als Nebenschauplatz der
Auseinandersetzungen des Westens mit
Moskau. In dieser Situation ist die weitere
EU-Integration für die Menschen in Süd-
osteuropa kein Versprechen mehr. Ein
Blick zum Nachbarn Griechenland, die

Brexit-Katastrophe oder den Verfall der De-
mokratie in Polen und Ungarn nährt ihre
Zweifel zusätzlich, ob das derzeitige EU-
Modell das passende für sie ist.

Perspektive erforderlich Was die EU-Bei-
trittskandidaten im Westbalkan dringend
brauchen, ist eine Entwicklungsperspektive
und mehr öffentliche Investitionen, um
die jährliche Wachstumsrate zu verdop-
peln. Dafür müsstem sie bald Zugang zu
den EU-Strukturfonds erhalten, sich an
EU-Finanzstabilitätsmechanismen beteili-
gen dürfen und in jeder weiteren Hinsicht

als Teil des EU-Integrati-
onsprojekts behandelt wer-
den. Es liegt im wirtschaft-
lichen Eigeninteresse der
EU, dass die Region attrak-
tiver für Handel und Inves-
titionen wird und die Ver-
kehrs-, Energie- und Digi-
talnetze in Südosteuropa
zusammenwachsen. Dann
würde auch der Migrations-
druck aus der Region nach-
lassen. Der mögliche politi-
sche Gewinn liegt ebenso
klar auf der Hand: Die Stär-

kung der regionalen Sicherheit in Südost-
europa würde das Ansehen der EU in Zei-
ten stärken, da die Geopolitik wieder an
Bedeutung gewonnen hat. Das EU-Demo-
kratiemodell könnte neue Anziehungskraft
entfalten und damit den Einfluss anderer
Akteure wie Russland, der Türkei oder isla-
mischer Staaten – und auch der unbere-
chenbaren Trump-Administration in den
USA – eindämmen.
Die Neuausrichtung der Politik gegenüber
Südosteuropa muss jetzt vorbereitet wer-
den. Im Jahr 2019 beginnt ein neuer „insti-
tutioneller Zyklus“ der EU mit Europawah-
len, einer neuen Kommission und einem
neuen EU-Haushalt. Ziel der künftig
27 EU-Staaten sollte die Integration der
Länder des westlichen Balkans sein. Mit ei-
nem Erfolg ihres Wirtschafts- und Sozial-
modells in der Region würde die EU zu
neuer Strahlkraft als strategisch denkender
und handelnder Akteur gelangen, der es
schafft, die Lebensbedingungen in Europa
tatsächlich anzugleichen. Dušan Reljic T

Der Autor leitet das Brüsseler Büro
der Stiftung Wissenschaft und Politik

Die wiederaufgebaute Brücke von Mostar in Bosnien-Herzegowina verbindet den bosniakisch geprägten Ostteil mit dem kroatisch geprägten Westteil der Stadt und gilt seit Jahr-
hunderten als Symbol für die Verbindung zwischen Ost und West. 1993 wurde sie im Krieg zerstört und damit zum Inbegriff für die Tragödie Jugoslawiens. © picture-alliance/Westend61

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Viele Kosovaren müssen sich als Händler durchschlagen, um über die Runden zu kom-
men. Kosovo ist eines der ärmsten Länder Europas. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Endlich
handeln

VON JOHANNA METZ

„Der Balkan produziert mehr Geschichte als er
verbrauchen kann.“ So urteilte einst der briti-
sche Premier Winston Churchill. Wie recht er
damit hatte, bewies das multikulturelle Pulver-
fass im Südosten Europas im vergangenen
Jahrhundert mehr als einmal. Hier an der
Grenze zwischen Orient und Okzident entzün-
dete sich der Erste Weltkrieg, in dessen Folge
das alte Europa zerbrach. Hier mündete ag-
gressiver Nationalismus nach dem Zerfall des
Vielvölkerstaates Jugoslawien Anfang der
1990er Jahre in den (bislang) letzten Krieg auf
europäischem Boden. Er führte in der deut-
schen Politik zu einem damals viel diskutierten
Paradigmenwechsel: Erstmals nach dem Zwei-
ten Weltkrieg beschloss der Bundestag 1995,
deutsche Soldaten in einen bewaffneten Ein-
satz, nach Bosnien-Herzegowina, zu schicken.
Der Balkan hat das Potenzial, die europäische
Ordnung ins Wanken oder gar zum Einsturz zu
bringen. Deshalb geben die jüngsten Entwick-
lungen Anlass zur Sorge. 20 Jahre nach Ende
der Jugoslawien-Kriege nehmen ethnische
Konflikte und Grenzstreitigkeiten in und zwi-
schen den Staaten wieder zu. Nationalismus
und Korruption blühen, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit sind gefährdet. Die wirt-
schaftliche und soziale Lage ist prekär.
Die EU hat zwar Milliarden an Entwicklungs-
geldern in die Region gepumpt, ansonsten
aber zu lange ignoriert, was sich an ihrer Süd-
ostflanke wieder zusammenbraut. In Teilen hat
sie es sogar mitverschuldet. Denn die bereits
im Jahr 2003 eingeräumte Beitrittsperspektive
für die proeuropäischen Staaten des westli-
chen Balkans hat sich bis heute nur für Kroa-
tien erfüllt. Alle anderen stehen weiter in der
Schlange und fragen sich, ob sie je an der Rei-
he sein werden. Das entmutigt, bremst ihren
Reformeifer und stärkt die Nationalisten. An-
dere Akteure – Russland, die Türkei, Islamisten
aus den Golfstaaten – drängen mit Macht in
das Vakuum.
Will die EU den Balkan nicht verlieren und die
Stabilität in ganz Europa nicht gefährden,
muss sie den Staaten wieder eine glaubwürdi-
ge Perspektive einräumen und die demokrati-
schen Kräfte in der Zivilgesellschaft stärken.
Die Signale, die von der jüngsten Westbalkan-
Konferenz in Triest ausgingen, sind ein erster,
wichtiger Schritt. Ausruhen darf sich die EU
darauf aber nicht.

Die weitere
EU-Integration

ist für die
Menschen

kein
Versprechen

mehr.

Etwa ein
Viertel der
Stammbe-
völkerung

ist ins
Ausland

gegangen.
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GASTKOMMENTARE
IST DER WESTBALKAN FÜR DIE EU VERLOREN?

So wird das nichts
PRO Ja, die Westbalkan-Staaten drohen, für die EU

verloren zu gehen. Ein wichtiger Grund ist,
dass Russland und die Türkei ihre geopoliti-
schen Möglichkeiten in der Region entdeckt

haben. Vor allem Moskau untergräbt die Integrität
der EU, indem es die Westbalkan-Staaten zur Pen-
deldiplomatie im schlechtesten Sinne ermuntert.
Motto: Was du von der EU willst, bekommst du
von uns auch, nur billiger: Wir fragen weder nach
Korruption noch nach Pressefreiheit. Damit lässt
sich natürlich gegenüber Brüssel der demokra-
tisch-bürgerrechtliche Preis für die nächste Zu-
wendung herunterdrücken.
Und die Regierungen sind dafür anfällig. Das win-
zige Montenegro zum Beispiel mit seinen 600.000
Einwohnern wird faktisch seit 1990 von einer
halbseidenen Figur regiert, die alle paar Jahre – so
auch seit November 2016 – einen engen Freund
nach vorn schiebt. Milo Djukanovic hat sich offen-
sichtlich einen Staat zur Absicherung der undurch-
sichtigen Geschäfte seiner Familie zugelegt, spon-
sored by EU.
Nun ist die Lage etwa in Serbien zweifellos eine
seriösere. Und für alle Westbalkan-Staaten gilt:
Die EU darf den Teil der Bevölkerung, der (in) ein
demokratisches Europa will, nicht enttäuschen.
Doch bei aller Verantwortung, die wir dort haben
– wenn das viele Geld, das in die Region fließt, die
Korruption erkennbar mehr fördert als Arbeitsplät-
ze schafft, nützt es auch den Menschen dort nicht.
Es ist falsch so zu tun, als habe man es auf dem
Westbalkan mit lauter aufstrebenden Rechtsstaa-
ten zu tun, die bloß grad noch mit Stützrädern
fahren. Die EU muss Korruption sanktionieren.
Und die Bürger des Westbalkans selbst müssen
korrupte Regierungen austauschen. Sonst wird
das nichts mit Europa.

Ulrike Winkelmann,
Deutschlandfunk
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Längst nicht verloren
CONTRA Welche Bedrohung sich im Südosten

des Kontinents zusammenbraut, ist
Europas Öffentlichkeit viel zu wenig
bewusst. Auf dem Westbalkan lebt

der ethnische Nationalismus mit wachsender Ag-
gressivität wieder auf. Mehr noch als in den bluti-
gen 1990er Jahren ist er dazu mit religiösem Ex-
tremismus aufgeladen und wird er von auswärti-
gen antidemokratischen Mächten befeuert.
In Serbien, Montenegro und dem serbischen Teil
Bosniens schürt Putins Russland einen christlich-
orthodox drapierten Neo-Panslawismus. Gefördert
von Erdogans Türkei und arabischen Golfstaaten
breitet sich im muslimischen Bosnien und im Ko-
sovo islamischer Fundamentalismus aus. Zugleich
verliert die EU, selbst durch nationale Regressions-
tendenzen geschwächt, an Attraktivität. Nur diese
aber wirkte den ethnonationalistischen Destrukti-
onskräften bislang effektiv entgegen. Neue kriege-
rische Gewaltexplosionen könnten das Grauen der
Balkankriege ab 1991 noch übertreffen. Und sie
wären kaum regional zu begrenzen.
Doch verloren ist die Region für die EU noch
längst nicht. Mit dem Westbalkan-Gipfel existiert
immerhin ein institutioneller Rahmen für mehr Ko-
operation zwischen den ex-jugoslawischen Staa-
ten plus Albanien. Der gegen Moskau durchge-
setzte Nato-Beitritt Montenegros signalisiert, dass
die Orientierung nach Westen anhält. Doch sind
vonseiten der EU viel größere Anstrengungen zu
wirtschaftlicher Entwicklung und demokratischer
Stabilisierung der vermeintlichen „Peripherie“ nö-
tig. Sie zu vernachlässigen wäre fatal. Die EU kann
es sich nicht leisten, den Westbalkan aufzugeben.
Nichts weniger als ihre eigene friedliche und de-
mokratische Zukunft steht dort auf dem Spiel.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 13.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Richard Herzinger,
»Die Welt«,
»Welt am Sonntag«
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Herr Hahn, im Juli hat die EU auf
dem Westbalkan-Gipfel in Triest ihr Bei-
trittsversprechen für Bosnien-Herzegowi-
na, Serbien, Montenegro, Kosovo, Maze-
donien und Albanien erneuert. Wie
wahrscheinlich ist es, dass die Länder ihr
früher oder später angehören werden?
Die Beitrittsperspektive aller sechs Balkan-
länder ist klar und wird von den aktuellen
EU-Ländern auch einstimmig unterstützt.
Nur die Geschwindigkeit der Annäherung
hängt von den konkreten Verdiensten jedes
einzelnen Landes ab. Damit sind Fort-
schritte bei der Umsetzung von Reformen
im wirtschaftlichen und rechtsstaatlichen
Bereich sowie bei der regionalen Koopera-
tion und im regionalen Versöhnungspro-
zess gemeint. Das heißt, die Länder haben
es selbst in der Hand, wie lange sie brau-
chen. Qualität geht vor Geschwindigkeit!
Es muss unser aller Ziel sein, am Ende op-
timal vorbereitete Kandidatenländer zu ha-
ben, die als Bereicherung und nicht als Be-
lastung für die EU empfunden werden.

Ist die Europäische Union nach Euro-
Krise und Brexit-Schock überhaupt noch
in der Lage, weitere Länder aufzuneh-
men?
Absolut. Der Austritt Großbritanniens, so
bedauerlich er auch ist, ist ein Einzelfall. Er
hat das Bewusstsein unter den verbleiben-
den Mitgliedstaaten geschärft, wie wichtig
die Union für sie ist, und wie stabilisierend
eine Beitrittsperspektive für die Balkanlän-
der wirkt. Wir haben die Wahl, Stabilität
zu exportieren – und der Beitrittsprozess
ist durch den Anreiz für politische und
wirtschaftliche Reformen ein zentraler Bei-
trag dazu – oder Instabilität zu importie-
ren. Und nicht zu vergessen: Der Westbal-
kan war historisch und kulturell immer
Teil Europas.

Wie attraktiv ist die europäische Per-
spektive dort aber noch? Nach Jahren in
der Warteschleife scheinen sich viele re-
signiert abzuwenden.
Es gibt trotz aller Herausforderungen für
diese Staaten keine strategische Alternative
zum EU-Beitritt, weder politisch noch wirt-
schaftlich noch gesellschaftlich. Das wissen
die Bürger dieser Länder auch. Klar ist aber
ebenso: Wir müssen den Beitrittsprozess
robuster und effektiver machen, durch eine
Fokussierung der Heranführungshilfe,
durch stärkeren Druck bei der Lösung bila-
teraler Probleme – wie zum Beispiel im
Dialog zwischen Serbien und dem Kosovo
– und durch einen engen regionalen Aus-
tausch. Umgekehrt müssen die Politiker
der jeweiligen Länder den Vorteil einer EU-
Mitgliedschaft gegenüber der Bevölkerung
glaubwürdiger und mit konkreten Beispie-
len vermitteln. Die Sichtbarkeit der EU-ge-
förderten Projekte und unseres Engage-
ments muss auf jeden Fall erhöht werden.

Können die Konflikte zwischen den
Balkanstaaten denn wirklich nur durch
eine Beitrittsperspektive entschärft wer-
den?
Ja, denn unsere Anziehungskraft hat einen
großen Stabilisierungseffekt. Stellen sie
sich vor, wir hätten diese Länder sich selbst
überlassen, etwa im Kontext der Migrati-
onskrise! Die Folgen für Europa wären
enorm gewesen. Die europäische Perspekti-
ve und ihre ganz konkrete Umsetzung, et-
wa durch den vor kurzem beschlossenen
„Gemeinsamen Regionalen Wirtschafts-
raum“, sind wichtige Beiträge zu Versöh-
nung, Sicherheit und Stabilität.

Wirtschaftlich spielt die Region für
Europa eine eher geringe Rolle. Warum
wird ihr dennoch diese große Bedeutung
zuteil?
Ich würde die wirtschaftliche Bedeutung
des Westbalkans nicht unterschätzen. Es
handelt sich immerhin um einen Markt
mit 20 Millionen Konsumenten, der zu-

dem durch seine unmittelbare Nähe zur
EU äußerst attraktiv ist. Sie ist heute schon
der größte Handelspartner der Region.
Durch den „Gemeinsamen Regionalen
Wirtschaftsraum“ kann das Potenzial die-
ses Marktes optimal genutzt werden; er
umfasst wichtige Bereiche wie Handel, In-
vestitionen, Dienstleistungen, Arbeitsmo-
bilität und einen einheitlichen digitalen
Markt – und wird ein echter Wachstums-
motor für die Region sein. Nicht zuletzt ist
eine gute Wirtschaftsentwicklung des West-
balkans auch in unserem Interesse. Regio-

nale Konflikte und der Druck zu Migration
können massiv entschärft werden, wenn
man Menschen eine Zukunftsperspektive
im eigenen Land bietet.

Die EU hat schon in den vergangenen
Jahren viel Geld in die Region investiert.
Trotzdem nehmen die Konflikte zwischen
den Staaten wieder zu, flammt der Na-
tionalismus wieder auf. Was ist schief ge-
laufen?
Ich stimme dieser Analyse nicht zu. Es gibt
in der Tat wiederholt Versuche, nationalis-

tische Reflexe politisch einzusetzen. Ich in-
vestiere aber viel, und letztlich auch erfolg-
reich, in Deeskalation. Wir haben zwei
schwere innenpolitische Krisen in Alba-
nien und Mazedonien entschärft, den EU-
Prozess in Serbien als zentralem Akteur in
der Region beschleunigt und auch die re-
gionale Zusammenarbeit zwischen den
Staaten verbessert.

Und wie steht es um die weit verbrei-
tete Korruption?
Die Korruptionsbekämpfung ist eine unse-
rer Prioritäten im Beitrittsprozess. Im legis-
lativen Bereich ist einiges geschehen, jetzt
geht es um die robuste Umsetzung, das
heißt um effektives Aufdecken und straf-
rechtliche Verfolgung. Ich begrüße sehr,
dass sich alle Westbalkan-Länder in der
Schlusserklärung von Triest verpflichtet ha-
ben, ihre Anstrengungen in diesem Bereich
zu verstärken. Und trotz aller bestehenden
Defizite: Es gibt Fortschritte. So haben zum
Beispiel alle Westbalkan-Länder speziali-
sierte Anti-Korruptionsbehörden eingerich-
tet. Zudem setzen sie Anti-Korruptions-
Strategien um, wobei ein Schwerpunkt auf
der proaktiven Vermeidung von Korrupti-
on durch Transparenz und gute Verwaltung
liegt.

Die EU will in den kommenden Jah-
ren erneut Milliarden für den Balkan be-
reitstellen. Was soll damit konkret ge-
schehen?
Für die Periode 2018 bis 2020 ist eine fi-
nanzielle Unterstützung von insgesamt
2,85 Milliarden Euro für den Westbalkan
vorgesehen, davon eine Milliarde für regio-
nale Projekte. Wir fördern Maßnahmen in
folgenden Schwerpunktbereichen: Demo-
kratieentwicklung, Rechtsstaatlichkeit, Kor-
ruptionsbekämpfung, nachhaltige Wirt-
schaftsentwicklung und Wettbewerbsfähig-
keit. Auf regionaler Ebene liegt der Fokus
auf der Kofinanzierung von wichtigen In-
frastruktur-Projekten im Rahmen der soge-
nannten „Connectivity Agenda“. Dabei
geht es um grenzüberschreitende Infra-
strukturprojekte in den Bereichen Verkehr,
Energie, Jugendzusammenarbeit und Digi-
tales. Zusätzlich fördern wir die Zivilgesell-
schaft, etwa die Teilnahme an EU-Gemein-
schaftsprogrammen.

Jenseits der Europäischen Union spie-
len auch andere Akteure, insbesondere
Russland und die Türkei, eine wichtige
Rolle in der Region. Wie bewerten Sie
diese?
Der Westbalkan ist durch seine geografi-
sche Lage, seine Geschichte und Vielfalt an
Kulturen quasi eine Brücke. Daher gibt es
auch historisch gewachsene Beziehungen
einzelner Länder zu bestimmten Staaten
wie etwa Serbien zu Russland. Für uns
zählt einzig und allein, dass die Länder
sich zu ihrer europäischen Perspektive als
strategischem Ziel bekennen und auch
dementsprechend handeln. Wir sind nicht
naiv und sehen die Versuche anderer Ak-
teure, von außen Einfluss zu nehmen. Aber
ich denke, die politisch Verantwortlichen
und auch die Bürger am Westbalkan wis-
sen sehr wohl, wo der enorme Unterschied
zwischen unserem Angebot und dem an-
derer Gesellschaftsmodelle liegt.

Das Gespräch führten Alexander Heinrich
und Johanna Metz. T

Der Österreicher Johannes Hahn (59)
ist seit November 2014 EU-Kommissar

für die Europäische Nachbarschaftspolitik
und Erweiterungsverhandlungen.
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»Immer
ein Teil
Europas«
JOHANNES HAHN Der EU-
Erweiterungskommissar sieht
keine strategische Alternative zu
einem EU-Beitritt der sechs
Westbalkanstaaten

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Der Westbalkanexperte: Josip Juratovic

Josip Juratovic macht sich Sorgen um den Westbalkan. „Es
herrscht zwar kein Krieg mehr. Konflikte gibt es aber nach
wie vor viele in der Region“, sagt der 1959 im kroatischen
Koprivnica geborene SPD-Abgeordnete. Konflikte sowohl

innerhalb als auch zwischen den Staaten. Ein Muster zeichnet
sich da seiner Ansicht nach deutlich ab: Insbesondere vor Wah-
len würden verstärkt nationalistische Ressentiments geschürt,
um von innenpolitischen Schwächen abzulenken. Ein perma-
nentes Klima der Spannung werde so aufrechterhalten.
Angesichts dessen fordert Juratovic ein stärkeres Engagement
der EU. „Ich befürworte – schon in unserem eigenen Interesse
– die rasche EU-Integration der gesamten Region“, sagt er.
„Wir können uns im Herzen Europas einen weißen Fleck der
Unberechenbarkeit nicht leisten.“ Die starken und weiter zu-
nehmenden Einflüsse von Russen, Türken aber auch Saudi Ara-
biens auf die Region sorgen den 58-Jährigen. „Würde man die
Staaten in die EU integrieren, könnte man diese Einflüsse zu-
rückdrängen“, glaubt Juratovic.
Insbesondere ein Serbien, „das nicht in der EU ist“, stellt aus
seiner Sicht eine Gefahr für die ganze Region dar. Der verlorene
Balkankrieg habe dazu geführt, dass es viele revanchistische
Gedanken gebe. „Wir müssen aufpassen, dass sich die Serben
nicht fühlen wie die Deutschen nach dem verlorenen Ersten
Weltkrieg“, zieht Juratovic eine historische Parallele. Das Pro-
blem dabei: Auf dem gesamten westlichen Balkan gebe die po-
litische Elite vor, gern Mitglied der EU werden zu wollen, hand-

le aber keineswegs entsprechend. Vielmehr entstehe für ihn der
Eindruck, die jeweiligen Eliten fürchteten die im Beitrittsfall
drohende juristische Aufarbeitung ihrer Korruption, wie es in
Kroatien mit Ex-Premier Ivo Sanader geschehen ist.
Jahrelange Korruption und Amtsmissbrauch hätten auch die po-
sitive Entwicklung Mazedoniens verhindert. Juratovic spricht
sogar von einem Rückschritt. Und dennoch: „Mazedonien sollte
Nato-Mitglied werden, um für Stabilität zu sorgen“, fordert er.

Ein Argument, den EU-Beitrittsprozess für die gesamte Region
zeitnah zu beginnen, ist für ihn die Entwicklung Kroatiens. „Der
EU-Beitritt hat dazu geführt, dass vieles in Kroatien positiv vo-
rangetrieben wurde, dass die konstruktiven Kräfte im Land ge-
stärkt wurden, die unsere Unterstützung brauchen, weil sie
sonst machtlos gegen den auch dort herrschenden Nationalis-
mus sind“, sagt Juratovic, der 1974 nach Deutschland kam.

In der SPD-Fraktion ist der gelernte Kfz-Mechaniker mit Wohn-
sitz im nordwürttembergischen Gundelsheim seit 2013 Integra-
tionsbeauftragter. Seine Integration in Deutschland verlief weit-
gehend reibungslos, sagt er. „Als Migrant muss ich mich an der
Gesellschaft beteiligen und mich mit ihr identifizieren. Dann
kann ich auch erwarten, dass die große Mehrheit der Gesell-
schaft zu mir steht und mich schützt“, lautet sein Rezept für ei-
ne gelungene Integration.
Dass sich muslimische Flüchtlinge schwerer integrieren lassen als
Flüchtlinge anderer Religionen glaubt er nicht. „Die Menschen,
die zu uns kommen sind nicht alle Engel, sie haben teilweise die
Hölle erlebt.“ Sie kämen mit Hoffnungen und Ambitionen und
fänden „ein wunderbares Land mit einer tollen Gesellschaft vor,
die bereit ist zu helfen“. Wenn Flüchtlinge jedoch keine Perspekti-
ve erhielten „entstehen Enttäuschungen auf beiden Seiten“.
Enttäuscht wäre sicherlich auch Josip Juratovic wenn es am
Wahlsonntag nicht für seinen erneuten Einzug in den Bundes-
tag reichen würde. Auf fifty-fifty schätzt er seine Chance ein.
Und falls es nicht klappt? „Ich bin auf jeden Fall für die zwölf
Jahre Bundestag sehr dankbar“ sagt er. Als Migrant vom einfa-
chen Fließbandarbeiter zum Parlamentarier – ein ausländischer
Diplomat habe ihm gegenüber vom „Phänomen Juratovic“ ge-
sprochen. Zu Unrecht wie der SPD-Politiker findet. Phänomenal
sei vielmehr die deutsche Gesellschaft, in der er leben dürfe.
„Um diese Gesellschaft beneiden uns viele. Auf diese Gesell-
schaft können wir stolz sein.“ Götz Hausding T

.....................................................................................................................................................

»Ich befürworte – schon
in unserem eigenen

Interesse – die rasche
EU-Integration der
gesamten Region.«
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Neues Ringen alter Mächte
EINFLUSSSPHÄREN In der krisengeschüttelten Region bringen sich Russland und die Türkei in Stellung

A
m 5. Juni wurde im Fah-
nenrondell des Brüsseler
Nato-Hauptquartiers erst-
mals die Flagge Montene-
gros gehisst. Das Bündnis
zelebrierte die Aufnahme

seines 29. Mitgliedstaates. Wie immer,
wenn nach dem Ende des Kalten Krieges
eine Nato-Erweiterung anstand, hatte Mos-
kau auch diesmal Bedenken angemeldet.
Das Murren hat den Beitritt Montenegros
aber eher beschleunigt. Eile schien gebo-
ten, weil es mehr als bloß Anzeichen für ei-
ne russische Subversion
gab. Moskau, das sich sei-
nerseits vor einigen Jahren
um die Errichtung einer
Marinebasis im montene-
grinischen Tivar bemüht
haben soll, machte sich da-
bei zunutze, dass die Ge-
sellschaft des Kleinstaates
an der adriatischen Ostküs-
te in politische Lager ge-
spalten ist, die eine erbit-
terte Feindschaft austragen.
Auch der Nato-Beitritt löste
eine heftige Kontroverse
aus. Im November 2016 schienen die Si-
cherheitsbehörden einer Eskalation der La-
ge gerade noch zuvorgekommen zu sein,
als sie einen mutmaßlichen Verschwörer-
zirkel aufdeckten, der Attentate auf Politi-
ker geplant haben soll. Die Anklage spricht
von Hintermännern in Belgrad und Mos-
kau. Ob dies zutrifft, ist ungewiss.

Magnet Europa Mit dem Nato-Beitritt
Montenegros wurde ein weiterer Schritt auf
dem Weg zur Integration des westlichen
Balkan in die europäische und euroatlanti-
sche Staatengemeinschaft vollzogen. Die
Bilanz dieses Prozesses ist dennoch durch-
wachsen. Von den acht Staaten der Region
gehören vier – Albanien, Kroatien, Monte-
negro und Slowenien – der Nato an. Erst
zwei von ihnen, Kroatien und Slowenien,
gelang der Beitritt zur EU. Eine Mitglied-
schaft in der Nato mag dabei für einen
Prestigegewinn und ein höheres Maß an
Sicherheit sorgen. Zur Lösung ökonomi-
scher und sozialer Kernprobleme leistet sie
jedoch keinen Beitrag. Für die Staaten der
Region ist daher ein Beitritt zur EU uniso-
no das eigentliche Ziel.
Brüssel hat stets bekundet, dass sie es errei-
chen können, sobald sie dafür die Voraus-
setzungen erfüllen. Um die Aspiranten an
die EU heranzuführen, wurden Institutio-
nen geschaffen, Berater entsandt und Fi-
nanzhilfen geleistet. Mit Serbien und Mon-
tenegro sind die Beitrittsverhandlungen er-
öffnet. Albanien und Mazedonien gelten

als offizielle Bewerberländer. Bosnien-Her-
zegowina hat seinen Beitrittsantrag 2016
gestellt. Die Serie von Konferenzen, auf de-
nen seit 2013 die Regierungschefs von füh-
renden EU-Ländern und der Staaten des
westlichen Balkan im Jahresrhythmus zu-
sammenkommen, signalisiert, dass die Re-
gion wieder in den Fokus gerückt ist. Auch
die USA haben sich in ihr zurückgemeldet.
Nachdem sie 2008 dem Kosovo zur Seite
gestanden hatten, als dieser seine Unab-
hängigkeit erklärte, waren sie weitgehend
in den Hintergrund getreten. Nun ist es

wesentlich ihrem diploma-
tischen Wirken zu verdan-
ken, dass ein friedlicher Re-
gierungswechsel in Maze-
donien möglich wurde, die
albanische Opposition von
ihrer Drohung abrückte,
die Parlamentswahlen zu
boykottieren (die sie dann
gleichwohl verlor) und der
Kosovo die Absicht zurück-
stellte, eigene Streitkräfte
aufzustellen.
Mit dieser Neuausrichtung
treten Europäer wie Ameri-

kaner auch den Versuchen Russlands und
der Türkei entgegen, in der Region an Ein-
fluss zu gewinnen. Im Zentrum der Bemü-
hungen Moskaus steht dabei Serbien, das
vor allem davon abgehalten werden soll,
ebenfalls den Weg in die Nato einzuschla-
gen. 2013 sind beide Staaten eine „strategi-
sche Partnerschaft“ eingegangen. Im glei-
chen Jahr erlangte Serbien einen Beobach-
terstatus in dem 2002 auf Initiative Mos-
kaus gegründeten Militärbündnis „Organi-

sation des Vertrages über kollektive Sicher-
heit (OVKS)“. Ebenfalls 2013 unterzeichne-
ten Russland und Serbien ein Abkommen
über Verteidigungskooperation. Nicht zu-
letzt leistet Russland Belgrad wertvolle di-
plomatische Rückendeckung in der Koso-
vofrage und nutzt diese zugleich, um auch
in Mazedonien und Montenegro antiame-
rikanische Vorbehalte zu schüren. Moskau
bezichtigt die USA, im Rahmen seiner en-
gen Beziehungen zu Tirana und Pristina
„großalbanischen“ Bestrebungen Vorschub
zu leisten. Tatsächlich scheint dieses The-
ma nicht länger ein Tabu zu sein. Mazedo-
nien, Montenegro und Serbien als Staaten
mit albanischen Minderheiten sind be-
sorgt. Ihre Befürchtungen werden in Brüs-
sel geteilt. Die EU mahnt, dass die beste-
henden Grenzen nicht in Frage gestellt
werden dürfen.
Die Zusammenarbeit mit Russland hat Ser-
bien nicht davon abgehalten, auch Bande
zur Nato zu knüpfen. Bereits 2006 erfolgte
der Beitritt zur Initiative „Partnerschaft für
den Frieden“. 2015 unterzeichnete Serbien
den „Individuellen Partnerschaftsaktions-
plan“ mit der Nato, der als engste Form
der Zusammenarbeit unterhalb der
Schwelle der Mitgliedschaft gilt. Ein Beitritt
steht aber nicht auf der Agenda. Belgrad
beharrt darauf, Neutralität zu wahren. Sehr
wohl wird allerdings eine Mitgliedschaft in
der EU angestrebt. Brüssel sieht die Militär-
kooperation mit Russland nicht als Hin-
dernis für einen Beitritt an. Allerdings
müsste sich Belgrad im Rahmen der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
der EU bewegen. Die serbische Regierung
befindet sich daher in einer komfortablen
Lage. Je mehr sie von Russland umworben
wird, desto größer ist ihre Verhandlungs-
macht gegenüber Brüssel.
Die Sorge, letztlich nur instrumentalisiert
zu werden, um sich gegenüber der EU Vor-
teile zu verschaffen, muss Moskau hin-
sichtlich der Republik Srpska nicht hegen.
Diese Entität Bosnien-Herzegowinas ist we-
gen ihrer Obstruktionspolitik gegen ge-
samtstaatliche Institutionen und der laten-
ten Drohung, die Unabhängigkeit oder
den Anschluss an Serbien zu betreiben, in-
ternational isoliert. Ihre Anlehnung an
Russland spielt diesem ein Instrument in
die Hand, das durch das Dayton-Abkom-
men zwar befriedete, aber zugleich paraly-
sierte Land zu destabilisieren. Die Bosnien-
Herzegowina in die Wiege gelegte institu-
tionelle Schwäche versucht sich aber nicht
allein Moskau zunutze zu machen. Die
Türkei bemüht sich um einen vergleichba-
ren Schulterschluss mit den muslimischen
Bosniaken. Während des Bürgerkrieges ge-
hörte sie zu den zahlreichen islamischen

Staaten, aus denen unter Umgehung des
Embargos Waffen an bosnische Milizen ge-
liefert wurden. Heute erschöpfen sich ihre
Möglichkeiten in Kulturpolitik. Auf dem
ganzen westlichen Balkan betreiben staatli-
che und private türkische Institutionen die
Restauration von Baudenkmälern der os-
manischen Zeit und subventionieren wie
auch Geldgeber aus Saudi-Arabien, Katar,
und dem Iran Netzwerke, die der Wieder-
belebung religiöser Bindungen in einer
weitgehend laizistisch gewordenen Gesell-
schaft fördern sollen. Die Wirkungen die-
ser Soft Power sind allerdings überschau-

bar. Neoosmanische Ideologien und die
Beschwörung religiöser Verbundenheit sto-
ßen bei den Muslimen der Region auf ge-
ringes Echo. Bosniakische Politiker suchen
zwar die Nähe zur Regierung Erdogan, weil
sie der Auffassung sind, dass sie wie die
serbische und die kroatische Bevölkerungs-
gruppe einer externen Anlehnungsmacht
bedürfen. Der Blick auf Wirtschaftsstatisti-
ken macht aber deutlich, wie wenig ihnen
die Türkei bieten kann. Als Handelspartner
und Direktinvestor rangiert sie unter ferner
liefen. Russland kann ökonomisch deut-
lich mehr Gewicht in die Waagschale wer-

fen. Es ist der wesentliche Energielieferant
und investiert in Banken, Industrien und
Infrastruktur. Dieses Engagement ist aber
nicht groß genug, um die Staaten der Regi-
on von ihrer Ausrichtung auf die EU ab-
bringen zu können. Nadelstiche aus Russ-
land wie auch der Türkei werden daher
wirkungslos bleiben, wenn sich der Ein-
druck durchsetzt, dass die Perspektive Mit-
gliedschaft und nicht das Ausharren in ei-
ner Warteschleife ist. Peter Boßdorf T

Der Autor ist Fachjournalist
für Sicherheitspolitik.

Das westliche Bündnis ist auf dem Balkan angesagt: Die Flagge von Montenegro wird vor dem Brüsseler Nato-Hauptquartier gehisst. © picture-alliance/abaca

Moscheen wie hier in Prizren im Kosovo
prägen wieder häufiger die Stadtbilder
auf dem Balkan.
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Unruhig seit Jahrtausenden
GESCHICHTE Schon das Römische Reich konnte den Balkan kaum unter Kontrolle halten

Das Klischee vom unruhigen Balkan ist so
alt wie die überlieferte Geschichte selbst.
Bereits den Römern gelang es nur mit Mü-
he, die Region, die immerhin die beiden
Machtzentren ihres Imperiums verband,
unter Kontrolle zu halten. Als durch den
Fall Konstantinopels im Jahr 1453 der Un-
tergang des oströmischen Reiches besiegelt
war, hatten sich die Türken als bestimmen-
de Macht auf dem Balkan durchgesetzt. Zu
erodieren begann diese im frühen 19. Jahr-
hundert. In den 1820er Jahren gelang es
zunächst den Griechen, in einem Unab-
hängigkeitskrieg die türkische Herrschaft
zu beenden. Auch Serbien und Montene-
gro beschritten den Weg zur Selbständig-
keit. Auf dem Berliner Kongress, der zu Be-
endigung der seit 1875 schwelenden und
mit dem russisch-osmanischen Krieg eska-
lierten Balkankrise einberufen worden war,
wurden sie 1878 (ebenso wie Rumänien)
als souveräne Staaten anerkannt. Auch Bul-
garien erreichte in den folgenden Jahr-
zehnten seine Selbständigkeit.

Immer wieder Kriege Den Schlusspunkt
setzte der Erste Balkankrieg im Jahr 1912,
in dem eine Allianz aus Bulgarien, Serbien,
Montenegro und Griechenland dem Os-
manischen Reich seine letzten europäi-
schen Territorien nahezu vollständig ent-
wand. Aus ihm ging Albanien als souverä-
ner Staat hervor.
Befriedet war die Region damit nicht.
Längst rivalisierten Russland und die öster-
reichisch-ungarische Doppelmonarchie
um Einfluss. Die Nationalitätenkonflikte,
die das Habsburger Reich insgesamt be-
drohten, regten sich auch in seinen kroati-
schen und slowenischen Besitzungen. Das
Attentat auf den österreichischen Thronfol-
ger und seine Frau am 28. Juli 1914 wurde

zum Auslöser des Ersten Weltkrieges, an
dessen Ende nicht allein der Untergang der
Habsburger Monarchie, sondern auch die
Gründung des Königreichs der Serben,
Kroaten und Slowenen stand. Dieser erste
jugoslawische Staat folgte zwar der Auffas-
sung, dass es nur eine südslawische Nation
gäbe, die sich in drei Erscheinungsformen
manifestiere. Tatsächlich prägten aber Na-
tionalitätenkonflikte das Bild. Diese ver-
suchten die deutschen Besatzer im Zweiten
Weltkrieg sich zunutze zu machen, indem
sie einen kroatischen Satellitenstaat errich-
teten. Die Akzeptanz, auf die sein Regime
stieß, war jedoch gering.
Der Anführer der Partisanen, Josip Broz,
genannt Tito und selbst ein Kroate, favori-
sierte nach dem Krieg einen Neuanfang

unter föderalem Vorzeichen. Die Föderati-
ve Volksrepublik Jugoslawien erkannte ne-
ben Serben, Kroaten und Slowenen auch
Mazedonier und Montenegriner als Staats-
völker an. 1968 erhielten die Bosniaken
ebenfalls diesen Status. Das Kosovo und
die Vojvodina genossen innerhalb der ser-
bischen Teilrepublik weitgehende Autono-
mie. Tito gelang es nach seinem Bruch mit
Moskau im Jahr 1948, durch geschicktes
Lavieren zwischen den Blöcken internatio-
nales Renommee zu erwerben. Innenpoli-
tisch setzte er, allerdings ohne parteipoliti-
schen Pluralismus zuzulassen, in Abgren-
zung zum Staatsdirigismus der sowjeti-
schen Hemisphäre auf einen demokrati-
schen Sozialismus mit marktwirtschaftli-
chen Zügen. Der ökonomische Auf-
schwung, den Jugoslawien auf diesem Kurs
erlebte, kam erst in den 1970er Jahren ins
Stocken. Die Arbeiterselbstverwaltung war
zu einem bürokratischen Moloch mutiert.
Die immer weiter gehende Föderalisierung
unterhöhlte die bundesstaatliche Entschei-
dungsfindung. Der Anpassung an sich im-
mer schneller wandelnde außenwirtschaft-
liche Rahmenbedingungen misslang. Das
Gefälle zwischen den relativ wohlhaben-
den Regionen des Nordens und den Ar-
menhäusern des Südens wuchs. Als Tito
1980 starb, waren die Zentrifugalkräfte da-
her längst freigesetzt. Es war allerdings we-
der absehbar noch unvermeidlich, dass sie
in Kriegen enden würden. pb T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Auch
die USA

haben sich
in der
Region
zurück

gemeldet.

Seine Ermordung führte in den Ersten
Weltkrieg: Der österreichisch-ungarische
Thronfolger Franz Ferdinand
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LÄNDERINFORMATIONEN

Balkan
Der Begriff „Balkan“ ist umstritten. Geo-
graphisch zählen zur Balkanhalbinsel Slo-
wenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowi-
na, Albanien, Kosovo, Montenegro,Serbien,
Makedonien, Griechenland, Rumänien, Bul-
garien und der europäische Teil der Türkei.

Albanien

Fläche: 28.748 km²
Bevölkerung: 2,89 Mio. Einwohner,
+ 0,31 Prozent pro Jahr
Landessprache: Albanisch
Hauptstadt: Tirana, 0,617 Millionen
Nationalfeiertag: 28. November (Prokla-
mation der Unabhängigkeit vom Osmani-
schen Reich 1912)
Religionen: 70 Prozent muslimisch,
20 Prozent griechisch-orthodox und zehn
Prozent römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Versammlung der Republik
(140 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
NATO, EU-Beitrittskandidat
Bruttoinlandsprodukt: 10,3 Mrd. Euro

Bulgarien
Fläche: 111.002 km²
Bevölkerung: 7,15 Mio. Einwohner,
- 0,6 Prozent pro Jahr
Landessprache: Bulgarisch
Hauptstadt: Sofia, 1,25 Mio.
Nationalfeiertag: 3. März („Tag der Be-
freiung vom türkischen Joch“, Friede von
San Stefano 1878)
Religionen: 21,8 Prozent keine Angaben
bei Volkszählung 2011. 76 Prozent der An-
gaben bulgarisch-orthodox, zehn Prozent
muslimisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Volksversammlung (240 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
NATO, EU
Bruttoinlandsprodukt: 47,4 Mrd. Euro

Bosnien und Herzegowina

Fläche: 51.197 km²
Bevölkerung: 3,53 Mio. Einwohner
- 0,14 Prozent pro Jahr
Landessprache: Bosnisch, Serbisch und
Kroatisch
Hauptstadt: Sarajevo, 0,275 Mio.
Religionen: 50,7 Prozent muslimisch
(größtenteils Bosniaken), 30,7 Prozent ser-
bisch-orthodoxe (größtenteils Serben), 15,2
Prozent römisch-katholisch (größtenteils
Kroaten)
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie bestehend aus den zwei Entitäten
„Föderation Bosnien und Herzegowina“
und der „Republika Srpska“ und dem Son-
derverwaltungsgebiet Brcko
Parlament: Abgeordnetenhaus (42 Sitze,
28 Sitze für die Föderation Bosnien und
Herzegowina und 14 Sitze für Republika
Srpska), Völkerkammer (15 Sitze, je fünf
Sitze für Bosniaken, kroatische und serbi-
sche Bosnier)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
NATO-Beitrittskandidat, Antrag auf EU-Bei-
trittsverhandlungen gestellt
Bruttoinlandsprodukt: 14,58 Mrd. Euro

Kosovo
Fläche: 10.877 km²
Bevölkerung: 1,88 Mio. Einwohner
Landessprache: Albanisch, Serbisch, Tür-
kisch, Bosnisch, Romanes
Hauptstadt: Pristina, 0,207 Mio.
Nationalfeiertag: 17. Februar (Tag der
Unabhängigkeitserklärung 2008
Religionen: keine verlässlichen Zahlen be-
kannt, etwa 96 Prozent muslimisch, Rest:
serbisch-orthodox, römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Parlament der Republik Koso-
vo (120 Sitze)
Mitgliedschaften: Von 114 Staaten aner-
kannt, aber wegen des ungeklärten völker-
rechtlichen Status nicht in der UNO vertre-
ten
Bruttoinlandsprodukt: 6,386 Mrd. Euro

Kroatien

Fläche: 56.538 km²
Bevölkerung: 4,19 Mio. Einwohner
- 0,14 Prozent pro Jahr
Landessprache: Kroatisch, Serbisch, Italie-
nisch, Ungarisch
Hauptstadt: Zagreb, 0,79 Mio.
Nationalfeiertag: 25. Juni (Tag der Unab-
hängigkeitserklärung 1991)
Religionen: 86 Prozent römisch-katho-
lisch, vier Prozent serbisch-orthodox, ein
Prozent muslimisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Sabor (151 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
EU, NATO
Bruttoinlandsprodukt: 45,8 Mrd. Euro

LÄNDERINFORMATIONEN

Mazedonien
Fläche: 25.713 km²
Bevölkerung: 2,07 Mio. Einwohner,
+ 0,15 Prozent pro Jahr
Landessprache: Mazedonisch, Alba-
nisch, Türkisch, Romani, Serbisch, Vla-
chisch
Hauptstadt: Skopje, 0,7 Mio.
Nationalfeiertag: 8. September (Unab-
hängigkeits-Referendum 1991)
Religionen: 70 Prozent mazedonisch-
orthodox, 25 Prozent muslimisch, 0,5
Prozent römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Versammlung der Republik
(123 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, NATO-Beitrittskandidat, EU-Beitritts-
kandidat (Beitritte werden von Grie-
chenland wegen Streit um den Landes-
namen „Makedonien“ blockiert)
Bruttoinlandsprodukt: 9,4 Mrd. Euro

Montenegro
Fläche: 13.812 km²
Bevölkerung: 0,623 Mio. Einwohner,
+ 0,23 Prozent pro Jahr
Landessprache: Montenigrinisch, Alba-
nisch
Hauptstadt: Podgorica, 0,19 Mio.
Nationalfeiertag: 21. Mai (Unabhän-
gigkeits-Referendum 2006)
Religionen: 72 Prozent serbisch-ortho-
dox, 16 Prozent muslimisch, 3,5 Prozent
römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Parlament von Montenegro
(81 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, NATO, EU-Beitrittskandidat
Bruttoinlandsprodukt: 3,63 Mrd. Euro

Rumänien

Fläche: 237.500 km²
Bevölkerung: 19,86 Mio. Einwohner,
- 0,32 Prozent pro Jahr
Landessprache: Rumänisch
Hauptstadt: Bukarest, 1,9 Mio.
Nationalfeiertag: 1. Dezember („Tag
der Einheit“, Vereinigung Siebenbürgens
mit Rumänien 1918)
Religionen: 87 Prozent rumänisch-or-
thodox, fünf Prozent römisch-katholisch,
ein Prozent griechisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Abgeordnetenkammer (229
Sitze), Senat (136 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, NATO, EU
Bruttoinlandsprodukt: 169,6 Mrd.
Euro

Serbien
Fläche: 77.484 km²
Bevölkerung: 7,12 Mio. Einwohner,
- 0,46 Prozent pro Jahr
Landessprache: Serbisch, Ungarisch,
Bosnisch, Romanes
Hauptstadt: Belgrad, 1,66 Mio.
Nationalfeiertag: 15. Februar („Tag der
Staatlichkeit“, Aufstand gegen die Os-
manen 1804)
Religionen: 84,6 Prozent serbisch-or-
thodox, fünf Prozent römisch-katholisch,
drei Prozent muslimisch, ein Prozent
protestantisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Nationalversammlung, 250
Sitze
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, EU-Beitrittskandidat
Bruttoinlandsprodukt: 34,1 Mrd. Euro

Slowenien

Fläche: 20.273 km²
Bevölkerung: 2,06 Mio. Einwohner,
- 0,29 Prozent pro Jahr
Landessprache: Slowenisch
Hauptstadt: Ljubljana, 0,29 Mio.
Nationalfeiertag: 25. Juni (Proklamati-
on der Eigenstaatlichkeit 1991)
Religionen: 57,8 Prozent römisch-ka-
tholisch, 2,5 Prozent muslimisch, 2,3
Prozent orthodox, 0,9 Prozent protestan-
tisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Staatsversammlung (90 Sit-
ze), Staatsrat (40 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, EU, NATO
Bruttoinlandsprodukt: 38,54 Mrd.
Euro

Quellen: Auswärtiges Amt,
Bundezentrale für politische BIldung T
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LÄNDERINFORMATIONEN

Balkan
Der Begriff „Balkan“ ist umstritten. Geo-
graphisch zählen zur Balkanhalbinsel Slo-
wenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowi-
na, Albanien, Kosovo, Montenegro,Serbien,
Makedonien, Griechenland, Rumänien, Bul-
garien und der europäische Teil der Türkei.

Albanien

Fläche: 28.748 km²
Bevölkerung: 2,89 Mio. Einwohner,
+ 0,31 Prozent pro Jahr
Landessprache: Albanisch
Hauptstadt: Tirana, 0,617 Millionen
Nationalfeiertag: 28. November (Prokla-
mation der Unabhängigkeit vom Osmani-
schen Reich 1912)
Religionen: 70 Prozent muslimisch,
20 Prozent griechisch-orthodox und zehn
Prozent römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Versammlung der Republik
(140 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
NATO, EU-Beitrittskandidat
Bruttoinlandsprodukt: 10,3 Mrd. Euro

Bulgarien
Fläche: 111.002 km²
Bevölkerung: 7,15 Mio. Einwohner,
- 0,6 Prozent pro Jahr
Landessprache: Bulgarisch
Hauptstadt: Sofia, 1,25 Mio.
Nationalfeiertag: 3. März („Tag der Be-
freiung vom türkischen Joch“, Friede von
San Stefano 1878)
Religionen: 21,8 Prozent keine Angaben
bei Volkszählung 2011. 76 Prozent der An-
gaben bulgarisch-orthodox, zehn Prozent
muslimisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Volksversammlung (240 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
NATO, EU
Bruttoinlandsprodukt: 47,4 Mrd. Euro

Bosnien und Herzegowina

Fläche: 51.197 km²
Bevölkerung: 3,53 Mio. Einwohner
- 0,14 Prozent pro Jahr
Landessprache: Bosnisch, Serbisch und
Kroatisch
Hauptstadt: Sarajevo, 0,275 Mio.
Religionen: 50,7 Prozent muslimisch
(größtenteils Bosniaken), 30,7 Prozent ser-
bisch-orthodoxe (größtenteils Serben), 15,2
Prozent römisch-katholisch (größtenteils
Kroaten)
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie bestehend aus den zwei Entitäten
„Föderation Bosnien und Herzegowina“
und der „Republika Srpska“ und dem Son-
derverwaltungsgebiet Brcko
Parlament: Abgeordnetenhaus (42 Sitze,
28 Sitze für die Föderation Bosnien und
Herzegowina und 14 Sitze für Republika
Srpska), Völkerkammer (15 Sitze, je fünf
Sitze für Bosniaken, kroatische und serbi-
sche Bosnier)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
NATO-Beitrittskandidat, Antrag auf EU-Bei-
trittsverhandlungen gestellt
Bruttoinlandsprodukt: 14,58 Mrd. Euro

Kosovo
Fläche: 10.877 km²
Bevölkerung: 1,88 Mio. Einwohner
Landessprache: Albanisch, Serbisch, Tür-
kisch, Bosnisch, Romanes
Hauptstadt: Pristina, 0,207 Mio.
Nationalfeiertag: 17. Februar (Tag der
Unabhängigkeitserklärung 2008
Religionen: keine verlässlichen Zahlen be-
kannt, etwa 96 Prozent muslimisch, Rest:
serbisch-orthodox, römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Parlament der Republik Koso-
vo (120 Sitze)
Mitgliedschaften: Von 114 Staaten aner-
kannt, aber wegen des ungeklärten völker-
rechtlichen Status nicht in der UNO vertre-
ten
Bruttoinlandsprodukt: 6,386 Mrd. Euro

Kroatien

Fläche: 56.538 km²
Bevölkerung: 4,19 Mio. Einwohner
- 0,14 Prozent pro Jahr
Landessprache: Kroatisch, Serbisch, Italie-
nisch, Ungarisch
Hauptstadt: Zagreb, 0,79 Mio.
Nationalfeiertag: 25. Juni (Tag der Unab-
hängigkeitserklärung 1991)
Religionen: 86 Prozent römisch-katho-
lisch, vier Prozent serbisch-orthodox, ein
Prozent muslimisch
Politisches System: Parlamentarische De-
mokratie
Parlament: Sabor (151 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europarat,
EU, NATO
Bruttoinlandsprodukt: 45,8 Mrd. Euro
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Mazedonien
Fläche: 25.713 km²
Bevölkerung: 2,07 Mio. Einwohner,
+ 0,15 Prozent pro Jahr
Landessprache: Mazedonisch, Alba-
nisch, Türkisch, Romani, Serbisch, Vla-
chisch
Hauptstadt: Skopje, 0,7 Mio.
Nationalfeiertag: 8. September (Unab-
hängigkeits-Referendum 1991)
Religionen: 70 Prozent mazedonisch-
orthodox, 25 Prozent muslimisch, 0,5
Prozent römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Versammlung der Republik
(123 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, NATO-Beitrittskandidat, EU-Beitritts-
kandidat (Beitritte werden von Grie-
chenland wegen Streit um den Landes-
namen „Makedonien“ blockiert)
Bruttoinlandsprodukt: 9,4 Mrd. Euro

Montenegro
Fläche: 13.812 km²
Bevölkerung: 0,623 Mio. Einwohner,
+ 0,23 Prozent pro Jahr
Landessprache: Montenigrinisch, Alba-
nisch
Hauptstadt: Podgorica, 0,19 Mio.
Nationalfeiertag: 21. Mai (Unabhän-
gigkeits-Referendum 2006)
Religionen: 72 Prozent serbisch-ortho-
dox, 16 Prozent muslimisch, 3,5 Prozent
römisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Parlament von Montenegro
(81 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, NATO, EU-Beitrittskandidat
Bruttoinlandsprodukt: 3,63 Mrd. Euro

Rumänien

Fläche: 237.500 km²
Bevölkerung: 19,86 Mio. Einwohner,
- 0,32 Prozent pro Jahr
Landessprache: Rumänisch
Hauptstadt: Bukarest, 1,9 Mio.
Nationalfeiertag: 1. Dezember („Tag
der Einheit“, Vereinigung Siebenbürgens
mit Rumänien 1918)
Religionen: 87 Prozent rumänisch-or-
thodox, fünf Prozent römisch-katholisch,
ein Prozent griechisch-katholisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Abgeordnetenkammer (229
Sitze), Senat (136 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, NATO, EU
Bruttoinlandsprodukt: 169,6 Mrd.
Euro

Serbien
Fläche: 77.484 km²
Bevölkerung: 7,12 Mio. Einwohner,
- 0,46 Prozent pro Jahr
Landessprache: Serbisch, Ungarisch,
Bosnisch, Romanes
Hauptstadt: Belgrad, 1,66 Mio.
Nationalfeiertag: 15. Februar („Tag der
Staatlichkeit“, Aufstand gegen die Os-
manen 1804)
Religionen: 84,6 Prozent serbisch-or-
thodox, fünf Prozent römisch-katholisch,
drei Prozent muslimisch, ein Prozent
protestantisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Nationalversammlung, 250
Sitze
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, EU-Beitrittskandidat
Bruttoinlandsprodukt: 34,1 Mrd. Euro

Slowenien

Fläche: 20.273 km²
Bevölkerung: 2,06 Mio. Einwohner,
- 0,29 Prozent pro Jahr
Landessprache: Slowenisch
Hauptstadt: Ljubljana, 0,29 Mio.
Nationalfeiertag: 25. Juni (Proklamati-
on der Eigenstaatlichkeit 1991)
Religionen: 57,8 Prozent römisch-ka-
tholisch, 2,5 Prozent muslimisch, 2,3
Prozent orthodox, 0,9 Prozent protestan-
tisch
Politisches System: Parlamentarische
Demokratie
Parlament: Staatsversammlung (90 Sit-
ze), Staatsrat (40 Sitze)
Mitgliedschaften: UNO, OSZE, Europa-
rat, EU, NATO
Bruttoinlandsprodukt: 38,54 Mrd.
Euro
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KRIEGSCHRONIK 1991-1999

Der Zerfall Jugoslawiens vollzieht sich in
den 1990er Jahren in mehreren Kriegen,
die oft von „ethnischen Säuberungen“,
Massenvertreibungen und schweren
Kriegsverbrechen geprägt sind.

Zehn-Tage-Krieg in Slowenien

1990 Bei einer Volksabstimmung votieren
im Dezember in Slowenien knapp 90 Pro-
zent für die Unabhängigkeit des Landes.

1991 Am 25. Juni erklärt Sloweniens Parla-
ment die Unabhängigkeit des Landes. Ab
dem 27. Juni kommt es zu Kampfhandlun-
gen zwischen der slowenischen Territorial-
verteidigung und Polizisten Sloweniens auf
der einen und der Jugoslawischen Volksar-
mee (JVA) auf der anderen Seite. Am 7. Juli
wird ein Waffenstillstand vereinbart, in
dem Slowenien einem dreimonatigen Ver-
zicht auf die Unabhängigkeit zustimmt. Sie
wird am 8. Oktober in Kraft gesetzt.

Der Kroatienkrieg
1991 bis 1995
1991 Bei einer vom serbischen Bevölke-
rungsteil Kroatiens boykottierten Volksab-
stimmung sprechen sich im Mai mehr als
90 Prozent für die Unabhängigkeit aus. Wie
in Slowenien verkündet auch das kroati-
sche Parlament am 25. Juni die Unabhän-
gigkeit des Landes, woraufhin die Kämpfe
um serbisch besiedelte Gebiete eskalierten.
Im weiteren Jahresverlauf erobern serbi-
sche Kräfte bis zu ein Drittel Kroatiens. Im
Dezember wird die „Serbische Republik
Krajina“ proklamiert, während Deutsch-
land mit der Anerkennung Sloweniens und
Kroatiens vorsprengt.

1992 Im Januar wird ein von der UNO ver-
mittelter Waffenstillstand zwischen der ser-
bisch dominierten JVA und Kroatien unter-
zeichnet. Trotz grundsätzlichen Waffenstill-
standes kommt es in der Folgezeit zu wei-
teren Kampfhandlungen.

1995 Im Mai erobert die kroatische Armee
die serbisch kontrollierten Gebiete in
Westslawonien zurück. Im August nimmt
sie die „Republik Krajina“ ein. Mit den Ab-
kommen von Erdut und Dayton im Novem-
ber findet der Kroatienkrieg sein Ende.

Der Krieg in Bosnien-
Herzegowina 1992 bis 1995
1992 Im Januar wird von bosnischen Ser-
ben die „Republika Srpska“ ausgerufen.
Ende Februar/Anfang März votieren die
muslimischen und kroatischen Bevölke-
rungsteile bei einem von den Serben boy-
kottierten Referendum in Bosnien-Herzego-
wina für die Loslösung vom serbisch domi-
nierten Rest-Jugoslawien; danach wird die
Unabhängigkeit des Landes verkündet, ge-
folgt von Angriffen der serbischen Seite, die
im April ihre fast vierjährige Belagerung
Sarajevos beginnt. Im selben Monat
schließt sich Serbien mit Montenegro zur
Bundesrepublik Jugoslawien zusammen; im
Mai zieht die JVA offiziell aus Bosnien-Her-
zegowina ab, wobei sie das Gros ihrer Aus-
rüstung den bosnischen Serben überlässt.
Diese beherrschen seit dem Sommer mehr
als zwei Drittel des Landes.

1993 Die schon im Vorjahr aufgeflammten
Kämpfe zwischen kroatischen und bosnia-
kischen Kräften eskalieren im Jahresver-
lauf; im November zerstört die kroatische
Seite große Teile der Altstadt von Mostar.

1994 Im März verständigen sich Muslime
und Kroaten auf eine bosniakisch-kroati-
sche Föderation in Bosnien-Herzegowina.

1995 Im Juli fallen Tausende Muslime nach
der serbischen Eroberung der UN-Schutzzo-
ne Srebrenica dem schlimmsten Massaker
des Krieges zum Opfer. In den Folgemona-
ten erringen bosnische und kroatische
Truppen bedeutende Geländegewinne. Im
November wird der Krieg mit dem Abkom-
men von Dayton (USA) beendet; Bosnien-
Herzegowina bleibt als Staat erhalten, be-
stehend aus einer bosniakisch-kroatischen
Föderation und der Republika Srpska.

Der Kosovokrieg 1999

1996 Im zu Serbien gehörenden, mehrheit-
lich von Albanern bewohnten Kosovo ver-
kündet die albanische Untergrundarmee
UCK im November den bewaffneten Kampf
gegen die Herrschaft Belgrads; in den Fol-
gejahren eskaliert in der Region der ge-
waltsame Konflikt zwischen Kosovo-Alba-
nern und Serbien.

1999 Ohne Mandat des UN-Sicherheitsra-
tes führt die Nato mit deutscher Beteili-
gung von März bis Juni einen Luftkrieg ge-
gen Serbien mit dem Ziel, Übergriffe und
Vertreibungen im Kosovo zu beenden. Das
Kosovo wird nach dem Krieg unter UN-Ver-
waltung gestellt. sto T
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Blutiger Zerfall
EX-JUGOSLAWIEN Bei der Auflösung des Vielvölkerstaates kehrte der Krieg nach Europa zurück

Jahrzehntelang lebten die verschiede-
nen Volksgruppen in Jugoslawien
friedlich miteinander: orthodoxe Ser-
ben, katholische Kroaten, muslimi-
sche Bosniaken und andere. Jugosla-
wien setzte sich aus sechs Teilrepu-

bliken zusammen – Serbien, Kroatien, Bos-
nien-Herzegowina, Mazedonien, Slowe-
nien und Montenegro. Doch mit dem Zu-
sammenbruch des Sozialismus Ende der
1980er Jahre wurden nationalistische Strö-
mungen stärker – und aus Nachbarn Fein-
de. Schließlich zerlegten
mehrere Kriege – inklusive
,,ethnischer Säuberungen“
und Massenkriegsverbre-
chen – das frühere Jugosla-
wien in seine Einzelteile.
Auch die internationale
Gemeinschaft wurde in die
Konflikte hineingezogen –
Deutschland entschloss
sich gar zu seinem ersten
Kriegseinsatz seit 1945.
Eigentlich hätte man erwar-
ten können, dass Jugosla-
wien der Übergang zur
Marktwirtschaft leichter fallen müsste als
den harten Diktaturen in den sowjetisch
gelenkten Staaten. Das kommunistisch re-
gierte Land, das einen „dritten Weg“ zwi-
schen Staatssozialismus und Kapitalismus
gehen wollte, war viel offener als seine un-
ter Moskaus Kuratel stehenden Nachbarn:
Es gewährte seinen mehr als 23 Millionen
Einwohnern mehr Rechte, darunter die vol-
le Reisefreiheit, viele Bürger hatten Aus-
landskontakte und sogar -erfahrung, wäh-

rend die Privatwirtschaft einen größeren
Freiraum genoss und seit langem westli-
ches Kapital hierher floss. Aber es kam an-
ders. Ausgerechnet das liberalste und am
weitesten entwickelte sozialistische Land
zerfiel in einem Jahrzehnt blutiger Kriege
in sieben Einzelteile.
Dass Jugoslawien am Ende des Ersten Welt-
kriegs „künstlich“ gebildet wurde, wie es
die Propaganda der 1990er Jahre behaup-
tete, weist die Fachwelt heute unisono zu-
rück. Schon zur Kaiserzeit hatte es eine

südslawische Bewegung ge-
geben, besonders stark war
sie in Kroatien. Aber wäh-
rend die Kroaten sich das
erträumte Jugoslawien als
einen Vielvölkerstaat nach
Art des Habsburgerreichs
vorgestellt hatten, hatte
man in der Hauptstadt Bel-
grad ein vergrößertes Kö-
nigreich Serbien im Sinn.
Schon früh kam es zu Kon-
flikten. Im April 1940
schließlich überfiel Hitler
mit seiner Wehrmacht das

neutrale Land und teilte es auf. In der Mit-
te entstand der „Unabhängige Staat Kroa-
tien“, der ungeachtet seines Namens ganz
von Nazi-Deutschland abhängig war und
dessen brutales Regime Juden, Serben und
Roma ermordete oder in KZs schaffte.

Ethnische Quotierung Als gegen Kriegs-
ende kommunistisch geführte Partisanen
das Land von der Besatzung befreiten, soll-
ten die Fehler der Vorkriegszeit nicht wie-

derholt werden. Kein Volk sollte dominie-
ren, war die Devise. Der langjährige Staats-
und Parteichef Josip Broz, genannt Tito,
schuf ein sorgfältig austariertes System des
ethnischen Gleichgewichts und reservierte
für sich selbst die Rolle des Schiedsrichters.
Jede „Nation“ bekam jetzt ihre eigene Re-
publik; zusätzlich herrschte bis in die Teil-
staaten, Gemeinden und sogar in die Be-
triebe vielerorts eine peinlich genaue eth-
nische Quotierung.
Nach Titos Tod 1980 sollten die Präsiden-
ten der sechs Teilrepubliken
und beiden autonomen
Provinzen das Land ge-
meinsam regieren. Einen
Schiedsrichter gab es nicht
mehr, aber die Konkurrenz
zwischen den Republiken
wurde während einer lan-
gen Wirtschaftskrise von
Jahr zu Jahr schärfer. Als
sich 1986 bei der Wahl
zum kommunistischen Par-
teichef in der größten Repu-
blik Serbien Slobodan Mi-
losevic durchsetzte, zog zu-
sätzlich eine Welle nationalistischer Propa-
ganda durchs Land.
Den Todesstoß versetzte dem Vielvölker-
staat ausgerechnet der Übergang zur De-
mokratie: Auf freie Wahlen im ganzen
Land konnten sich die streitenden Präsi-
denten nicht mehr einigen. So wurde in je-
der Republik einzeln gewählt. Überall setz-
ten sich die Kandidaten durch, von denen
die eigene Volksgruppe sich den wirksams-
ten Schutz gegen die je andere erwartete.

1991 erklärten sich Slowenien und Kroa-
tien für unabhängig. Jugoslawien war zer-
fallen. Die formal noch gemeinsame, de
facto aber schon serbisch dominierte
„Volksarmee“ besetzte ein paar Tage die
Grenzübergänge Sloweniens zu Österreich
und Italien. Aber der eigentliche Krieg ging
nicht um den Erhalt Jugoslawiens, sondern
um die Verteilung seines Territoriums.
Jugoslawische Armee und Freischärler be-
setzten die Teile Kroatiens, wo die serbi-
sche Minderheit lebte, und vertrieben die

dort lebenden Kroaten.
Am schlimmsten traf es
Bosnien-Herzegowina.
Dreieinhalb Jahre führten
drei Armeen Krieg gegen
einander: Die von den
muslimischen Bosniaken
dominierte wehrte sich ge-
gen die Versuche einer ser-
bischen und einer kroati-
schen Formation, ihre je-
weiligen Siedlungsgebiete
ethnisch zu „säubern“, so
das Schlagwort dieser Jah-
re, und dann den neuen

Nachbarstaaten Serbien und Kroatien an-
zuschließen. Auch eine Uno-Schutztruppe
konnte nicht verhindern, dass mehr als
100.000 Menschen zu Tode kamen und die
Hälfte der Bevölkerung flüchten musste.
Nach jahrelangen erfolgslosen Friedensver-
handlungen erreichten die USA unter ih-
rem neuen Präsidenten Bill Clinton mit
Druck und Hilfsversprechen, dass Bosnia-
ken und Kroaten Frieden schlossen und
sich gemeinsam gegen die serbische Partei

wandten. Von Milosevic in Belgrad, der die
serbische Kriegspartei in Bosnien gestützt,
finanziert und gelenkt hatte, erreichten die
USA, dass er mit dem bosnisch-serbischen
„Präsidenten“ Radovan Karadzic brach. Als
dessen Armee weiterkämpfte, musste sie
sich den von den USA aufgerüsteten und
von Nato-Luftangriffen unterstützten Bos-
niaken und Kroaten geschlagen geben.
1995 schlossen die Präsidenten Serbiens,
Kroatiens und Bosnien-Herzegowina auf
einem US-Luftwaffenstützpunkt in Day-
ton/Ohio Frieden und einigten sich auf ei-
ne Verfassung für Bosnien-Herzegowina.

Deutscher Kriegseinsatz Dauerhafter
Friede trat aber nicht ein. Die albanische
Mehrheit im Kosovo – formal eine „auto-
nome Provinz“ Serbiens, de facto aber von
einem serbischen Polizeiregime beherrscht
– wollte sich damit nicht abfinden. Als Bel-
grad gegen die albanische Untergrundar-
mee UCK losschlug, brach ein Volksauf-
stand aus; es drohte ein Bürgerkrieg. Nato-
Luftschläge, an denen sich die Bundeswehr
ungeachtet eines fehlenden UN-Mandats
beteiligte, zwangen Serbien schließlich
1999 nach 78 Tagen zum Rückzug aus
dem Kosovo. Nach einer UN-Übergangs-
verwaltung erklärte sich das Land 2008 mit
westlicher Unterstützung für unabhängig.
Serbien, aber auch fünf EU-Staaten und
Russland mit seinem Veto-Recht im Weltsi-
cherheitsrat erkennen das Land bis heute
nicht an. Norbert Mappes-Niediek T

Der Autor arbeitet seit 1992 als freier
Südosteuropa-Korrespondent.

Passanten fliehen im April 1993 im von serbischen Kräften belagerten Sarajevo vor Scharfschützen. © picture-alliance/ASSOCIATED PRESS / Michael Stravato
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Leugnen, verharmlosen, instrumentalisieren
AUFARBEITUNG Trotz der Urteile in Den Haag werden die Kriegsverbrechen in den involvierten Staaten gesellschaftlich nicht geächtet

Im Vorjahr wurden Radovan Karadžic, Bil-
jana Plavšic und Momcilo Krajišnik vom
Parlament des bosnischen Landesteils Re-
publika Srpska (RS) offiziell geehrt. Es
handelt sich um drei verurteilte Kriegsver-
brecher. Karadžic war ein halbes Jahr zu-
vor, am 24. März 2016, vom UN-Kriegsver-
brechertribunal in Den Haag (ICTY) für
den Völkermord in Srebrenica zu 40 Jah-
ren Gefängnis verurteilt worden. Doch in
der Republika Srpska ist der Revisionismus
die vorherrschende Ideologie. RS-Präsident
Milorad Dodik hat auch ein Studenten-
heim nach Karadžic benannt, dem einst
wichtigsten bosnisch-serbischen Politiker –
als wäre der Rassist und Vordenker der eth-
nischen Säuberungen und Massenmorde
ein Vorbild für die Jugend.

160 Verfahren Das Kriegsverbrechertribu-
nal hat seit seiner Gründung im Jahr 1993
bislang 83 Personen verurteilt, 19 wurden
freigesprochen, sieben Prozesse sind noch
im Gang. Insgesamt wurden 160 Verfahren
geführt. Doch in keinem der vier involvier-
ten Staaten – Kroatien, Serbien, Bosnien-
Herzegowina und dem Kosovo – gelang es
trotz der Arbeit des Jugoslawientribunals,
eine tief gehende gesellschaftliche Debatte
in Gang zu bringen, die zumindest zur An-
erkennung der Fakten geführt hätte.

Der deutsch-französische Historiker Nico-
las Moll, der in Sarajevo lebt, sieht unver-
änderte Diskurse der einzelnen nationalen
Gruppen, sich jeweils selbst zum Opfer zu
stilisieren. Die Kriegsverbrecher-Prozesse
hätten „oftmals sogar dazu beigetragen,
Leugnungs- und Selbstviktimisierungsein-
stellungen zu verstärken“. Dodik behauptet
etwa, „die Idee“, es habe in Srebrenica ei-
nen Völkermord gegeben, werde von der
internationalen Gemeinschaft verfolgt, um
die verfassungsrechtliche Stellung der RS
zu schwächen. Die Verbrechen in Srebeni-
ca seien ein Schlag gegen das Serbentum
gewesen, verdreht er die Fakten.
Er ist einer von vielen Politikern in den
Nachfolgestaaten Jugoslawiens, die Kriegs-
verbrechen und Kriegsverbrecherprozesse
instrumentalisieren. Beliebt sind neben der
totalen oder teilweisen Leugnung von Ver-
brechen ihre Rechtfertigung oder Verharm-
losung; sehr gängig ist auch das Aufrech-
nen. In vielen Fällen werden Verbrechen
an den anderen Volksgruppen als weniger
schlimm gewertet als Verbrechen an der ei-
genen. Häufig werden Zahlen aufge-
bauscht oder verringert, jeweils um das ei-
gene Opfertum zu betonen. Oft werden
auch historische Vergleiche herangezogen
und so getan, als wären die Verbrechen Ra-
cheakte für andere Verbrechen.

Die große Mehrheit der heute agierenden
Politiker nutzt die Kriegsverbrecherprozes-
se, um ihre eigenen nationalistischen Nar-
rative zu wiederholen und zu bestätigen,
wie die Historikerin Katarina Ristic kriti-
siert. So wird in Bosnien-Herzegowina der
Völkermord von den Eliten in der RS ge-
leugnet, aber von bosniakischen Politikern

zuweilen für ihren Machterhalt instrumen-
talisiert. „Auf der einen wie auf der ande-
ren Seite gibt es eine Demütigung der Op-
fer aus der Ecke arroganter politischer
Macht“, sagt der Schriftsteller Enver Kazaz.
In ihrem Buch „Imaginary Trials“ (Imagi-
näre Prozesse) spricht Ristic die Haltung
der meisten Medien an, die Stereotype,
Hass und Lügen unterstützten. Sie spricht
von einer „negativen PR“ im Bezug auf das
Tribunal, das als parteiisch verunglimpft
wurde. Insbesondere in Bosnien-Herzego-
wina hängt die Zustimmung zum ICTY da-
von ab, mit welcher „ethnischen“ Gruppe
man sich identifiziert. Laut einer Umfrage
aus dem Jahr 2010 sehen Dreiviertel der
Bosniaken und mehr als 70 Prozent der
Kroaten das Gericht als positiv an, aber nur
15 Prozent der bosnischen Serben.

Wiedergewählt Einige jener, die ange-
klagt waren, wurden sogar als Politiker
wieder gewählt, wie Nikola Šainovic, der
eine 18-jährige Freiheitsstrafe wegen
Kriegsverbrechen gegen Albaner im Kosovo
verbüßte und seit 2016 im Vorstand der
Sozialistischen Partei sitzt. Fikret Abdic,
der wegen Kriegsverbrechen in Bosnien-
Herzegowina zu 15 Jahren Haft verurteilt
worden war, ist seit 2016 wieder Bürger-
meister von Velika Kladuša. Der kroatische

Ex-General Branimir Glavaš, wegen Kriegs-
verbrechen gegen Zivilisten verurteilt, sitzt
wieder im kroatischen Parlament. Im Ko-
sovo wurde der ehemalige Kämpfer der Ko-
sovo-Befreiungsarmee UÇK, Sami Lushta-
ku, zu zwölf Jahren Haft verurteilt, ist aber
noch immer Bürgermeister von Skenderaj.
Es gibt aber auch positive Beispiele. So
wird mit dem regionalen Jugendwerk Ryco,
das von der EU und sechs Balkan-Staaten
unterstützt wird, versucht, Vorurteile in
den Gesellschaften abzubauen. Auch im
Umgang mit Kriegsverbrechen gibt es eini-
ge lokale Initiativen. In Kazani, oberhalb
von Sarajevo, wurden 1992 und 1993 getö-
tete Serben in eine Felsspalte geworfen.
2011 legte der sozialdemokratische Politi-
ker Svetozar Pudaric an der Felsspalte Blu-
men nieder. Voriges Jahr ehrte der Chef der
größten bosniakischen Partei, SDA, Bakir
Izetbegovic, dort die serbischen Opfer.
„Es ist ein Prüfstein für jede Gesellschaft,
ob sie in der Lage ist, nicht nur auf die ei-
genen Opfer zu verweisen, sondern auch
eigenes Fehlverhalten einzugestehen. Erst
dann ist es möglich, über ein gemeinsames
Gedenken nachzudenken“, sagt der Histo-
riker Moll. Adelheid Wölfl T

Die Autorin ist Südosteuropa-Korrespon-
dentin der Wiener Zeitung „Der Standard“.

> STICHWORT
Bekannte Kriegsverbrecherprozesse

> Slobodan Milosevic: Gegen den serbi-
schen Ex-Präsidenten verhandelte der
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugo-
slawien ab 2002 unter anderem wegen
des Vorwurfs des Völkermords. Er starb
2006 noch vor einem Urteil.

> Radovan Karadžic: Das einstige politi-
sches Oberhaupt der bosnischen Serben
wurde wegen Völkermords 2016 von
dem Tribunal zu 40 Jahren Haft verteilt.

> Ratko Mladic: Der frühere Militärchef
der bosnischen Serben ist unter anderem
wegen Völkermords angeklagt. Sein Pro-
zess läuft seit 2011.
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Manche Erwartungen haben sich nicht erfüllt
SLOWENIEN UND KROATIEN Die Skepsis gegenüber Brüssel hat zugenommen. Wirtschaftlich sind beide Staaten nach wie vor enorm unter Druck

Das Urteil war eindeutig. Ende Juni hat der
Ständige Schiedshof in Den Haag über den
Grenzstreit zwischen Slowenien und Kroa-
tien entschieden und den Großteil der
Bucht von Piran Slowenien zugesprochen.
Doch Kroatien kündigte schon vorher an,
den Spruch zu ignorieren. „Kroatien wird
das Ergebnis des Verfahrens weder akzep-
tieren noch zurückweisen, weil es für uns
kein Schiedsverfahren gibt“, sagte Präsi-
dentin Kolinda Grabar-Kitarovic.
In Brüssel ist der Ärger groß. Das jüngste
Mitglied der EU hatte sich bei seiner Auf-
nahme 2013 verpflichtet, den Schieds-
spruch zu akzeptieren. Slowenien hatte
dem Beitritt gar nur zugestimmt unter der
Voraussetzung, dass ein internationales Ge-
richt sich des Grenzstreits annimmt, der
seit der Unabhängigkeit 1991 schwelt.
Slowenien hat nun sechs Monate Zeit, den
Spruch umzusetzen. Parlamentspräsident
Milan Brglez hat bereits angekündigt, den
südlichen Nachbarn nicht provozieren zu
wollen. Gleichzeitig liegen die Umfrage-
werte von Ministerpräsident Miror Cerar
bei mageren 30 Prozent und im kommen-
den Jahr stehen Wahlen an. Cerar hat kein
Interesse, als schwach wahrgenommen zu
werden.

Komplexe Fragen In Brüssel wird die Si-
tuation mit Sorge gesehen. „Es könnte ein
Präzedenzfall entstehen“, sagt ein hoher
EU-Beamter und verweist auf strittige
Grenzen zwischen Kroatien und Serbien,
zwischen Serbien und Montenegro sowie
zwischen Montenegro und Kosovo. Der

Grenzstreit zwischen Slowenien und Kroa-
tien zeigt, wie komplex der Balkan ist –
und dass ein EU-Beitritt nicht alle alten
Probleme löst. Beide Länder, erst seit gut
einem Vierteljahrhundert unabhängig, ha-
ben einen weiten Weg hinter sich von der
Planwirtschaft zur Privatwirtschaft, vom
Kommunismus zur Demokratie. Ihre Er-
fahrungen unterscheiden sich, weil Slowe-
nien der EU als Teil der großen Erweite-
rungswelle 2004 mit neun anderen Staaten
beitrat und Kroatien erst neun Jahre später
als einzelner Nachzügler mitten in der
Wirtschaftskrise.

EU-Skepsis Slowenien galt lange als Mus-
terschüler, das Land führte als erster der
Neuzugänge 2007 den Euro ein, vor den
Slowaken, die die Gemeinschaftswährung
2009 übernahmen. Die Balten folgten erst
im Jahrzehnt darauf. Slowenien hatte
schon als jugoslawische Teilrepublik leb-
haften Handel mit Europa betrieben, das
Bruttosozialprodukt war mehr als doppelt
so hoch wie der Landesdurchschnitt. Der
EU-Beitritt brachte zusätzliches Wachstum.
In den Jahren bis 2008 wuchs die Wirt-
schaft jeweils um vier bis sechs Prozent.
Der Aufschwung kam jedoch mit der Fi-
nanzkrise Ende 2008 zu einem jähen En-
de. 2009 sackte die Wirtschaftsleistung um
fast acht Prozent ab, einer der stärksten
Konjunktureinbrüche in der westlichen
Welt. 2013 stand das Land kurz davor,
beim europäischen Rettungsschirm einen
Hilfskredit zu beantragen, was die Regie-
rung noch abwenden konnte. Die harten

Einschnitte im Haushalt haben die Slowe-
nen der EU angekreidet, die Begeisterung
sank. Während 2003 noch 57 Prozent die
EU gut fanden, liegt der Anteil mittlerweile
nur noch bei 45 Prozent.
Die Kroaten sind der EU gegenüber noch
skeptischer eingestellt. Nur 36 Prozent
können der Union aktuell etwas Positives
abgewinnen, beim Beitritt war die Begeiste-
rung marginal größer. Das Land hatte Jahre
der Stagnation hinter sich, als es der EU
beitrat, erst seit 2015 wächst die Wirtschaft
wieder. Der Konjunktureinbruch hat Spu-
ren hinterlassen: Beinahe 30 Prozent der

Bevölkerung ist von Armut oder sozialer
Ausgrenzung betroffen. Das Land ist weit
vom Wohlstand entfernt. Das Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf beläuft sich nur auf
59 Prozent des EU-Durchschnitts. In der
EU sind nur Rumänien und Bulgarien är-
mer. Slowenien verzeichnet dagegen
83 Prozent des EU-Mittels und rangiert da-
mit vor Portugal und Griechenland und
auch vor Polen und Estland.

Üppige Fördermittel Sowohl Slowenien
als auch Kroatien sind Nettoempfänger in
der EU, das heißt, sie bekommen mehr

Mittel aus dem EU-Haushalt, als sie ein-
zahlen. Bei den Verhandlungen zur mittel-
fristigen Haushaltsplanung werden beide
darauf dringen, dass weiter viel Geld aus
Brüssel fließt. Vor allem Kroatien ist auf
die Gelder angewiesen. Im Zeitraum 2015
bis 2017 werden annähernd 80 Prozent der
öffentlichen Investitionen, etwa in die In-
frastruktur, aus Brüssel finanziert, das ist
Spitze in der EU. In Slowenien liegt der
Anteil nur bei 30 Prozent.
In der Periode 2014 bis 2020 sind im EU-
Haushalt 3,87 Milliarden Euro für Slowe-
nien an Strukturmitteln vorgesehen. Für
Kroatien stehen 10,74 Milliarden Euro be-
reit, damit es zum Rest der EU aufschlie-
ßen kann. Allerdings fehlte es bisher in
Kroatien an Projekten, die sich für die För-
derung eigneten, das Land konnte die Mit-
tel nur zu weniger als einem Viertel abru-
fen.
Dies zeigt, dass Länder Zeit brauchen,
funktionierende Verwaltungen aufzubau-
en. In beiden Ländern gibt es im Justizsys-
tem Verbesserungsbedarf. Die EU-Kommis-
sion kritisiert, dass in Kroatien Gerichtsver-
fahren lange dauern. Umfragen der EU-
Kommission zeigen zudem, dass sowohl
die breite Öffentlichkeit als auch Unter-
nehmen in beiden Ländern Zweifel an der
Unabhängigkeit der Gerichte haben.
Die EU-Kommission sieht außerdem sehr
kritisch, dass der Staat in der Wirtschaft
Sloweniens eine sehr große Rolle spielt –
ein Erbe der Planwirtschaft. Trotz des 2014
initiierten Privatisierungsprogramms bleibt
der Staat der größte Arbeitgeber, in vielen

der staatlichen Betriebe ist das Manage-
ment schwach.
Wie viele postkommunistische Länder lei-
den Slowenien und Kroatien unter Vettern-
wirtschaft. Laut einer aktuellen Umfrage
halten 79 Prozent der Kroaten Bestechung
und Korruption für gängige Praxis, in Slo-
wenien sind es 74 Prozent. Die EU-Kom-
mission hatte in ihrem letzten Bericht vor
dem Beitritt darauf hingewiesen, dass
Kroatien gegen Korruption und organisier-
tes Verbrechen vorgehen müsse. Kroatien
verliert schätzungsweise 15 Prozent seiner
Wirtschaftsleistung wegen Korruption.
Das ist Munition für jene, die den Beitritt
weiterer Länder des Westbalkans verzögern
wollen. Slowenien und Kroatien treten als
Fürsprecher der Erweiterung auf, weil sie
sich davon Stabilität in der Region verspre-
chen. Kroatien hat an einer Erweiterung
auch Interesse, weil es dann keine EU-Au-
ßengrenze mehr bewachen müsste, was mit
einem höheren Aufwand verbunden ist.
Kroatiens Präsidentin Grabar-Kitarovic und
ihr slowenischer Kollege Borut Pahor ha-
ben unlängst betont, dass der Westbalkan
nicht von der Prioritätenliste der EU rut-
schen dürfe. Pahor sagte: „Wir müssen al-
les tun, um Frieden, Sicherheit und Wohl-
stand zu erhalten.“ tt T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperSlowenien und Kroatien streiten um den Grenzverlauf bei Piran. © picture-alliance/dpa

M
itte Juli kam Aleks-
andar Vucic zum ers-
ten Mal in seiner
neuen Funktion als
serbischer Präsident
nach Brüssel. Er

hoffte auf Zusagen, bekam stattdessen nur
freundliche Worte. Niemand in Brüssel
wollte sich darauf festlegen, dass die EU
bei ihren Beitrittsverhandlungen mit Ser-
bien schnell neue Kapitel eröffnet. Vucic,
zuvor Ministerpräsident, wird sich gedul-
den müssen.
2003 hatte die EU allen Ländern des West-
balkans die Mitgliedschaft in Aussicht ge-
stellt. Doch nur Slowenien und Kroatien
haben die EU-Aufnahme geschafft (siehe
Beitrag unten). Serbien, Bosnien-Herzego-
wina, Montenegro, Mazedonien, der Koso-
vo und Albanien steht eine lange Wartezeit
bevor. EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker hat klargestellt, dass die EU
bis 2019 kein neues Mitglied aufnehmen
wird. EU-Erweiterungskommissar Johannes
Hahn will sich auch für die Zeit danach
nicht auf ein Beitrittsdatum festlegen las-
sen. „Es hat keinen Sinn, von einer Zeitper-
spektive zu reden“, sagt er.
Brüssel und die EU-Mitgliedsstaaten, die
den Beitritt einstimmig absegnen müssen,
pochen auf tiefgreifenden Wandel, ehe sie
die Länder, die aus Jugoslawien hervorge-
gangen sind, sowie Albanien aufnehmen.
Das hat seinen Grund: Bulgarien und Ru-
mänien durften der EU 2007 beitreten, ob-
wohl sie nicht reif dafür waren. Korruption
durchzog das öffentliche Leben, die Justiz
zeigte Defizite. Doch je weiter die Aussicht
auf Beitritt für den Westbalkan in die Ferne
rückt, desto mehr schwindet dort die Be-
geisterung für das europäische Projekt. In
Serbien sprechen sich nur noch43 Prozent
der Bürger für einen Beitritt aus, 2009 wa-
ren es 67 Prozent. Vor allem junge Leute
stehen der EU skeptisch gegenüber. Ein
Teil der Bevölkerung des Westbalkans hat
die Hoffnung ganz aufgegeben, dass ihr
Land jemals der EU beitreten wird. 26 Pro-
zent schließen das nach einer Umfrage des
Balkan Barometers aus.

Fragile Lage Der Brexit hat in der Region
die Befürchtung wachsen lassen, die EU
könnte ihre Energie auf die komplizierten
Trennungsgespräche konzentrieren, statt
sich mit den Nachbarn im Südwesten zu
beschäftigen. Finanz-, Euro- und Flücht-
lingskrise hatten zuvor bereits viel Zeit des
EU-Führungspersonals in Anspruch ge-
nommen. Im März haben sich die Staats-
und Regierungschefs zum ersten Mal seit
langem wieder mit dem Westbalkan be-
schäftigt und der Region ihre „eindeutige
Unterstützung“ für eine „europäische Per-
spektive“ versichert. Auslöser dafür war die
Einsicht, wie fragil die Region ist. „Frieden
kann niemals als selbstverständlich angese-
hen werden“, warnt die Außenbeauftragte
Federica Mogherini. „Der Balkan kann
leicht ein Schachbrett werden, auf dem
Machtspiele ausgetragen werden.“
So konnte im vergangenen Oktober in
Montenegro ein Militärcoup verhindert
werden. Es besteht der Verdacht, dass die
Russen damit das Land davon abhalten
wollten, der NATO beizutreten. Zwischen
Serbien und Kosovo drohte ein Konflikt zu
eskalieren, weil Serbien einen Zug mit der
Aufschrift „Kosovo ist serbisch“ in den Ko-
sovo schicken wollte. Und in Mazedonien
ist die politische Dauerkrise gerade erst be-
endet worden, nachdem der nationalkon-
servative Nikola Gruevski, dem Korruption
vorgeworfen wird, Anfang Juni den Weg
frei machte für eine sozialdemokratische

Nachfolgerregierung. EU-Kommissar Hahn
sagt über die Region: „Es reicht ein Streich-
holz – und alles steht in Flammen.“
Nicht nur die ethnischen Spannungen sind
ein Problem. Beobachter sehen mit Sorge,
dass sich in der Region autokratische Ten-
denzen ausbreiten. „Die Demokratie ist im
westlichen Balkan seit einem Jahrzehnt auf
dem Rückzug“, schreibt die „Balkans in
Europe Policy Advisory Group“. In der ak-
tuellen Studie heißt es: „Die Abwärtsspirale
begann vor einem Jahrzehnt und beschleu-
nigte sich mit der Wirtschaftskrise 2008

und den multiplen Krisen, die die Union
von der Erweiterung abgelenkt haben.“ Die
Länder des westlichen Balkans hätten sich
davon entfernt, gefestigte Demokratien zu
werden, heißt es in der Studie. Beim Ber-
telsmann Transformationsindex etwa ran-
giert das bestplatzierte Land, Montenegro,
gleich hinter Brasilien. Viele Autokraten
seien mit Hilfe des Westens an die Macht
gekommen, weil sie sich wie Gruevski in
Mazedonien oder Vucic in Serbien als Re-
former ausgaben. „Alle haben sie westliche
Unterstützung genutzt, um ins Amt zu ge-

langen, und die Spielanleitung des Autori-
tarismus benutzt, um an der Macht zu
bleiben.“
Was kann der Westen tun? EU-Erweite-
rungskommissar Hahn setzt darauf, die Be-
dingungen für Wandel zu schaffen. Der
friedliche Abgang von Gruevski in Maze-
donien lässt ihn hoffen, dass dies möglich
ist. Der Berlin-Prozess, den Bundeskanzle-
rin Angela Merkel 2014 initiiert hat, soll
die Region stärken, in dem die Zusammen-
arbeit zwischen den Ländern angestoßen
wird. Beim jüngsten Gipfel in Triest im Juli

beschlossen die sechs Regierungschefs der
Region, einen gemeinsamen Wirtschafts-
raum zu bilden nach dem Vorbild des EU-
Binnenmarkts. Bisher stagniert der Handel
zwischen den Ländern. Eine Studie von In-
ternationalem Währungsfonds und Welt-
bank verspricht sich von dem gemeinsa-
men Markt für 20 Millionen Einwohner
ein jährliches Wachstum von über vier Pro-
zent im Zeitraum 2018 bis 2022. Hahn
prognostiziert 80.000 zusätzliche Arbeits-
plätze bis zum Jahr 2023. Bisher fließt der
Handel zwischen den Ländern nicht, weil

es an Transportwegen fehlt. Umfangreiche
Investitionen in die Infrastruktur sollen die
Länder enger aneinander rücken lassen.
Die EU hat eine Milliarde Euro an Zu-
schüssen bereitgestellt, mit der sie drei Mil-
liarden Euro an Investitionen aus dem öf-
fentlichen und dem privaten Sektor auslö-
sen will. Eine Brücke zwischen Kroatien
und Bosnien-Herzegowina soll die Fahrzeit
von Sarajevo nach Budapest um eine Stun-
de verkürzen. Ein Elektrizitätswerk in der
montenegrinischen Hauptstadt Podgorica
soll einen regionalen Strommarkt entste-
hen lassen.
Allerdings ist in der Region durchaus Skep-
sis gegenüber dem Projekt des Wirtschafts-
raums verbreitet. Der Ministerpräsident des
Kosovo, einem Land, das von Serbien nicht
anerkannt wird, sieht darin eine Neuaufla-
ge von Jugoslawien ohne Kroatien und Slo-
wenien, dafür mit Albanien. Die Angst,
Serbien könnte als größtes Land der Regi-
on den Wirtschaftsraum beherrschen, ist
auch anderswo groß.

Kleine Schritte Damit sich die Länder des
westlichen Balkans näher kommen, setzt
die EU auf kleine Schritte. Nach dem Vor-
bild des deutsch-französischem Jugend-
werks hat sie einen Austausch von Jugend-
lichen initiiert. Auch für Beamte gibt es
solche Angebote, damit die Verwaltungen
einen direkten Draht zueinander bekom-
men.
An dem Prinzip, dass Reformen die Grund-
lage für eine Annäherung sind, zweifelt
niemand in Brüssel. In Albanien berät die
EU die Regierung beim Umbau der Justiz.
Wenn ein Richter seinen Reichtum nicht
erklären kann, fliegt er aus dem Staats-
dienst. Bringt die Justizreform den erhoff-
ten Erfolg, dann rückt Albanien näher an
die EU. „Albanien steht an der Schwelle
zur Eröffnung von Beitrittsgesprächen“,
heißt es in Brüssel.
Bei der langsamen Annäherung des West-
balkans an die EU gibt es bisher durchaus
unterschiedliche Geschwindigkeiten. Mon-
tenegro ist Vorreiter mit bisher 24 eröffne-
ten Verhandlungskapiteln, gefolgt von Ser-
bien mit neun eröffneten Kapiteln. Die
Empfehlung, Verhandlungen mit Mazedo-
nien zu eröffnen, wurde bisher von Grie-
chenland blockiert. Das südliche Nachbar-
land akzeptiert den Namen der ehemali-
gen jugoslawischen Republik nicht, da es
eine Region gleichen Namens hat. Doch in
Brüssel will man erste Bewegung in Athen
ausmachen, die Syriza-Regierung zeigt sich
für das Thema offener als die Vorgänger
der konservativen Nea Dimokratia. Brüssel
hofft, die Verhandlungen mit dem Kürzel
FYROM (Former Yougoslav Republic of
Macedonia) beginnen zu können und den
Namen des Neumitglieds im Laufe der Ge-
spräche festzulegen.
Als Sorgenkinder gelten der Kosovo sowie
Bosnien-Herzegowina, die sich beide mit
der Demokratie noch erkennbar schwer
tun. In Bosnien-Herzegowina etwa sorgt ei-
ne Struktur, die eigentlich einen Ausgleich
zwischen den verschiedenen Ethnien
schaffen sollte, für eine politische Blocka-
de. Höchstrichterliche Urteile werden sys-
tematisch nicht umgesetzt. Gleichzeitig
wissen die Verantwortlichen in Brüssel
auch, dass sie die Region nicht ewig ver-
trösten können. Die Außenbeauftragte
Mogherini beeilt sich zu versichern: „Den
Westbalkan in die EU zu führen, ist eine
Aufgabe unserer politischen Generation
und nicht der nächsten.“ Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Beim West-Balkan-Gipfel im Juli dieses Jahres in Triest verständigten sich die Regierungschefs der Region darauf, einen gemeinsamen Wirtschaftsraum zu bilden. © picture-alliance/AA

Viel Geduld gefragt
EU-ERWEITERUNG Die Europäische Union stellt allen Westbalkan-Staaten einen
Beitritt in Aussicht. Manche Länder tun sich mit der Demokratie aber noch schwer
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Neue Zäune im Osten Europas
BALKAN-ROUTE Vor zwei Jahren machten sich tausende Flüchtlinge über die Balkan-Staaten auf nach Westeuropa. Nun versperren viele Grenzzäune diesen Weg

Vor zwei Jahren hatte Bundeskanzlerin An-
gela Merkel in Absprache mit ihrem öster-
reichischen Amtskollegen Werner Faymann
tausende am Budapester Ostbahnhof fest-
sitzende Flüchtlinge unbürokratisch einrei-
sen lassen. „Wir schaffen das“, lautete ihr
historisches Motto kurz vor der Grenzöff-
nung in der Nacht vom 4. auf den 5. Sep-

tember 2015. Bis zum folgenden März zo-
gen über eine Million Migranten – am An-
fang meist syrische Bürgerkriegsflüchtlinge,
später auch viele aus Afghanistan, Iran und
Pakistan – in Richtung Westeuropa. Vor al-
lem Österreich und Deutschland waren ih-
re Wunschziele. Während sich die Bundes-
regierung in Berlin gegen die Schließung

dieses Transitweges aussprach, setzte Öster-
reich unter Federführung seines Außenmi-
nisters Sebastian Kurz die Blockade der
Route durch. Sein Land lieferte Zäune und
Überwachungstechnik an Mazedonien, das
damit die Grenze zu Griechenland dicht
machte. Zuvor hatte schon Ungarn unter
dem rechtsnationalen Regierungschef Vik-
tor Orban Grenzzäune zu Serbien und
Kroatien aufstellen lassen. Bulgarien folgte
mit Grenzbefestigungen zum Nachbarn
Türkei. Österreich, die Slowakei, Tsche-
chien und Ungarn unterstützten Mazedo-
nien auch mit Polizisten.

Nur 50 Flüchtlinge pro Tag Heute ergibt
sich folgendes Bild: Ungarn hat seine
Grenze zu Serbien auf der gesamten Länge
von 160 Kilometern mit zum Teil doppel-
ten Zäunen gesichert. Die Grenze zu Kroa-
tien ist auf 120 Kilometer zaunbewehrt.
Das entspricht einem Drittel des Grenzver-
laufs. Auf den übrigen 240 Kilometern bil-
den die Flüsse Save und Mur natürliche
Hindernisse. Bulgarien hat seine 260 Kilo-
meter lange Grenze zur Türkei – bis auf
fünf Kilometer – komplett mit Zäunen ab-
geriegelt. In Mazedonien misst der doppel-
te Grenzzaun zu Griechenland etwa 40 Ki-
lometer.
In Griechenland sitzen seit Monaten
62.000 Migranten vor allem auf den ost-
ägäischen Inseln und in Athen fest. In Ser-
bien macht ihre Zahl nach Angaben westli-
cher Flüchtlingshelfer 4.500 aus. Während
auf dem Höhepunkt des Flüchtlingsan-
sturms über die Balkanroute täglich bis zu
12.000 Migranten gezählt wurden, kamen

in den letzten Monaten aus der Türkei nur
täglich etwa 50 neue Flüchtlinge an.
Im März 2016 einigten sich die EU und
die Türkei auf einen Flüchtlingspakt. Da-
nach nimmt Ankara jeden Flüchtling, der
es von der Türkei übers Meer auf eine grie-
chische Insel geschafft hat, wieder zurück.
Im Gegenzug erklärt sich die EU bereit, ei-
nen der schätzungsweise drei Millionen
Flüchtlinge aus der Türkei legal aufzuneh-
men. Daneben wurden Milliarden-Euro-
Hilfszahlungen aus Brüssel vereinbart. Al-
lerdings ist der Erfolg dieses Deals umstrit-
ten. Nach Angaben des griechischen
Flüchtlingskrisenstabes und der örtlichen
Polizei sind in diesem Rahmen bisher nur
1.307 Flüchtlinge von Griechenland in die
Türkei abgeschoben worden. Hinzu kom-
men knapp 1.500, die freiwillig in die Tür-
kei zurückgekehrt sind. Offensichtlich sind
die vielen Grenzzäune die Hauptursache
für die Blockade der Balkanroute.
Hunderttausende Menschen wurden von
Mazedonien, Serbien, Kroatien und Slowe-
nien in enger Kooperation nach Österreich
und weiter nach Deutschland geleitet. Zu-
erst in Bussen, später in Zügen fuhren die
Migranten bis an die österreichische Gren-
ze. Die Regierungen der Balkanstaaten
führten im Hintergrund Regie und reichten
die Flüchtlinge nur weiter. Denn praktisch
niemand von ihnen wollte hier Asyl bean-
tragen, alle strebten nach Westeuropa. Die
Bevölkerung in Südosteuropa bemerkte die
Flüchtlinge bis auf wenige Ausnahmen an
einigen Brennpunkten gar nicht.
Die gesperrte Balkanroute hat tiefe Spuren
in der politischen Landschaft Europas hin-

terlassen. Gerade hat der fortwährend ge-
gen die „Islamisierung des christlichen
Europas“ wetternde ungarische Regierungs-
chef Orban nach Brüssel eine Rechnung für
seine Grenzzäune geschickt. Mit 440 Mil-
lionen Euro solle die Union die Hälfte der
Kosten dafür überweisen. Brüssel reagiert
empört, schließlich sei Solidarität keine
Einbahnstraße. Denn Orban hat sich wie
die Slowakei, Polen oder Tschechien bis
heute geweigert, nach einem EU-Schlüssel
legale Migranten bei sich aufzunehmen.
Das Flüchtlingsthema bildet den Ausgangs-
punkt für eine Sonderrolle dieser Staaten
innerhalb der EU, die nicht nur bei diesem
Thema aktiv Widerstand betreiben. Viele

Kritiker sprechen von einem regelrechten
Rechtsruck, der sich in der Einschränkung
von Justiz, Wissenschaft und Medien aus
nationalistischen innenpolitischen Grün-
den manifestiere. In Österreich schwimmt
Außenminister Kurz auf einer Erfolgswelle,
die ihn noch vor seinem 31. Geburtstag
zum Chef der Österreichischen Volkspartei
(ÖVP) gemacht hat. Und bei den Parla-
mentswahlen Mitte Oktober rechnen alle
Meinungsforscher mit seinem Sieg, der ihn
ins Kanzleramt trüge. Thomas Brey T

Der Autor arbeitet als
dpa-Korrespondent in Belgrad.

Anzeige

Eine irakische Familie hängt zwischen Serbien und Ungarn fest. © picture-alliance/ZUMA

W
ie man einen Busi-
nessplan macht,
weiß Ornela
schon. Bald will
sie dann ein „suc-
cessful and inno-

vative entrepreneur“ sein, sagt die 23-Jähri-
ge in flüssigem Englisch und streicht ihr
faltenlos glattes Kleidchen noch ein biss-
chen glatter. Erst einmal will sie aber ihren
Master in Betriebswirtschaft machen, sagt
die zierliche Businessfrau der Zukunft, „am
liebsten in Deutschland“, schlägt gemessen
die Beine übereinander und reckt selbstbe-
wusst das Kinn.
Wer glaubt, er wüsste etwas über den Bal-
kan, war noch nicht in Bucimas. Am Rande
des armseligen Dorfes im wilden Osten Al-
baniens steht die private Nehemiah Gate-
way University. Den Campus würde man
eher in Kalifornien erwarten: Moderne Ge-
bäude mit strahlend hellen Unterrichtsräu-
men und ebenso lässigen wie ambitionier-
ten Studenten, Security an der Pforte, ein
Rasen wie mit der Nagelschere geschnitten.
Ornela, die hier demnächst ihren Bachelor
macht, kommt aus Pogradec, der nahen
Kleinstadt mit ihren bröckelnden sozialis-
tischen Wohnblöcken und metertiefen
Schlaglöchern. Die Welt, die sie im Studi-
um kennengelernt hat, wird sie kaum so
leicht wieder verlassen.
Dass Ornela bald in Deutschland arbeitet,
ist nach der Statistik sehr wahrscheinlich.
Dass sie irgendwann zurückkehrt, dagegen
nicht. Aus Albanien sind seit 1990 ge-
schätzte 45 Prozent der Hochschulabsol-
venten ins Ausland gegangen und 65 Pro-
zent der Promovierten.

Warten auf die Rückkehrer Alle Länder
in Südosteuropa, ob EU-Mitglied oder
nicht, kämpfen gegen einen gewaltigen
Braindrain an. Aus Serbien, so der Belgra-
der Bevölkerungsforscher Vladimir Greic,
sind in den letzten zwei Jahrzehnten
300.000 frisch ausgebildete junge Leute,
darunter 40.000 Hochschulabsolventen,
ins Ausland abgewandert – unter Mitnah-
me einer Qualifikation, die das verarmte
Land rund 12 Milliarden Euro gekostet
hat. In Kroatien hat der Bildungsminister
vorgeschlagen, von auswandernden Medi-
zinern einen Teil der Studienkosten zu-
rückzuverlangen.
„Später“, sagt Ornela, ganz die künftige
Unternehmerin, „will ich dann auch in
mein eigenes Land investieren.“ Aber ihr
Bildungsplan macht eine Rückkehr un-
wahrscheinlich. Schon bei der Wahl des
Studienfachs orientieren sich junge Leute
vom Balkan von vornherein an einem tat-
sächlichen oder bloß imaginierten westeu-
ropäischen, aber nicht am heimischen Ar-
beitsmarkt. Die anglistischen, selbst die
germanistischen Seminare sind voll – und
das, obwohl der deutsche Bedarf an
Deutschlehrern mit serbischer oder albani-
scher Muttersprache gegen null geht.
Die Hoffnung, dass die gebildeten Emig-
ranten irgendwann ihr Wissen und ihre Er-
fahrung zurück in die Heimat tragen, hat
sich nicht erfüllt. „Sie kommen zurück und
merken: Ich bin dreimal so gut wie mein
Chef“, beobachtet Frank Hantke, der sich
für die Friedrich-Ebert-Stiftung in Tirana
mit Arbeitskräften und Berufsausbildung
beschäftigt. „Und dann gehen sie wieder.“
Dito in Kroatien: „Die jungen Leute haben
begriffen, dass ihre Arbeitskraft auf dem
Balkan nicht geschätzt wird“, so die Migra-
tionsforscherin Silva Mežnaric. „Deshalb
organisieren sie sich ihr Leben woanders.“
Wie in allen Balkanländern gelten auch in

Kroatien als wichtigste Qualifikationen
Verwandtschaft und Parteibuch.
Tatsächlich geht nicht nur eine Bildungs-
schicht, es geht eine ganze Generation. Zu-
rück bleiben die Alten. Kroatien mit seinen
1,2 Millionen Arbeitsplätzen verliert seit
dem EU-Beitritt 2013 jährlich rund 25.000
Einwohner, immer häufiger ganze Famili-
en. Dabei schwindet in allen Ländern der
Region schon seit der Wende um das Jahr
1990 die Bevölkerung, zum kleineren Teil
wegen der sinkenden Geburtenrate. Zum
größeren Teil wegen der Emigration: Mehr
als zehn Prozent der Bevölkerung von Ru-
mänien und Mazedonien leben dauerhaft

im Ausland, von den Kosovaren lebt jeder
zehnte allein in Deutschland.

Zerstörte Industrie Die Regierungen hal-
ten sich mit der Klage über den Exodus zu-
rück. Heimlich freuen sie sich über die
Entlastung für den Arbeitsmarkt und auf
die Rücküberweisungen der Ausgewander-
ten nach Hause – in den Balkanländern
machen sie zwischen 20 und 50 Prozent
des gesamten Bruttoinlandsprodukts aus.
Trotz der vielen Wegzüge aber bleibt die
Arbeitslosigkeit in fast allen Ländern der
Region hoch: Um die 25 Prozent liegt sie
in Bosnien und Mazedonien, de facto bei

mehr als 50 Prozent im Kosovo und bei
immer noch 15 Prozent in Serbien und Al-
banien. Auswanderung und Arbeitslosig-
keit verhalten sich nicht wie in kommuni-
zierenden Röhren. Sie sind vielmehr zwei
Übel – mit derselben Ursache.
Krieg und Sanktionen haben in den Nach-
folgestaaten Jugoslawiens die Industrie zer-
stört – direkt oder durch den Wegfall der
Märkte. Selbst im EU-Land Kroatien hat
die Industrieproduktion noch nicht einmal
das Vorkriegsniveau wieder erreicht. In Ser-
bien sind seit den 1990er-Jahren etwa eine
Million Industriearbeitsplätze weggefallen
– bei sieben Millionen Einwohnern.

Entsprechend schwach fällt die Qualifikati-
on der nachwachsenden Arbeitnehmer aus.
Eine duale Berufsausbildung gibt es nicht,
schon mangels geeigneter Betriebe. Das
Lehrpersonal in den Fachschulen ist über-
altert, schlecht bezahlt und ohne eigene
praktische Erfahrung. So bleibt für viele
Junge aus den ärmeren Balkanländern als
Alternative zur Arbeitslosigkeit zu Hause
nur der Niedriglohnsektor in Deutschland.
Dem Kosovo, Schlusslicht unter den Bal-
kanstaaten, haben seit dem Zerfall Jugosla-
wiens 1991 etwa eine Million Menschen
den Rücken gekehrt – 1,7 Millionen leben
noch dort. Nach Zahlen der Weltbank be-

suchen 35 Prozent der 15- bis 24-Jährigen
weder eine Schule oder Universität, noch
gehen sie einer Beschäftigung nach. Dabei
hat das Land, ganz im Kontrast zu seinen
vergreisenden Nachbarn, die jüngste Bevöl-
kerung Europas. Jedes Jahr drängen bis zu
50.000 junge Schulabgänger auf einen
kaum wahrnehmbaren Arbeitsmarkt. In
Deutschland finden sie allenfalls illegal in
Restaurantküchen Arbeit. Von Hochschuls-
tipendien in Deutschland profitieren Koso-
varen so gut wie gar nicht. Die Visum-
pflicht für die EU-Länder bleibt für die et-
wa 1,6 Millionen im Lande verbliebenen
Kosovaren bestehen.
Dušan Reljic, Balkanexperte der Berliner
Stiftung Wissenschaft und Politik, bietet
für die Auswanderung auch der Besserge-
stellten eine grundsätzliche Erklärung an:
Die Osteuropäer befänden sich in der
„Einkommensfalle“. Selbst in EU-Ländern
mit ansehnlicher Industrie, etwa der Slo-
wakei, komme man über 600 Euro im Mo-
nat kaum hinaus – für jemanden, der für
das Auto oder das Handy Preise auf deut-
schem Niveau zahlt, ein trauriger Lohn.
„Und“, folgert Reljic, „wenn der Euro nicht
zu den Menschen kommt, gehen die Men-
schen eben zum Euro.“

Zugang zu EU-Strukturfonds Anders als
die EU-Staaten haben die sechs armen Bal-
kanländer, die der Union erst noch beitre-
ten wollen, keinen Zugang zu den großen
EU-Strukturfonds, die das Ungleichgewicht
zwischen reichen und armen Ländern in
Europa ausgleichen sollen. Zölle auf Wa-
ren aus der EU dürfen sie im Vorgriff auf
den Beitritt keine erheben. So häufen sie
gegenüber dem Westen, besonders gegen-
über Deutschland, ein enormes Leistungs-
defizit an. Sie importieren mangels eigener
Produktion Waren so gut wie aller Art: von
Autos und Handys bis hin zu Tomaten und
Streichhölzern. Selbst haben sie aber kaum
Güter und Dienstleistungen anzubieten,
die sie in die reicheren EU-Staaten expor-
tieren könnten.
Das Defizit wiederum können sie nur mit
Krediten kompensieren. Kredite sind teuer,
weil die Banken, zu 90 Prozent Tochterin-
stitute von EU-Banken, nicht über die glei-
chen Absicherungen verfügen wie die Müt-
ter im Westen. Für Investitionen, mit de-
nen die Balkanstaaten eines Tages konkur-
renzfähig werden könnten, bleibt nichts
übrig. Der Balkan sei „längst Teil des ge-
meinsamen Marktes“, sagt Reljic, nicht nur
des Arbeitsmarktes. „Er hat nur nicht die
gleichen Konditionen.“
Investitionen von westlichen Unterneh-
men in diese Billiglohnländer in oder am
Rande der EU schaffen nur zeitweise Ent-
lastung. Denn: „Die einzigen Konkurrenz-
vorteile der osteuropäischen Staaten im ge-
meinsamen Markt sind niedrige Steuern
und billige Arbeitskräfte“, sagt Dušan Rel-
jic. Wird die Arbeit zu teuer, gehen die In-
vestoren weiter, meistens nach Asien. Da-
mit das nicht passiert, bleiben die Löhne
niedrig. Ein Teufelskreis.
Die Europäer im Osten halten es, der Not
gehorchend, mit Europa deshalb wie die
Amerikaner mit ihren Vereinigten Staaten.
Wie dort niemand etwas dabei findet, dass
man in Kalifornien oder Colorado studiert,
in Pennsylvania oder New York arbeitet
und in Florida die Rente verzehrt, so bli-
cken die Balkan-Bewohner auch auf sich
und die weite, große Europäische Union.

Norbert Mappes-Niedieck T

Der Autor berichtet als Korrespondent
über Südosteuropa.

Studenten rudern im kroatischen Rijeka. Kroatien mit seinen 1,2 Millionen Arbeitsplätzen verliert jährlich rund 25.000 Einwohner. © picture-alliance/PIXSELL

Fahrt ins Ungewisse
ARBEITSMARKT Eine ganze Generation verlässt den Balkan Richtung Deutsch-
land – und findet dort kaum Chancen. Die Länder leiden unter dem Braindrain
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B
alkan? Also bitte! Wer in
Deutschland von der Donau
spricht, denkt an die Altstadt
von Regensburg, die der Do-
nau ein römisches Element
gibt, an Wien und Budapest,

mithin an die Donau der Habsburger, und
vielleicht noch ans Donaudelta. Unsere
schöne, blaue Donau als „balkanischen
Fluss“ zu bezeichnen, würde dagegen ei-
nen Sturm der Entrüstung auslösen. Also
teilt man die Donau besser – in einen eige-
nen europäischen und einen fremden bal-
kanischen Abschnitt.
Eine Art geografische Teufelsaustreibung,
die freilich ihre Tücken hat. Der Balkan,
das sind immer die Anderen, hat einmal
der slowenische Philosoph Slavoj Žižek ge-
sagt. Und wirklich: Für die Österreicher in
der Donaustadt Wien war bis vor nicht all-
zu langer Zeit bereits die slowakische
Nachbarstadt Bratislava balkanisch, für die
Slowenen beginnt der Balkan in Kroatien,
das zu Zeiten der Donaumonarchie zum
ungarischen Reichsteil gehört hatte. Für die
katholischen Kroaten wiederum ist das or-
thodoxe Serbien mit Belgrad balkanisch,
das sich wiederum vom muslimischen Bos-
nien und Albanien abgrenzt. Und so geht
es weiter bis Rumänien und Bulgarien.
Letzteres gilt bis heute als das einzige Land
in Europa, das stolz ist auf seine balkani-
sche Herkunft.
So ist der Balkan also auch geokulturell die
Zuschreibung der dunklen Seite unserer
Geschichte, ganz weit weg, und da soll er
auch bleiben. Humanistisch argumentiert

hingegen György Konrád. Der ungarische
Schriftsteller, der in Budapest, wie er ein-
mal verriet, am liebsten auf die Donau
schaut, weiß zwar, dass dieser große Strom
Europas zwei ganz verschiedene Gesichter
hat. Er setzt aber dennoch stärker auf das
Verbindende. „Man könnte sagen, dass die
Donau der Strom Mitteleuropas sei“,
schrieb Konrad in einem Essay über seinen
Fluss, „die Hauptschlagader dieses bunten
Gebiets.“ Aber daneben gibt es auch die
Donau, die sich in den 90er Jahren des ver-
gangenen Jahrhunderts plötzlich und uner-
wartet in Erinnerung gerufen hat, als
Schlachtfeld: „Vom Ufer aus oder vom
Rand des in das Eis gehauenen Lochs kann
man auf Menschen ins Wasser hineinschie-
ßen, so dass der Leichnam und dessen
mörderisches Spiegelbild in unbekannte
Ferne hinweggetragen werden“, weiß Kon-
rád. „Wenn wir versuchen, uns wechselsei-
tig niederzumetzeln, dann stürzen die Brü-
cken ein. Das erste Opfer des Krieges ist die
Brücke.“

Festgeschriebene Bilder Ist die eine Do-
nau, die friedliebende, also die mitteleuro-
päische während die andere, kriegerische
und tödliche die des Balkans ist? Konrád
würde das nicht unterschreiben. Für ihn
teilen Österreich, Ungarn und Serben ein
und das selbe Schicksal: europäische Bin-
nenländer zu sein. „Seevölker sind immer
weltoffen, wir aber haben kein Meer. Für
uns ist die Donau die Verheißung des Mee-
res. Über sie können wir zu fernen Gesta-
den gelangen; sie durchquert uns und löst

unser Eingesperrtsein auf.“ Gleichwohl hat
sich das Bild der mitteleuropäisch zivili-
sierten und balkanisch grobschlächtigen
Donau bis heute fest- und fortgeschrieben,
so dass wir sie von der Quelle bis Budapest
gern und oft bereisen, während wir um
den Fluss dahinter noch immer am liebs-
ten einen Bogen machen. Und tatsächlich
hat diese kulturelle Teilung der Donau
auch einen historischen Kern, der weiter
zurückreicht als bis zu den Balkankriegen,
auf die sich György Konrád bezieht. Die
Rede ist vom christlich-muslimischen Rin-
gen um die Vorherrschaft auf dem Balkan.
Symbolischer Endpunkt dieses Ringens
war das Jahr 1683, in dem „die Türken vor

Wien“ standen und von einer christlichen
Armee besiegt wurden. Das mitteleuropäi-
sche Habsburg blieb in seinem Selbstbild
die „antemurale christianitatis“, ein Boll-
werk der Christenheit gegen den Ansturm
der Muslime.
Den Türkenkriegen, die erst mit dem Frie-
densschluss von Karlowitz 1699 zu Ende
waren, folgte die Besiedlung der wüst ge-
fallenen Regionen an der mittleren Donau
durch die „Donauschwaben“. Diese bei-
spiellose Wanderungsbewegung auf einem
Fluss, die im Mai 1712 in Ulm begann und
auf den „Ulmer Schachteln“ die Donau hi-
nunter führte, war ein groß angelegtes
Konjunkturprogramm des Habsburger-
reichs, das bis weit hinein ins 19. Jahrhun-
dert reichen sollte. Etwa 150.000 Men-
schen haben sich damals auf den Weg ge-
macht. Sie ließen sich in Budapest nieder,
in Mohacs oder in Neusatz, heute Novi
Sad. Eigentlich könnten die Donauschwa-
ben Botschafter eines positiven Bildes der
balkanischen Donau sein und ein Lied sin-
gen von dem Zusammenleben der Kultu-
ren, der Erweiterung der „zivilen“ Zone do-
nauabwärts. So aber kamen mit dem Ende
des Zweiten Weltkriegs und ihrer Vertrei-
bung zum balkanischen Image der Donau
die Erzählungen von Gewalt und dem Ver-
lust der Heimat hinzu.

Europäischster aller Flüsse Welches Bild
aber könnte der Fluss heute, hervorbrin-
gen? Um sich dieser Frage zu nähern, lohnt
ein Blick auf das Bild des Stroms in ande-
ren Ländern. In seinem Essay „Der Donau

entkommt man nicht“, schildert etwa der
polnische Autor Andrzej Stasiuk die Do-
nau mitnichten als einen geteilten Fluss,
wenn er schreibt: „So ist die Donau. Wenn
wir an ihrer Quelle stehen, denken wir an
ihre Mündung; während wir noch schau-
en, wie sie im Meer versinkt, gehen wir in
Gedanken flussaufwärts.“ Für Stasiuk ist
die Donau „der europäischste aller Flüsse,
sie ist die tiefsinnigste, klügste Erzählung,
die uns die Geografie unseres Kontinents
bietet“.
Aber auch im ehemaligen
Jugoslawien ist die Donau
heute eher mit Hoffnung
als mit den bloßen Erinne-
rungen an den Krieg ver-
bunden. So schreibt etwa
der kroatische Schriftsteller
Miljenko Jergovic über den
Krieg in Vukovar, das an
der Grenze zwischen Kroa-
tien und Serbien liegt und
im Krieg von 1992 bis
1995 größtenteils zerstört
worden war. „Wann immer
ich nach Vukovar komme, vergesse ich die
Traurigkeit, Beklemmung und Übelkeit,
die ich beim Anblick des zerstörten Stadt
empfinde, sobald ich mich an den großen
Fluss begebe.“ Die Donau, so Jergovic, „ist
die Hoffnung Vukovars, das Versprechen
der Zukunft, der Rettung und des Lebens.“
Dieses Bild der Donau als dem verbinden-
den Fluss, der fließenden Grenze zwischen
Mitteleuropa und Balkan, hat sich auch die
Gesellschaft für internationale Zusammen-

arbeit zu eigen gemacht. Seit 2015 fördert
sie über das in Belgrad ansässige Donau-
kompetenzzentrum den grenzüberschrei-
tenden Tourismus an der mittleren und
unteren Donau. Inzwischen gibt es zwei re-
gionale Kulturrouten, das „Römische Kai-
serreich“ und „Wein an der Donau“. Über
den sanften Tourismus soll der Auf-
schwung nicht nur in den Städten ankom-
men, sondern auch in ländlichen Regio-
nen. Beispiele wie das Weinanbaugebiet

von Ilok an der kroatisch-
serbischen Grenze zeigen,
dass dies möglich ist: Feri-
enhäuser in den Weinber-
gen hoch über dem Fluss
erzeugen Bilder, die von ei-
nem neuen Kapitel in der
Geschichte erzählen – ei-
nem Kapitel, in dem man
sich von der Zukunft mehr
verspricht als von der Ver-
gangenheit.
Der Balkan, sagte Slavoj
Žižek 2010, ist „kein fester
Ort“. Er verschwinde sogar.

Und wirklich. Wer mit einem Schiff zum
Eisernen Tor fährt, vorbei an den Überres-
ten der Trajansbrücke, der weiß, dass die
Donau älter ist als das, was wir heute als
balkanisch verstehen. Die mittlere Donau,
aber auch die untere Donau sind mithin
eine wunderbare Gelegenheit, alte Blicke
auf Europa auf den Prüfstand zu stellen
und neue Blicke einzuüben. Uwe Rada T

Der Autor ist Redakteur bei der taz.

Einer der imposantesten Taldurchbrüche Europas: Das Eiserne Tor an der Grenze zwischen Serbien und Rumänien. © picture-alliance/Reinhard Koester

Alles ist
im Fluss
UFERGESCHICHTEN Lange galt die
mittlere und untere Donau als balka-
nischer Strom, der negative Assoziationen
erweckte. Mit neuen Bildern sollen nun
mehr Touristen angelockt werden

Donau-Romantik: Silhouette von Novi Sad
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»Wir haben
kein Meer. Für

uns ist die
Donau die Ver-
heißung des

Meeres.«
György Konrád,

ungarischer Autor

Twelve Points for Serbia!
EUROVISION SONG CONTEST Politisch tüchtig zerstritten, halten die Balkan-Ländern beim europäischen Liederwettbewerb Jahr für Jahr eisern zusammen

Der letzte Seufzer der jugoslawischen Se-
zession liegt gut ein Vierteljahrhundert zu-
rück: Das Kernland des Balkans war seit
den 1950er Jahren Teil der TV-Senderkette
„European Broadcasting Union“, war also
am Netzwerk des eurovisionären Bilder-
und Tonaustauschs beteiligt. Und durfte
deshalb am Eurovision Song Contest teil-
nehmen: 1961 debütierte man – und er-
reichte nie wirklich gloriose Platzierungen.
Bis auf 1989, im schweizerischen Lausanne
siegte die Band Riva mit dem Titel „Rock
Me“, der heute nur noch Experten bekannt
ist, aber durch eine gewisse Munterkeit
zum ersten und letzten jugoslawischen
Sieg beim ESC beitrug.
Drei Jahre später hatte das Jugoslawische
als Länderbund ein Ende. Eine Sängerin
namens Extra Nena trat noch für Jugosla-
wien an, aber ihrer Delegation fehlte
schon das Geld, um mit eigenem Dirigen-
ten nach Malmö zum 37. Eurovision Song
Contest zu reisen. Nach einem politischen
Bann trat 2004 trat man erstmals wieder
an, und zwar unter dem Namen Serbien
und Montenegro an – und holte gleich den
zweiten Rang durch den auf dem Balkan
populären Sänger Zeljko Joksimovic mit
seinem Lied „Lane moje“.
Den zweiten Sieg schaffte ein Act aus die-
sem Teil Europas im Jahr 2007. In Helsinki

gewann die Serbin Marija Serifovic mit der
Hymne „Molitva“ („Gebet“) überlegen vor
allen anderen Beiträgen. Das war ein Zei-
chen auch insofern, als Serbien erstmals
ohne das nun unabhängige Montenegro
ins Rennen ging. Serifovic war in ihrer Hei-
mat freilich keine besonders populäre Sie-
gerin – sie, die wuchtig gebaute Sängerin,
bediente kaum das Klischee der schlanken
jugoslawischen Frau mit gewissem Sexap-
peal. Im Jahr darauf, 2008, war Belgrad ein
eher erschöpfter Gastgeber des ESC, die
serbische Haupstadt wusste mit dem
10.000köpfigen ESC-Tross im Mai 2008
kaum etwas anzufangen: Man war auf Eu-
ropafreundlichkeit noch nicht eingestellt.
Dafür mehr aufeinander: Dass in den zwei
Wochen, wenn bis zu vier Dutzend Länder
an einem Ort in der Eurovisionszone –
von Baku bis Lissabon, von Helsinki bis Je-
rusalem – zusammenkommen, immer ei-
ne gewisse Spannung in der Luft liegt, ver-
steht sich von selbst: Es ist ja auch ein
Wettbewerb. Aber bei den Ländern des frü-
heren Jugoslawien ist das irgendwie an-
ders: Jahr für Jahr, seit 1993, auch seit Ser-
bien wieder mit im Spiel ist, sehen alle an-
deren, was Kroatien, Serbien, Mazedonier,
Montenegriner, Bosnier und Herzegowiner
und Slowenien leben – eine alte jugoslawi-
sche Verbundenheit nämlich.

Sie alle geben einander bei der Punktever-
gabe in der Regel regionale Bonuspunkte,
sozusagen Nachbarschaftsfreundschaftsga-
ben. Okay, eine gewisse musikalische Qua-
lität muss gegeben sein, sonst ignoriert
man sich weitgehend. Die Serbin Marija
Serifovic hat ja nicht gewonnen, weil ihr
von Kroatien und den anderen Ländern
der einstigen jugoslawischen Förderation
so viel zählbare Sympathien übermittelt
wurden, die meisten anderen Eurovisions-
teilnehmer erhörten das „Molitva“ der
stimmstarken Sängerin ja auch. Aber wenn
die Eurovisionsprobentage laufen, hocken
sie alle beieinander.
Sichtbarster und hörbarster Ausdruck ist
der genannte Komponist, Texter und Sän-
ger Zeljko Joksimovic, der 2004 für Serbien
und Montenegro den zweiten Platz schaff-
te. Er komponierte auch für Bosnien und
Herzegowina einen ESC-Act, der vorzüg-
lich abschnitt (2006), war für Serbien aber-
mals am Start und hat Länder wie Kroatien
und Mazedonien kollegial bei deren Euro-
visionsauftritten beraten und unterstützt.
Letztlich ist der Pop- und Entertainment-
markt von Ljubljana bis Skopje nach wie
vor eine Region – alle kennen sich aus
langjährigen Kooperationen.
Wobei die entscheidende Größe in diesem
Teil Europas nicht Serbien ist – eher Kroa-

tien. Aber sie alle – ihre öffentlich-rechtli-
chen TV-Sender, und nur diese können
Beiträge zum ESC schicken – leiden unter
akuten Finanznöten. Bosnien-Herzegowi-
na nimmt momentan nicht mehr am ESC
teil, Kroatien und Serbien müssen sich dies
Jahr für Jahr überlegen, ob sie sich nicht

nur eine Teilnahme leisten können – son-
dern auch die Verpflichtung eingehen, im
Falle eines Sieges das teure Projekt (24 Mil-
lionen Euro) auch als Gastgeber ins Land
zu holen.
Zudem sind Kroatien und Slowenien ja in-
zwischen Mitglieder der EU – ihre Grenzen

zum restlichen Teil des früheren Jugosla-
wien sind dicht, die Märkte stärker denn je
getrennt. Die alte, durch jugotypische Folk-
lore geprägte Kultur büßt allmählich an
Kraft ein. Sie binden nicht mehr, die Klän-
ge, die sich nach Balkan anhören. Wobei
Slowenien ohnehin – wie schon als Teil Ju-
goslawiens – eine Sonderrolle spielt. In
Ljubljana fühlte man sich stets durch das
serbische Belgrad übersehen. Dort orien-
tiert man sich an Brüssel, nicht mehr an
den ökonomisch und kulturell eher rück-
ständigen Teilen, die zu Serbien zählen.
Und doch: Beim ESC nächstes Jahr wird
man wieder auf Parties gemeinsam feiern.
Ob andere Länder mitmachen dürfen,
wenn sie nicht auf dem Balkan liegen?
Könnte gut sein – sie müssten nur von die-
sen kulturellen Wiedervereinigungen hö-
ren: Dann wird man sie nicht draußen vor
der Tür stehen lassen. Jan Feddersen T

Der Autor arbeitet als Redakteur bei
der taz.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Einflussreicher Strippenzieher: Zeljko Joksimovic, hier 2012 in Baku © picture-alliance/dpa
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Keine Feierlaune
KOSOVO Im jüngsten Staat Europas läuft es nicht rund. Viele Kosovaren sitzen auf gepackten Koffern

A
m 17. Februar feiert der
jüngste Staat Europas sei-
nen zehnten Geburtstag.
Feierlaune kommt im Ko-
sovo aber nicht auf. Trotz
der Bemühungen der in-

ternationalen Gemeinschaft, allen voran
der EU, hat sich nur wenig zum Guten ent-
wickelt. Selbst in der Hauptstadt Priština
fällt regelmäßig der Strom aus, und abends
kommt kein Wasser aus den Hähnen.
Das Kosovo konkurriert mit Moldawien
um den wenig ruhmreichen Titel „Ärmstes
Land Europas“. Zwar hält die EU an einer
Beitrittsperspektive des Kosovo fest, doch
weder in Brüssel noch in Priština rechnet
man damit, dass das Kosovo in den kom-
menden 20 Jahren die Bedingungen für ei-
nen EU-Beitritt erfüllen wird.
Viele Bürger fragen zurecht, wo die Milliar-
den geblieben sind, welche die EU seit
1999 in das Land investiert hat, das gerade
einmal so viele Einwohner
wie Hamburg zählt. Un-
summen verschwanden in
den Taschen korrupter Po-
litiker und ihrer jeweiligen
Klientel.
Im Parlament läuft es oh-
nehin nicht rund: Opposi-
tionelle Politiker werfen
regelmäßig Tränengasgra-
naten, um die Verabschie-
dung von Gesetzen zu ver-
hindern, die ihnen nicht
genehm sind. So lief es
über ein Jahr, bis die Regie-
rungskoalition am 10. Mai dieses Jahres an
einem Misstrauensvotum scheiterte.
Für die lähmende Totalopposition im Par-
lament und auf der Straße ist die Partei Ve-
tevendosje (VV/Selbstbestimmung) verant-
wortlich, die sich bei jungen Kosovaren
größter Beliebtheit erfreut, weil sie nicht
als korrupt gilt. Laut ihrem Selbstverständ-
nis ist die VV eine linke Partei, die sich für
soziale Gerechtigkeit und gegen Korrupti-
on einsetzt. In den Augen der EU ist es ei-
ne nationalistische Partei, welche die Gren-
zen auf dem Balkan nicht akzeptiert und
einen Zusammenschluss mit Albanien for-
dert (siehe Text unten).
Auch nach den Neuwahlen ist die Situati-
on im Kosovo nicht stabiler. Die stärkste
Kraft wurde eine gemeinsame Liste um die
UÇK-Parteien PDK, AAK und Nisma – der
sogenannte Kriegsflügel – die 34,6 Prozent
der Stimmen holen konnten. Zweitstärkste
Kraft wurde die VV, die mit 26,7 Prozent
ihren Stimmenanteil verdoppeln konnte.
Nach fünf Anläufen und drei Monaten
konnte der sogenannte Kriegsflügel sich
vergangene Woche mit kleineren Parteien
einigen und hat voraussichtlich 63 der 120

Abgeordneten hinter sich. Ob die Koaliti-
on vier Jahre hält, steht in den Sternen. Ex-
perten halten das Zweckbündnis für denk-
bar instabil.

EU trägt eine Mitschuld Kritiker behaup-
ten, dass die Situation auf dem Kosovo
nicht trotz, sondern wegen der westlichen
Politik so schlecht ist. Demnach sind USA
und EU mit der Verwaltung des kleinen
Territoriums gescheitert, weil sie ihre Poli-
tik auf bestehende Machtstrukturen und
somit auf fragwürdigen UÇK-Warlords auf-
gebaut hatten, denen eine Nähe zum orga-
nisierten Verbrechen nachgesagt wird.
So gilt der Noch-Präsident Hashim Thaçi
vielen Kosovaren mehr als Mafiaboss denn
als Politiker. Ihm wird zudem vorgewor-
fen, als Führer der UÇK für schwere Kriegs-
verbrechen an Oppositionellen, Roma und
Serben beteiligt gewesen zu sein. Obwohl
die EU mit EULEX eine teure Rechtsstaats-

mission im Land unterhält,
wurden die Vorwürfe bis-
lang nicht intensiv unter-
sucht. Zeugen, die beim
Kriegsverbrechertribunal ge-
gen ranghohe UÇK-Mitglie-
der wie den Ex-Präsidenten
Ramush Haradinaj aussa-
gen sollten, starben myste-
riöse Tode. Andere zogen
ihre Aussagen daraufhin zu-
rück. Zähneknirschend ha-
ben die Mächtigen im Ko-
sovo kürzlich der Grün-
dung eines internationalen

Gerichts zugestimmt, das die Verbrechen
der UCK, der selbsternannten Befreiungs-
armee des Kosovo, während des Kosovo-
krieges untersuchen soll.

Konflikt mit Serbien Doch Probleme
gibt es nicht nur in Priština, sondern
auch im Norden des Landes. Dort leben
noch rund 60.000 Serben. Sie stellen die
Bevölkerungsmehrheit auf rund 20 Pro-
zent des kosovarischen Territoriums. Es
ist ein gallisches Dorf, dessen Bewohner
aus Belgrad alimentiert werden, das den
Kosovo bis heute nicht anerkennt und
weiterhin als sein Staatsgebiet betrachtet.
Die meisten Serben im Nordkosovo stre-
ben nach einem Anschluss an Serbien
oder zumindest nach Autonomie. Der
serbische Außenminister Ivica Dacic sorg-
te bei vielen EU-Vertretern im August für
Kopfschütteln, als er vorschlug, den
hauptsächlich von Serben bewohnten
Norden vom Rest des Landes zu trennen
und im Gegenzug den Rest des Kosovo
anzuerkennen. Doch nicht nur Serbien
sieht das Kosovo weiterhin als sein
Staatsgebiet an. Auch die EU-Staaten Spa-

nien, Rumänien, Griechenland, die Slo-
wakei und Zypern erkennen das Kosovo
nicht an. Das beschädigt die Glaubwür-
digkeit einer EU-Beitrittsperspektive für
das Kosovo immens.
Die Kosovaren sitzen auf gepackten Kof-
fern. Anfang 2015 gab es einen Massenexo-
dus aus dem Land, als Zehntausende in
Richtung Deutschland, Österreich und
Schweiz aufbrachen und Asyl beantragten.
Die meisten waren ethnische Albaner und
keine Roma, die sonst die größte Gruppe
an Asylantragsstellern aus der Region bil-
den.
Nach wenigen Monaten sprach sich he-
rum, dass Kosovaren kaum eine realisti-
sche Chance auf Asyl haben, die Bundesre-
gierung verschärfte ihre Asylpolitik gegen-
über dem Balkan, indem viele Länder zu
sicheren Herkunftsstaaten erklärt wurden,
und die Asylgesuche aus dem Kosovo gin-

gen schlagartig wieder zurück. Wenig Ver-
ständnis haben die Kosovaren dafür, dass
sie nicht visafrei in die EU einreisen dür-
fen, nachdem den Ukrainern dieses Recht
kürzlich gewährt wurde.

Zulauf für Islamisten Während Zehntau-
sende Kosovaren ihr Glück gerne im EU-
Ausland versuchen wollen, gibt es auch ei-
nige hundert, die visafrei nach Istanbul ge-
flogen sind und von dort aus weiter nach
Syrien und in den Irak, um sich dschiha-
distischen Gruppen anzuschließen.
Mittlerweile hält der Kosovo die höchste
Pro-Kopf-Dichte an IS-Kämpfern in
Europa: Es gibt 316 bestätigte Fälle von
kosovarischen Staatsbürgern, die sich
dschihadistischen Gruppen in Syrien und
im Irak angeschlossen haben, bei gerade
einmal 1,8 Millionen Einwohnern. Der-
zeit sollen sich noch 75 Dschihadisten

aus dem Kosovo im Irak und in Syrien
befinden, 40 Frauen und 29 Kinder mit
ihnen gegangen sein. Laut Angaben der
Sicherheitsbehörden sind 57 Männer aus
dem Kosovo als IS-Kämpfer gestorben.
Der im Kosovo ausgebildete Imam Visar
Duriqui hat selbst erlebt, wie Mitschüler
radikalisiert wurden. Einige seiner Mit-
schüler schlossen sich der Terrormiliz „Is-
lamischer Staat“ an und ließen ihr Leben
für einen irren Traum vom Kalifat. Duri-
qui wählte einen anderen Weg, er wurde
Journalist und berichtet heute in Priština
über Islamismus. Der 30-Jährige kriti-
siert: „Die Saudis brachten diese Ideolo-
gie hierher. Ohne sie hätte der IS hier
nicht solche Rekrutierungserfolge feiern
können.“
Das Kosovo ist ein säkulares Land und die
meisten Bürger lehnen Salafismus und „Is-
lamischen Staat“ entschieden ab. Aller-

dings konnten salafistische und wahabiti-
sche NGOs aus Saudi-Arabien lange Zeit
recht problemlos für sich werben, und die-
se Saat ist nun aufgegangen.
Die meisten Bürger des Kosovo schwanken
zwischen Resignation und Protest. Das Ko-
sovo ist nicht nur der jüngste Staat
Europas, es ist auch der Staat mit der
jüngsten Bevölkerung und einer Jugendar-
beitslosenquote von annähernd 60 Pro-
zent. Die Jugend fordert Perspektiven und
ist bereit, dafür wieder auf die Straße zu
gehen. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis sie
wieder die Gasmasken hervorholt und die
nächsten Massenproteste anstehen. Es sieht
derzeit nämlich nicht so aus, als würde
sich die Situation in naher Zukunft bes-
sern. Krsto Lazarevic T

Der Autor arbeitet als freier Korres-
pondent für den westlichen Balkan.

Abstimmen unter erschwerten Bedingungen im Kosovo: Im Parlament in der Hauptstadt Priština kommt es immer wieder zu Zwischenfällen wie diesem im Februar 2016. Die Oppo-
sition setzt Tränengas ein, um Sitzungen zu stören. © picture-alliance/AP Photo

Ob die neue
Koalition vier
Jahre hält, ist

ungewiss.
Experten

halten sie für
instabil.

Gefährliches Spiel mit großen Träumen
ALBANIEN Die Idee von einem »Großalbanien« sorgt für Unruhe in der Region

Auf den Märkten im albanischen Tirana,
im kosovarischen Priština und im maze-
donischen Kumanovo bieten Händler
kleine Souvenirs zum Verkauf an, die ein
Land abbilden, das es nicht gibt, von dem
sich manche aber wünschen würden, es
existiere. Es sind die Grenzen eines „Gro-
ßalbaniens“, welches neben Albanien
auch das Kosovo, weite Teile Mazedo-
niens sowie Teile Serbiens, Griechenlands
und Montenegros umfasst. Historisch
existierte dieses Land zwischen 1941 und
1944 als Satellitenstaat unter Mussolini
und Hitler. Nachdem Tirana 1944 befreit
wurde, einigten sich die Kommunisten-
führer Tito und Enver Hoxha auf die Vor-
kriegsgrenzen, in denen Albanien bis
heute existiert. Doch über die Hälfte der
albanischen Bevölkerung lebt außerhalb
der Grenzen Albaniens mit seinen 2,8
Millionen Einwohnern. Laut Verfassung
ist das Kosovo zwar ein Vielvölkerstaat,
aber de facto stellen die Albaner rund 90
Prozent der Bevölkerung. Auch im be-
nachbarten Mazedonien stellen die Alba-
ner fast ein Drittel der Bevölkerung.

Albanosphäre Der Historiker Oliver
Schmitt spricht von einem „panalbanisch
geprägten Kommunikationsraum“, der
sich im vergangenen Vierteljahrhundert
gebildet habe. Die Verbesserung der Ver-
kehrswege, die Ausbildung eines grenz-
übergreifenden Mediensystems und die
Zusammenarbeit zwischen politischen
Akteuren hätten daraus eine ,,Albano-
sphäre“ werden lassen, zu der auch die
Diasporagemeinschaften in Westeuropa
und den USA zählen. Albanien, Mazedo-

nien und das Kosovo gehören zu den
wirtschaftlichen schwächsten Staaten
Europas, die von politischer Instabilität
geprägt sind. Die EU verspricht diesen
Ländern zwar eine Beitrittsperspektive
und mit Mazedonien und Albanien wird
bereits verhandelt, doch die meisten Bür-
ger glauben nicht an einen baldigen EU-
Beitritt.
Der albanische Premierminister Edi Ra-
ma machte Druck und sagte kürzlich:
„Sollte sich die EU einer Erweiterung auf
dem Balkan verweigern, könnten sich die
Albaner gezwungen sehen, ihre Vereini-
gung statt in der ,Großen Union‘ (EU) in
einer ‚Kleinen Union‘ zu vollziehen.“ Vie-
le sahen darin eine Drohung, dass Rama
die Grenzen auf dem westlichen Balkan
zur Disposition stellt und auf „Großalba-
nien“ anspielt. Für Rama ging es dabei
aber vor allem um Wahlkampf. Mit dieser
Rhetorik konnte er einen klaren Sieg bei
den Parlamentswahlen Ende Juni erzie-

len. Seine Sozialistische Partei (PS) konn-
te eine absolute Mehrheit erringen.

Mazedonien Edi Rama bestärkte auch die
albanischen Parteien in Mazedonien, mehr
zu fordern und beriet diese. Mazedonische
Nationalisten behaupteten, die Albaner im
Land wollten die Abspaltung, um ein
„Groß albanien“ zu schaffen. Es waren Ge-
rüchte, die von kremlnahen Medien und
dem russischen Außenministerium gestützt
wurden. Dabei hat keine einzige albani-
sche Partei in Mazedonien ein „Großalba-
nien“ gefordert, und es sieht nicht so aus,
als würden sie das in Zukunft tun. Viel-
mehr waren es die nationalkonservative
VMRO-DPMNE, die das Thema setzte. Die-
se wollte sich trotz Wahlniederlage Ende
2016 an der Macht halten und war dafür
bereit, einen ethnischen Konflikt zwischen
Mazedoniern und Albanern im Land zu
schüren (siehe Seite 12). Inzwischen wur-
de der Sozialdemokrat Zoran Zaev mithilfe

von Parteien der albanischen Minderheit
zum Premierminister gewählt. Die Sozial-
demokratische Liga Mazedoniens (SDSM)
erhielt viele Stimmen von mazedonischen
Albanern und brach damit das zuvor eth-
nisch getrennte Parteiensystem auf. Die So-
zialdemokraten sind die erste Partei im un-
abhängigen Mazedonien, die sowohl von
der mazedonischen Mehrheitsbevölkerung
wie auch von der albanischen Minderheit
gewählt wird.

Kosovo Im Kosovo ist die Situation eine
andere (siehe auch Beitrag oben). Hier
wird eine Vereinigung mit Albanien von
der linksnationalistischen Vetvendosje
(VV/Selbstbestimmung) gefordert. Mit
26,7 Prozent konnten sie ihre Stimmenan-
teile bei den jüngsten Wahlen verdoppeln.
VV profitiert davon, dass sie den etablier-
ten Parteien vorwirft, das Kosovo an den
Westen zu „verkaufen“ und sich dabei zu
bereichern. Sie bezeichnen die etablierten
Parteien als Verräter an der „albanischen
Sache“.
Die etablierten Parteien im Kosovo hielten
sich von einer großalbanischen Rhetorik
bislang fern, weil sie auf die Unterstützung
von USA, EU und Nato angewiesen sind
und diese es nicht dulden, dass auf dem
westlichen Balkan wieder Staatsgrenzen
zur Disposition gestellt werden. Die inter-
nationale Gemeinschaft hat großen Ein-
fluss auf die Politik im Kosovo und wird
eine Regierungsbeteiligung von VV diesmal
noch zu verhindern wissen. Doch das
stärkt die Position der Partei weiter.
Im Kosovo hat sich in den zehn Jahren
seit der Unabhängigkeit kein Nationalbe-
wusstsein herausgebildet. Die kosovari-
sche Flagge weht nur an Regierungsgebäu-
den, an den Häusern der Bürger hängt die
Flagge Albaniens. Die Nationalhymne
kennen nur wenige Kosovo-Albaner. Im
Kosovo ist „Großalbanien“ noch sehr prä-
sent in den Köpfen. Krsto Lazarevic T

Der albanische Premierminister Edi Rama bei einer Wahlkampfveranstaltung in Durrës
im Juni dieses Jahres. © picture alliance / AP Photo

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Der längste Einsatz
BUNDESWEHR Seit 1999 ist die Truppe im Kosovo

Es ist der längste laufende Einsatz der Bun-
deswehr: Seit 12. Juni 1999 beteiligen sich
deutsche Truppen an der KFOR (Kosovo
Force) der Nato. Dem Einsatz, der auf der
UN-Resolution 1244 vom 10. Juni 1999
basiert, ging ein deutscher Kampfeinsatz
voraus. Die Bundeswehr beteiligte sich seit
März 1999 im Rahmen einer Nato-Opera-
tion an völkerrechtlich umstrittenen Luft-
schlägen gegen das damalige Jugoslawien,
um anhaltende Übergriffe serbischer Kräfte
auf Kosovaren und ethnische Säuberungen
zu unterbinden. Die KFOR sollte den
Rückzug jugoslawischer Truppen, die Ent-
militarisierung und die Rückkehr von
Flüchtlingen überwachen sowie langfristig
für Sicherheit und Ordnung in der dann
unter UN-Kontrolle stehenden Region sor-
gen. Auch nach der Unabhängigkeitserklä-
rung blieb die Truppe im Land.
Aktuell sind 471 Bundeswehrsoldaten vor
Ort, die Nato ist mit um die 4.600 Solda-
ten vertreten. Zu Höchstzeiten war das
Kontingent der Nato mehr als 50.000 Sol-
daten, das der Bundeswehr über 4.000
stark. Der Bundestag hatte zuletzt Ende Ju-
ni 2017 einer Verlängerung des Einsatzes
zugestimmt, dabei aber die Mandatsober-
grenze auf 800 reduziert (18/12298). Die
Bundesregierung begründet die Reduzie-
rung mit der positiven Entwicklung in dem
Land. „Die kosovarischen Sicherheitsorga-
ne erweisen sich als zunehmend in der La-
ge, die öffentliche Sicherheit und Ordnung
ohne Unterstützung der internationalen Si-
cherheitspräsenzen zu gewährleisten“. Al-
lerdings brauche es die Truppe weiterhin,
„um ein sicheres und stabiles Umfeld auf-
rechtzuerhalten“, begründet die Bundesre-
gierung. Es bestehe weiterhin ein „Kon-
flikt- und Eskalationspotenzial, insbeson-
dere im Norden Kosovos“.
Dass die Lage schnell eskalieren kann, zeig-
te sich etwa im Juli 2011, als es im Norden
des Landes zwischen Serben und Kosova-
ren zum Streit um Einfuhrverbote samt ge-

walttätiger Auseinandersetzungen kam.
Die KFOR sah sich gezwungen, deutsche
und österreichische Reservetruppen ins
Land zu beordern. Einige Jahre früher, im
März 2004, kam es zu schweren Übergrif-
fen von Kosovo-Albanern auf die serbische
Minderheit. Häuser und Klöster brannten,
Serben und Roma wurden vertrieben.

Internationales Engagement Die KFOR-
Mission ist Teil eines größeren Engage-
ments der internationalen Gemeinschaft.
Die Vereinten Nationen setzen mit der
UNMIK eine Institution ein, um zunächst
die zivile Verwaltung aufzubauen und spä-
ter die Selbstverwaltung zu fördern. Teil
der UNMIK ist eine Polizeimission, an der
sich auch deutsche Polizisten beteiligen.
Seit 2008 ist mit EULEX Kosovo zudem ei-
ne Rechtsstaatlichkeitsmission der EU im
Land, die viele UNMIK-Aufgaben über-
nommen hat. Auch hieran sind deutsche
Polizisten beteiligt. scr T

Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) 2014 bei einem Truppenbe-
such im Kosovo

©
dp

a
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Zwischen Personenkult und Modernisierung
SERBIEN Der größte Balkanstaat drängt in die EU. Doch Präsident Vucic führt das Land zunehmend autoritärer, die Reformen lassen auf sich warten

Serbien als das mit Abstand größte und
wichtigste Land des westlichen Balkans ge-
nießt besondere Aufmerksamkeit und fi-
nanzielle Zuwendung in Milliardenhöhe
von Seiten der EU und der USA. Aber auch
der historische Verbündete Russland und
seit einigen Jahren auch wieder die Türkei
wollen ihren Einfluss ausweiten. Zwar be-
müht sich das Sieben-Millionen-Einwoh-
ner-Land seit langem um den EU-Beitritt.
Auch sind bereits seit 2014 elf Beitrittskapi-
tel eröffnet und zwei – Wissenschaft und
Bildung – abgeschlossen. Doch die Kritik
an mangelnden Reformschritten aus Brüs-
sel und Washington wird immer lauter.
Sie konzentriert sich auf diese Felder: Defi-
zite der demokratischen Institutionen und
beim Rechtsstaat allgemein, Gängelung der
Justiz und der Medien, ungenügende Fort-
schritte bei der Aussöhnung mit der seit
neun Jahren unabhängigen früheren Alba-
ner-Provinz Kosovo (siehe Seite 10) sowie
außenpolitische Äquidistanz zum Westen
und zu Russland mit der Weigerung, sich
den Brüsseler Sanktionen wegen der Ukrai-
ne und der Krim-Annexion anzuschließen.
Organisationen der Zivilgesellschaft haben
in vielen Umfragen nachgewiesen, dass die
Bevölkerung keinerlei Vertrauen in die Jus-
tiz ihres Heimatlandes besitzt. Im Juli be-
richtete die Präsidentin des Richterbundes,

Dragana Boljevic, nur die Hälfte aller Rich-
ter im Land fühlten sich unabhängig von
der Politik. Viele beklagten massiven
Druck. Daraus folgt, dass anders als in
Kroatien oder Montenegro bisher nicht ein
einziger führender Politiker oder Ge-
schäftsmann wegen Korruption verurteilt
worden ist – und dies, ob-
wohl die Korruption in
Serbien allgegenwärtig ist.
Die Politik des Landes wird
uneingeschränkt bestimmt
vom früheren Regierungs-
chef und heutigen Staats-
präsidenten Aleksandar Vu-
cic. Der frühere extremisti-
sche Nationalist sieht sich
heute als glühenden Euro-
päer, Demokraten und Mo-
dernisierer Serbiens. Er
steht weiterhin an der Spit-
ze seiner „Fortschrittspar-
tei“, auch wenn die Verfassung das verbie-
tet. Schließlich ist die Partei, in der zehn
Prozent der Gesamtbevölkerung Mitglieder
sind, der alles beherrschende Machtfaktor
im Land: Der überdimensionierte Staats-
sektor in der Wirtschaft wird von ihren
Funktionären ebenso geleitet wie die staat-
lichen Institutionen sowie alle wichtigen
Schaltstellen in Wirtschaft, Gesellschaft

und Politik. Die Opposition ist teils wegen
bitteren Streits, teils wegen der Diskreditie-
rung ihrer Führer wie Vucic-Vorgänger Bo-
ris Tadic, vor allem aber durch eine ge-
schickte Politik von Vucic atomisiert und
ohne Einfluss. Auch die Medien hat das
Vucic-Lager fest im Griff. Der nationale öf-

fentliche Rundfunk, der
größte private TV-Sender
Pink, die Staatsagentur Tan-
jug, die Regierungszeitun-
gen Novosti und Politika
und vor allem das Boule-
vardblatt Informer: Sie alle
üben sich tagtäglich in
massiver Propaganda für
das Vucic-Lager. Dabei wird
nicht selten ein Personen-
kult gepflegt, der an abso-
lutistische Monarchien ver-
gangener Jahrhunderte er-
innert. Vucic ist Dauergast

bei allen Medien mit endlosen Interviews
oder Artikeln in den Printtiteln.
Auf der anderen Seite setzt der Westen auf
Vucic als Garant für Ruhe in Südosteuropa.
Die regierungskritische Zivilgesellschaft
wirft dem Westen seit langem vor, Vucic im
Inneren freie Hand zu lassen, wenn er sich
nur in den zahlreichen nationalen Konflik-
ten der Region zurückhält und die Proble-

me nicht zusätzlich verschärft. Daher be-
lasse es die EU bei Lippenbekenntnissen,
wenn sie sich überhaupt einmal mit den
zunehmend autoritären Tendenzen in die-
sem Balkanland beschäftige. Abschätzig
sprechen sie nicht mehr von einer Demo-
kratie, sondern von der „Stabilokratie“,
von Realpolitik versus Wertegemeinschaft.

Der Westen hofft, dass Vucic bei den mäßig
erfolgreichen Vermittlungen der EU zwi-
schen Serbien und dem Kosovo für Kom-
promisse sorgt. Auch wenn die albanische
Seite einen gehörigen Teil der Schuld für
die geringen Fortschritte trägt – Serbien hat
sich bisher nicht zu prinzipiellen Zuge-
ständnissen durchringen können: „Weder

die Regierung noch das Volk sind bereit,
das Kosovo-Problem zu lösen“, sagte erst
vor wenigen Tagen der frühere serbische
US-Botschafter Milan St. Protic der Zeitung
„Blic“. Jahrzehntelang war das Thema Ko-
sovo der Treibstoff für die kriegerische
großserbische Politik. Diese langjährige In-
doktrinierung kann man nicht einfach wie-
der rückgängig machen. Das Thema bleibt
auf beiden Seiten höchst emotional, so
dass es wenige rationale Auswege gibt.
Die Situation kann mittelfristig nur zum
Besseren gewendet werden, wenn in den
Schulen die nationalistischen Kriege eben-
so aufgearbeitet würden wie das Kosovo-
Thema. Auch müsste das Interesse der jun-
gen Menschen für demokratische Gesell-
schaften geweckt werden. Doch dies taucht
in den Lehrplänen nicht auf. Stattdessen
werden aus Spargründen gerade Hunderte
Lehrer entlassen. Thomas Brey T

Der Autor ist dpa-Korrespondent
in Belgrad.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Der frühere Nationalist Aleksandar Vucic gibt sich heute als Pro-Europäer und Demo-
krat. Doch seine Partei ist der einzige Machtfaktor im Land. © picture-alliance/AP-Photo

Die Opposition
ist vor allem

durch eine ge-
schickte Politik

von Vucic
atomisiert und
ohne Einfluss.

W
ir sind noch im-
mer dabei uns
selbst zu überzeu-
gen, dass wir auf
dem Europäischen
Weg weiter gehen,

(...), dass das unser strategisches Interesse
ist (...).“ Dieses Zitat vom Juni 2017 von
Dragan Covic, dem kroatischen Vertreter
im bosnischen Staatspräsidium und Chef
der bosnisch-kroatischen Partei HDZ, ver-
anschaulicht die Unsicherheit vieler Bos-
nier: Kann der Staat mit 3,5 Millionen
Einwohnern jemals in die EU aufgenom-
men werden? Die Parteien in dem kleinen
Balkan-Staat vertreten seit Jahrzehnten
völkische Ideologien und stellen kliente-
listische Ansprüche. Die Führung des Lan-
desteils Republika Srpska (RS), die unter
dem Einfluss Russlands steht, zielt auf ei-
ne Abspaltung vom Gesamtstaat.

Tiefe Auswirkungen Die Krise des Landes
dauert nun fast 30 Jahre an, wobei der
Krieg von 1992 bis 1995 mit 100.000 To-
ten und mehr als zwei Millionen Vertriebe-
nen und Flüchtlingen, lange und tiefe Aus-
wirkungen hat.
Nach dem Ukraine-Konflikt machte man
sich in Brüssel Sorgen, dass die seit 1999
vorangetriebene Westanbindung in Gefahr
sein könnte. Die EU entschied sich des-
halb, das Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommen (SAA), das zwischen der
EU und Bosnien-Herzegowina bereits im
Jahr 2008 unterschrieben wurde, im Juni
2015 in Kraft zu setzen, ohne dass der Bal-

kan-Staat die Voraussetzungen dafür erfüllt
hat oder bis heute erfüllt.
Die Verfassung, die 1995 im Friedensver-
trag von Dayton festgeschrieben wurde, ba-
siert auf der Zweiteilung des Landes. Einer-
seits gibt es die Föderation Bosnien-Herze-
gowina, die 51 Prozent des Landes umfasst,
andererseits die Republika Srpska (RS). Zu-
sätzlich gibt es noch die kleine Verwal-
tungseinheit Brcko. Die drei Landesteile
verfügen über eine umfassende Autono-
mie, eigene Verfassungen, Parlamente, Re-
gierungen und Verwaltungen. Die Macht
liegt in der RS auf Ebene der Entitätsregie-
rung, in der Föderation, die in zehn Kanto-
ne geteilt ist, stark auf der Kantonsebene.
In der Verfassung verankert sind zudem die
internationalen Vertreter im Land, etwa der
Hohe Repräsentant der Internationalen
Gemeinschaft, sowie drei Verfassungsrich-
ter, die internationale Militärpräsenz und
der Gouverneur der Zentralbank.
Die Verantwortlichkeiten für die diversen
Politikfelder liegen entweder auf gesamt-
staatlicher Ebene oder auf der Ebene der
beiden Entitäten, beziehungsweise jener
der Kantone. Der Gesamtstaat ist für den
Außenhandel zuständig, die Entitäten für
die Energiepolitik. Im Landesteil Föderati-
on sind die zehn Bildungsministerien der
Kantone für die Schulen und die Curricula
verantwortlich. Die Verantwortung für die
Gesundheitsversorgung wird zwischen der
Föderation und den Kantonen geteilt.
Das bosnische Staatspräsidium besteht aus
einem Bosniaken, einem Serben und einem
Kroaten. Allerdings ist dieser Teil der Verfas-

sung gegenüber all jenen, die sich nicht zu
diesen drei ,,Volksgruppen“ zählen, diskri-
minierend, wie der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte 2009 festhielt.
Das komplizierte Gefüge war notwendig,
um nach dem Krieg einen Interessensaus-
gleich und eine Balance zu schaffen. Es
führt aber auch dazu, dass durch Veto-
Möglichkeiten viele Gesetzesinitiativen ver-
langsamt werden. So reichen im Parlament
sieben Abgeordnete aus der RS, um ein Ge-
setz zu blockieren. Außerdem hat jede der
drei „staatsbildenden Nationen“ – also
Bosniaken, Serben und Kroaten – die Mög-
lichkeit, eine Entscheidung aus „vitalem

Interesse“ zu blockieren. Insgesamt ist so-
wohl der stärksten serbischen Partei SNSD
als auch der stärksten kroatischen Partei
HDZ daran gelegen, mittels ihrer Veto-
und Boykottpolitik zu veranschaulichen,
dass der bosnische Staat nicht funktioniert.
Dabei ist das politische System von Bos-
nien-Herzegowina in seiner Vielteiligkeit
zwar nicht effizient, aber doch stabil. Ge-
nau das war auch das Ziel der Daytoner
Verfassung: Stabilität in einem geteilten
Land. Die Internationale Gemeinschaft
und lokale Akteure versuchten unzählige
Male, die Verfassung zu ändern, doch dies
gelang nicht. Heute wollen die Vertreter
der stärksten Parteien das ethno-nationa-
listische Grundkonzept gar nicht verän-
dern, weil sie Vorteile darin sehen und es
zugunsten ihrer Parteien nutzen.
2014 gab es deshalb einen Politikwechsel
der EU in Bosnien-Herzegowina. Nicht
mehr die Verfassungsänderung, sondern
wirtschaftliche Reformen stehen seither
ganz oben auf der Agenda. Deutschland
und Großbritannien erstellten einen Maß-
nahmenkatalog, der zusammen mit den
internationalen Finanzinstitutionen Welt-
bank und Internationaler Währungsfonds
(IWF) eine enge Verbindung zwischen Fi-
nanzhilfen und Reformen vorsieht. Darü-
ber hinaus trat das bereits erwähnte Stabi-
lisierungs- und Assoziierungsabkommen
in Kraft. Wegen des Drucks des IWF konnte
bislang wenigstens ein neues Arbeitsgesetz
beschlossen werden. Außerdem wurden
die öffentlichen Ausgaben reduziert und
das Steuersystem effizienter gemacht. Grö-

ßere strukturelle Reformen bleiben aber
aus. Große Schritte sind vor den Wahlen
2018 wohl auch nicht mehr zu erwarten.

Unbeliebte Reformen Für Bosnien-Herze-
gowina ist die Anbindung an die EU die in-
teressanteste Option, schließlich ist sie
größter Handelspartner (siehe Stichwort-
kasten). Bei den Bürgern des Landes sind
die Wirtschaftsreformen dennoch unbe-
liebt – mit ihnen können die Parteien folg-
lich keine Wählerstimmen
generieren. Sie setzen des-
halb weiter auf völkischen
Nationalismus. Fast der ge-
samte innenpolitische Dis-
kurs dreht sich darum, dass
Vertreter einer Gruppe vor-
geben, von der anderen
überstimmt oder übervor-
teilt zu werden, und sie so
tun, als würden sie in ihren
Rechten bedroht sein. Mit
viel Pathos wird zur Selbst-
verteidigung aufgerufen.
Dieses politische Theater ist
oft ohne großen substanziellen Inhalt und
dient meist nur dem Machterhalt der Par-
teifunktionäre. Zwischen den Volksgruppen
selbst gibt es kaum Spannungen – viele le-
ben auch in ziemlich getrennten Welten.
,,In Bosnien-Herzegowina herrscht lärmen-
der Stillstand, der die Zusammenarbeit der
drei ethno-nationalen Lagen verdeckt“, ur-
teilt etwa der Politikwissenschaftler Tobias
Flessenkemper. Trotz der miserablen sozia-
len Lage – offiziell liegt die Arbeitslosigkeit

bei 28 Prozent und mehr als 17 Prozent
der Bevölkerung leben unter der Armuts-
grenze – gibt es von der Bevölkerung oder
Zivilgesellschaft wenig Druck auf die politi-
schen Parteien, für wirtschaftliche Entwick-
lung zu sorgen. Im Jahr 2014 gab es zwar
Sozialproteste, doch die brachten kaum
Veränderung. Denn in Erinnerung an die
Kriegsjahre (1992-1995) haben immer
noch viele Menschen Angst, dass es wieder
zu Gewalt kommen könnte. In den vergan-

genen Jahren hat die Aus-
wanderung wieder zuge-
nommen, aber nicht aus
Angst vor Gewaltausbrü-
chen, sondern wegen der
wirtschaftlichen Situation.
Viele wollen Richtung
Deutschland, deshalb wer-
den überall im Land
Deutschkurse gebucht.
Ob die Politik in Bosnien-
Herzegowina in der Lage
ist, die Lebenssituation ih-
rer Bürger zu verbessern,
hängt nun maßgeblich da-

von ab, ob der Integrationsprozess der Eu-
ropäischen Union weiter geht oder nicht.
Ein ,,failed state“, wie manche annehmen,
ist Bosnien-Herzegowina nicht. Der Begriff
,,boykottierter Staat“ ist angesichts des
Handelns der politischen Akteure viel adä-
quater. Adelheid Wölfl T

Die Autorin ist Südosteuropa-Korres-
pondentin der in Wien erscheinenenden

Tageszeitung „Der Standard“.

Alljährliches Gedenken an das Massaker von Srebrenica: In der Stadt im Osten Bosnien-Herzegowinas wurden im Juli 1995 etwa 8.000 Muslime von bosnischen Serben verschleppt
und ermordet. Bis heute werden immer wieder Opfer identifiziert und beigesetzt, die damals in Massengräbern verscharrt wurden. © picture-alliance/abaca

Geteilter
Staat
BOSNIEN-HERZEGOWINA Die
Landesteile blockieren sich gegenseitig,
die Lage der Menschen ist miserabel.
Das Ziel einer Verfassungsänderung hat
die EU aufgegeben. Sie setzt jetzt auf
Wirtschaftsreformen und Finanzhilfen

Das politische
System ist
zwar nicht
effizient,

aber
erstaunlich

stabil.

> STICHWORT
Beziehungen zur EU

> Finanzhilfen Die Europäische Union
unterstützt Bosnien-Herzegowina in der
Finanzperiode 2014 bis 2017 mit 253,8
Millionen Euro vor allem im Bereich der
Wettbewerbsfähigkeit. Seit dem Kriegs-
ende 1996 hat die EU 3,5 Milliarden Éu-
ro an Finanzhilfe an den Balkanstaat ge-
geben.

> Handel Laut EU-Kommission exportierte
Bosnien-Herzegowina im Jahr 2016 72
Prozent seiner Waren in die EU, 61 Pro-
zent aller Importe kamen aus EU-Staa-
ten. Die EU ist damit Bosnien-Herzego-
winas größter Handelspartner.
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Z
oran Zaev hat einen Plan.
Er lautet „3-6-9“. Anfang Ju-
li 2017 präsentierte Maze-
doniens neuer Ministerprä-
sident ihn der Öffentlich-
keit; seine Ziffern bezeich-

nen Zeitmarken, bis zu denen die „Ehema-
lige Jugoslawische Republik Mazedonien“
(EJRM) beziehungsweise die „Republik
Mazedonien“ konkrete Fortschritte auf ih-
rem Weg in die Europäische Union (EU)
erreicht haben soll. In drei Monaten, also
bis Oktober 2017, will das Kabinett Zaev
erste Resultate bei den vom Europäischen
Rat geforderten Reformen vorweisen kön-
nen, so etwa in der Staatsverwaltung, im
Rechtswesen und bei der Medienfreiheit.
Nach einem halben Jahr soll das Balkan-
land „die Wahrnehmung des Europäischen
Rats gestärkt“ haben, „ein ernstzunehmen-
der Kandidat für die EU-Mitgliedschaft“ zu
sein. Nach neun Monaten will Zaevs Regie-
rung bereit sein, mit den EU-Mitgliedstaa-
ten über einen Termin für die Aufnahme
von Verhandlungen zu sprechen.
Den Status eines EU-Beitrittskandidaten
hat Mazedonien zwar schon seit 2005 in-
ne, Beitrittsverhandlungen werden aber
durch ein Veto Griechenlands blockiert.
Mazedoniens südöstlicher Nachbar hört
im Staatsnamen Republik Mazedonien „ir-
redentistische Aspirationen“ auf seine sla-
wische Minderheit in der nordgriechischen
Region Makedonien anklingen und fordert
eine Namensänderung. Auf dem Nato-Gip-
fel 2008 in Bukarest vereitelte der Namens-
streit letztlich Mazedoniens Beitritt zum
nordatlantischen Verteidigungsbündnis.
Nach rund einem Jahrzehnt Stagnation
mehren sich nun die Anzeichen, dass Be-
wegung in die verfahrene Angelegenheit
kommen könnte. Zwei Mal haben sich die
Außenminister Mazedoniens und Grie-
chenlands, Nikola Dimitrov und Nikos
Kotzias, in den vergangenen Monaten in
Athen und Skopje getroffen, um „vertrau-
ensbildende Maßnahmen“ und Auswege
aus der Sackgasse zu diskutieren. Bei sei-
nem Besuch im Nato-Hauptquartier in
Brüssel erklärte Regierungschef Zaev im Ju-
ni, sein Land könnte der Nato zur Not
auch als „EJRM“ beitreten.

Sorge vor Bürgerkrieg Mazedoniens ak-
tuelle Perspektiven waren vor einigen Mo-
naten noch kaum absehbar. Von Ende Feb-
ruar bis Mitte Mai 2017 war die politische
Situation in dem Balkanland derart ange-
spannt, dass manche Beobachter gar bür-
gerkriegsähnliche Auseinandersetzungen
für möglich hielten. Staatspräsident Gjorge
Ivanov – er steht der nationalistischen Par-
tei VMRO-DPMNE nahe – verweigerte Zo-
ran Zaevs „Sozialdemokratischer Union
Mazedoniens“ (SDSM) den Auftrag zur Re-
gierungsbildung, obwohl diese zusammen
mit Parteien der albanischen Minderheit
eine Parlamentsmehrheit vorweisen konn-
te. Als Grund für seine Weigerung nannte
Ivanov die sogenannte Albanische Platt-
form, eine programmatische Vereinbarung,
in der die Albaner-Parteien ihre Forderun-
gen für eine Regierungsbeteiligung festge-
schrieben haben. Rund ein Viertel der zwei
Millionen mazedonischen Bürger sind Al-
baner.
Die Albaner-Parteien fordern darin, das Al-
banische solle zur zweiten Amtssprache im
ganzen Land werden. Staatliche Symbole
wie Wappen, Flagge und Hymne sollten
derart umgestaltet werden, dass sich die Al-
baner besser durch sie repräsentiert sehen
könnten. Staatspräsident Ivanov und
VMRO-DPMNE-Führer Nikola Gruevski
schmähten das Forderungsprogramm als
„Tirana-Plattform“, an der Albaniens Mi-
nisterpräsident Edi Rama mitgeschrieben
habe. Es sei ein Dokument der Einmi-
schung eines fremden Staates in die inne-
ren Angelegenheiten Mazedoniens, die
Forderungen der Albaner gefährdeten die

Einheit des Landes und die nationale Sou-
veränität.
Viele slawische Mazedonier teilten ihre Be-
fürchtung, Tausende zogen Abend für
Abend durch die Straßen Skopjes und de-
monstrierten „Für ein einiges Mazedo-
nien“. Im April 2017 eskalierte die politi-
sche Konfrontation. Bei einem gewaltsa-
men Parlamentssturm wurde SDSM-Führer
Zaev der Kopf blutig geschlagen.
Auf Druck der USA und der EU ließ Präsi-
dent Ivanov schließlich von seiner verfas-
sungsrechtlich umstrittenen Verweige-
rungshaltung ab. Als Ende Mai 2017 eine
knappe Mehrheit des Parlaments Zaevs Ko-

alitionsregierung mit den Albanerparteien
DUI und „Allianz für die Albaner“ bestä-
tigte, war die gut eine Dekade währende
Ära der VMRO-DPMNE beendet. Deren
Vorsitzender Gruevski hatte das Land mit
harter Hand regiert; sein ausgeprägter Na-
tionalismus polarisierte nicht nur die ma-
zedonische Gesellschaft, sondern belastete
auch das Verhältnis zu den Nachbarlän-
dern. Das war Mazedoniens euroatlanti-
schen Beitrittsbemühungen abträglich.
Heute legen hunderte Denkmäler histori-
scher Persönlichkeiten und neoklassizisti-
sche Fassaden im Stadtzentrum Skopjes ein
städtebauliches Zeugnis von Gruevskis

Herrschaft ab. Dessen Ambition, die natio-
nale Identität der Mazedonier zu stärken,
provozierte die Albaner im eigenen Land
und verstörte Griechenland und Bulgarien.
Als Skopje seinen Flughafen nach Alexan-
der dem Großen benannte, protestierte
Griechenland, das den Makedonier-König
als Figur der eigenen Nationalgeschichte
beansprucht. Ähnlich erhob Bulgarien we-
gen der Standbilder von Zar Samuil und
den Slawenaposteln Kyrill und Method
den Vorwurf der Geschichtsverfälschung.
„Skopjes Weg in die EU führt über Sofia
und Athen“, hat Zoran Zaev seit Beginn
seiner Amtszeit mehrfach verlauten lassen.

Während Gruevskis Amtszeit verhinderten
Streitigkeiten um historische Themen jah-
relang die Unterzeichnung eines Nachbar-
schaftsabkommens mit Bulgarien. Zaev
brauchte nun gerade mal zwei Monate, um
es mit seinem bulgarischen Amtskollegen
Boiko Borissov Anfang August 2017 zu un-
terzeichnen. Bulgarien hat seine Unterstüt-
zung von Mazedoniens EU-Mitgliedschaft
an dieses Abkommen geknüpft, eine erste
Hürde auf dem Weg in die EU ist damit ge-
nommen.
Bulgarien hat 1992 als erstes Land die un-
abhängige Republik Mazedonien unter ih-
rem verfassungsmäßigen Namen aner-

kannt. Griechenland aber setzte im Jahr
1995 durch, dass Mazedonien nur unter
dem vorläufigen Namen „Ehemalige Jugo-
slawische Republik Mazedonien“ (EJRM)
in die Vereinten Nationen aufgenommen
wurde. Seitdem vermittelt der UN-Sonder-
gesandte Matthew Nimetz im Namensstreit
zwischen beiden Ländern. Seine Vorschlä-
ge, dem Namen Mazedonien geografische
Präfixe wie „Nord-“ oder „Vardar-“ voran-
zustellen, brachten in 23 Jahren keine Lö-
sung.
Bereits wenige Wochen nach Amtsantritt
des Kabinetts Zaev reiste Mazedoniens Au-
ßenminister Nikola Dimitrov im Juni 2017
zu Gesprächen mit seinem Amtskollegen
Nikola Kotzias nach Athen. Ende August
2017 erwiderte Kotzias den Besuch. Um
nicht auf dem Flughafen „Alexander der
Große“ landen zu müssen, fuhr er mit dem
Auto nach Skopje. Außer Minister Dimi-
trov traf Kotzias die gesamte mazedonische
Staatsführung zum Gespräch, vom Staats-
oberhaupt Gjorge Ivanov über Parlaments-
sprecher Talat Xhaferi und Ministerpräsi-
dent Zoran Zaev bis zu Oppositionsführer
Nikola Gruevski. Aus fast allen Gesprächen
ging eine Botschaft hervor: Mazedonien
und Griechenland wünschen die Beilegung
ihres jahrzehntelangen Streits.

»Wunsch nach Freundschaft« „Wir hof-
fen, Griechenland erkennt die neue Reali-
tät in Mazedonien und unseren ehrlichen
Wunsch nach Freundschaft an. Wir erwar-
ten und hoffen auf Hilfe und Unterstüt-
zung für die europäische Integration“, sag-
te Außenminister Dimitrov. Mazedonien
verfolge keine „versteckte Agenda“ im irre-
dentistischen Sinne, beteuerte er und spiel-
te damit auf zwei Vorfälle an, die in den
vergangenen Wochen in Griechenland für
Empörung gesorgt hatten. So weigerte sich
Anfang August 2017 das griechische
U17-Handball-Damen-Nationalteam, bei
der Europameisterschaft in Skopje gegen
ihren mazedonischen Gegner anzutreten,
weil die Mazedonierinnen Sportanzüge
mit dem Schriftzug Makedonia trugen. Die
„Europäische Handball-Föderation“ sprach
daraufhin Mazedonien am grünen Tisch
den Sieg zu und schloss Griechenland vom
Turnier aus. Mitte August 2017 protestierte
das griechische Außenministerium gegen
die Teilnahme des mazedonischen Konsuls
an einer Veranstaltung, weil Symbole wie
eine Karte von Groß-Mazedonien mit ein-
geschlossenem griechischen Territorium
gezeigt wurden.
„Wir sehen unseren geschätzten nördli-
chen Nachbarn sowohl in der Nato als
auch in der Europäischen Union“, bestätig-
te der griechische Außenminister Nikos
Kotzias, wies aber darauf hin, dafür müsse
auf jegliche irredentistische Rhetorik ver-
zichtet und der Namensstreit gelöst wer-
den. „Die positive Atmosphäre zwischen
Mazedonien und Griechenland wird den
beiden Ländern erlauben, einen Schritt
vorwärts zu tun“, kommentierte Minister-
präsident Zaev sein Treffen mit Minister
Kotzias. Zaev erwartet, dass UN-Vermittler
Nimetz im November oder Dezember
neue Namensvorschläge unterbreiten wird.
„Tirana, Athen, Sofia – Zaev verkauft die
nationalen Interessen überall“, kritisierte
das der VMRO-DPMNE nahestehende Po-
litmagazin Republika Ende Juni 2016 Zo-
ran Zaevs außenpolitische Offensive. Ob
Zaevs Strategie gelingen kann, die euroat-
lantische Integration Mazedoniens durch
Verbesserung der Beziehungen zu seinen
Nachbarländern zu beschleunigen, dürfte
vom Ausgang der für Mitte Oktober 2017
angesetzten Kommunalwahlen abhängen.
Ein gutes Ergebnis für seine SDSM würde
Regierungschef Zaevs Politik stärken, eine
Wahlschlappe könnte die Existenz seiner
Regierung gefährden. Frank Stier T

Der Autor ist freier Journalist in Sofia.

Mazedoniens neuer Regierungschef Zoran Zaev (links) bei einem Treffen mit EU-Ratspräsident Donald Tusk (rechts) in Brüssel © picture-alliance/abaca

Vorsichtige Schritte
MAZEDONIEN Das Land strebt in EU und Nato, doch das belastete Verhältnis zu
den Nachbarn Bulgarien und Griechenland verhinderte eine Westintegration bis-
her. Nach einem Jahrzehnt der Stagnation öffnen sich Auswege aus der Sackgasse

»Mit diesen Leuten will ich nichts zu tun haben«
MONTENEGRO Seit dem Nato-Beitritt des Landes meiden Russen – bisher häufig Gäste – das Land. Auch die Bevölkerung ist gespalten angesichts des Westkurses von Premier Djukanovic

Montenegro im August: Sommer, Sonne,
Balkan-Food und Balkan-Rhythmen –
Hochsaison und volles Haus bei Branka
und Dragan Petrovic im idyllischen Küs-
tenort Petrovac. Die beiden Rentner ver-
mieten ihre vier Appartements für gehobe-
ne Ansprüche, Meeresblick auf weitläufi-
gen Terrassen inklusive. Von Mai bis Okto-
ber kommen die Gäste, die meisten von ih-
nen seit Jahren – es sind vor allem Russen.
Als Montenegro 2006 ein eigenständiger
Staat wurde, entdeckten sie das Land. Rus-
sische Oligarchen investierten in die Wirt-
schaft, ihre Superyachten schaukelten in
der mondänen Marina „Porto Montene-
gro“. Etwa 70.000 Grundstücke und Immo-
bilien, vor allem an der Küste, wurden an
russische Staatsbürger verkauft, bis zu
30.000 leben heute dauerhaft in Montene-
gro. In Budva gibt es russische Makler, Lä-
den, Kindergärten und Schulen, Medien,
sogar Yogastunden auf Russisch. Auf mon-
tenegrinischen Stränden war lange fast nur
Russisch zu hören, das orthodoxe Monte-

negro war ein beliebtes Reiseziel.
Seitdem die montenegrinische Regierung
einen Westkurs ansteuert, und vor allem
seit das Land im Juni in die Nato aufge-
nommen wurde, hat sich das geändert.
„Unsere besten Gäste werden spürbar we-
niger“, beklagt sich Branka Petrovic. „Heu-
te können wir nur davon träumen, dass das
Haus vom Mai bis Oktober durchgehend
vermietet ist.“ Weil die Touristen aus Russ-
land ein wichtiger Wirtschaftsfaktor für das
Land sind, ließ Montenegros Außenminis-
ter Srdjan Darmanovic nach dem Nato-
Beitritt offiziell verlauten, dass für russi-
sche Touristen keine Visumpflicht einge-
führt werde. Geholfen hat es nicht viel.

Ungebrochene Liebe Montenegro hat
rund 620.000 Einwohner, die zweitgrößte
Volksgruppe sind Serben. Seit den Monte-
negrinisch-osmanischen Kriegen, die zur
Unabhängigkeit führten, war „Mütterchen
Russland“ die Schutzmacht, der sie blind
vertraut haben. 1948 brach Tito mit Stalin
und unzählige Serben aus Montenegro
wanderten wegen ihrer Liebe zur Sowjet-
union im Gefängnis.
Als Montenegro 2009 Nato-Beitrittskandi-
dat wurde, gab es heftige Proteste. Auch
Branka Petrovic war dagegen, vor allem
wegen der Bomben, die die Nato im Koso-

vokrieg 1999 auf Serbien und Montenegro
– damals ein Staat – geworfen hat. „Ich
war in Belgrad bei meinen Verwandten.
Immer wenn die Sirenen heulten, rannten
wir in den Keller und zitterten am ganzen
Körper. Auf dem Weg sahen wir die Stadt
brennen. Mit diesen Leuten will ich nichts
zu tun haben.“ So wie Branka haben viele
das nicht vergessen.
Trotz aller Widerstände wurde im April
2017 in der alten Königsstadt Cetinje der

Nato-Beitritt beschlossen. Im Parlament
war die Mehrheit knapp: Von 81 Abgeord-
neten votierten 46 dafür, die Opposition
boykottierte die Abstimmung.
Lang anhaltende Demonstrationen nutz-
ten nichts. Milo Djukanovic, der seit
25 Jahren als Premier, Präsident oder Par-
teichef an den Schalthebel der Macht sitzt,
rudert unbeirrt weiter gen Westen. Das
einstige Ziehkind des ehemaligen jugosla-
wischen Präsidenten Slobodan Miloševic

hat Montenegro nicht nur in die Nato ge-
führt. Seit 2012 ist das Land auch EU-Bei-
trittskandidat.
Moskau ist um seine Sicherheit besorgt –
die Westgrenzen Russlands sind von Nato-
Staaten umringt und Montenegro ist von
dieser Grenze nur 1.500 Kilometer ent-
fernt. Russland hat Premierminister Duško
Markovic und 46 Abgeordnete, die für den
Nato-Beitritt gestimmt haben, inzwischen
zu unerwünschten Personen erklärt, ein
hoher Funktionär der Regierungspartei
DPS wurde aus der Russischen Föderation
ausgewiesen. Montenegro konterte und er-
klärte 149 Russen und Ukrainer zu uner-
wünschten Personen. Russland untersagte
wiederum die Einfuhr montenegrinischen
Weins. Doch darüber können die Monte-
negriner nur lachen: Das Weingut „Plan-
taže“, mit 2.300 Hektar und einer Produk-
tion 17 Millionen Flaschen jährlich ein
Weingigant, macht seit drei Jahren lukrati-
ve Geschäfte mit China.
Das für die Nato-Aufnahme entscheidende
Zünglein an der Waage, geopolitisch und
militärstrategisch gesehen, waren die
Adriahäfen in Montenegro. In Tivat, am
Eingang der Kotorbucht, haben Österrei-
cher im 19. Jahrhundert einen Kriegshafen
gebaut, der später vom jugoslawischen Mi-
litär ausgebaut wurde. Bar, die Hafenstadt

gegenüber Bari, lebt vom Schiffs- und Con-
tainerverkehr, wird als das „Tor der Adria“
bezeichnet.
Die Gegner des Nato-Beitritts befürchten,
dass die Häfen zu Allianz-Stützpunkten
werden sollen. Eine andere Sorge ist, dass
die mit der Rüstung zusammenhängenden
Kosten in die Höhe schießen. Auch Branka
Petrovic ist beunruhigt: „Jetzt können sie
die Grenzen zu Serbien benutzen, um hier
im Falle eines Falles westliche Truppen zu
stationieren. Die ganze Adria ist sowieso
unter Kontrolle der Nato.“ Tatsächlich sind
nur 20 Kilometer der Adriaküste, die zu
Bosnien und Herzegowina gehören, nicht
in Nato-Hand.
Die Augusthitze hat sich verzogen, der Sep-
tember bringt kühlere Nächte. Auf der Ter-
rasse von Branka und Dragan gibt es ein
Gläschen Grappa, türkischen Kaffee und
die Frage, was die Europäische Union
Montenegro bringen soll. Branka ist skep-
tisch: „In Kroatien haben wir das schon ge-
sehen. Seitdem die in der EU sind, brau-
chen Russen ein Visum und kommen gar
nicht mehr. Das wird bei uns auch passie-
ren und deshalb sind wir gar nicht so
scharf auf die EU.“ Danja Antonovic T

Die Autorin arbeitet als freie
Journalistin in Belgrad.
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Fregatten im Hafen von Bar, dem „Tor der Adria“ © picture-alliance/AP Photo



Gefangen im Teufelskreis der Armut
BULGARIEN II Trotz vieler Förderprogramme leben die Roma weiter am Rand der Gesellschaft. Viele wohnen in illegalen Siedlungen, wo nicht investiert wird

Auf einer Anhöhe über dem Sofioter Stadt-
bezirk Ovtscha Kuppel liegt Fakulteta, mit
geschätzten 30.000 Bewohnern das größte
Romaviertel der bulgarischen Hauptstadt
und eines der größten auf der Balkanhalbin-
sel. In der „Machala“ (Siedlung) gibt es zugi-
ge Bretterverschläge und windschiefe Bruch-
buden direkt an Müllhalden, aber auch statt-
liche Einfamilienhäuser, in denen Hausfrau-
en den Hof fegen und Männer das Auto wa-
schen. Aus Wohnungsfenstern und vorbei-
fahrenden Autos dröhnt „Chalga“. Bulgari-
sche Bildungsbürger halten den orientalisch
anmutenden Pop-Folk mit Bauchtanzrhyth-
men für den Inbegriff der Unkultur.

Kaum Abgeordnete Rund 325.000 Bürger
identifizierten sich bei der letzten Volkszäh-
lung 2011 als Roma, Schätzungen besagen
aber, dass gut zehn Prozent der 7,1 Millio-
nen Bulgaren Roma sind, das Balkanland
damit den größten Roma-Anteil aller EU-
Staaten hat. „Sollten wir politisch wirklich
repräsentiert sein, müssten wir mehr als
20 der 240 Sitze im Parlament besetzen“,
sagt Ognjan Isaev. Der diplomierte Psycho-
loge arbeitet beim „Roma Education Fund“
(REF) für den Abbau der Segregation im Bil-
dungswesen. „Tatsächlich haben wir so gut
wie keine Abgeordneten in nationalen und
kommunalen Parlamenten und auch keine
Minister und Richter“, klagt er.
Der REF ist ein Produkt der von der George

Soros-Stiftung initiierten „Dekade der Ro-
ma-Inklusion 2005–2015“. In unmittelbarer
Nachbarschaft zur Schule von Fakulteta be-
treibt er eine Spielzeug-Bibliothek. In ihr
können sich Kinder pädagogisch sinnvolle
und die Motorik fördernde Spielzeuge aus-
leihen. Ognjan Isaev kann viele positive Re-
sultate der Arbeit seiner Organisation nen-
nen. Schüler wurden aus
segregierten Roma-Schulen
mit äußerst niedrigem Bil-
dungsniveau in gemischten
Schulen untergebracht, Er-
wachsenen die Möglichkeit
zum Nachholen ihres ver-
säumten Schulabschlusses
gegeben und einigen hun-
dert jungen Roma Stipen-
dien für das Studium ge-
währt. Trotz dieser Erfolge
beurteilt Isaev die Resultate
der Roma Inklusions-Deka-
de skeptisch. „Sie hat an der
Marginalisierung der Roma nichts Wesentli-
ches geändert, in der bulgarischen Gesell-
schaft herrscht weiter Rassismus und in den
Behörden institutioneller Antiziganismus“,
sagt er. Tatsächlich halten viele Bulgaren die
Minderheit der Roma für integrationsunwil-
lig und arbeitsscheu. „Ziganite“ (die Zigeu-
ner) zahlten weder Strom noch Wasser und
stellten das kleinkriminelle Kontingent des
Landes, lauten gängige Vorurteile. „Die we-

nigsten Insassen der Haftanstalten sind Ro-
ma“, erwidert Ognjan Isaev darauf.
Ethnische Bulgaren haben im Alltag kaum
Kontakt zu Roma; sie gehen nicht in ihre
Wohnviertel an den Stadträndern und in
den Zentren der Städte trifft man Roma sel-
ten. Zuweilen sieht man sie dort als verelen-
dete Individuen Mülltonnen nach Verwert-

barem durchsuchen, als ge-
ringfügig Beschäftigte Stra-
ßen kehren und in Grünflä-
chen Unkraut jäten oder als
Kleinunternehmer mit Pfer-
dekarren Altmetall transpor-
tieren. Im öffentlichen Dis-
kurs spielen die Roma kaum
eine Rolle; in Sonntagsreden
zum Tag der Roma am
8. April betonen Politiker
stets die Wichtigkeit ihrer
Integration, im Umfeld von
Wahlen wird der massenhaf-
te Kauf ihrer Stimmen pro-

blematisiert.
Immer wieder entstehen aber wie zuletzt En-
de Juni 2017 in der Rhodopenstadt Assenov-
grad aus persönlichen Auseinandersetzun-
gen zwischen Roma und Bulgaren ethnische
Konflikte und antiziganistische Demonstra-
tionen. Politiker reagieren auf sie für ge-
wöhnlich mit dem Versprechen, „illegale
Wohnbehausungen“ der Roma abzureißen.
Mehrfach hat der Europäische Gerichtshof

für Menschenrechte in Straßburg Bulgarien
verurteilt, weil Wohngebäude von Roma ab-
gerissen wurden, ohne alternative Wohn-
möglichkeiten zur Verfügung zu stellen.
„Zum Glück verstehen immer mehr Bürger-
meister, dass etwas getan werden muss,
wenn bei ihnen 500 Leute vor der Tür ste-
hen, die keinen Platz zum Leben haben“,
hofft Isaev auf ein Umdenken.
Nicht so sehr in der Bildung, eher in den
miserablen Lebensverhältnissen in den Ro-
ma-Vierteln sieht Ognjan Isaev das grundle-

gende Problem. Zunächst müssten Nahrung,
Wärme und existenzielle Sicherheit gewähr-
leistet seien, damit Menschen ein Sozialbe-
dürfnis nach Anerkennung und Wertschät-
zung entwickeln und sich selbst verwirkli-
chen könnten, argumentiert er mit Verweis
auf die Bedürfnispyramide des amerikani-
schen Psychologen Abraham Maslow. „Ohne
Arbeit sind die Roma kaum für Bildung zu
motivieren, ohne Bildung aber fehlt ihnen
das Bewusstsein für die Wichtigkeit von Ge-
sundheitsvorsorge“.

In kommunistischer Zeit hatte es keine Be-
deutung, dass die wenigsten Roma Doku-
mente hatten für die Häuser, in denen sie le-
ben. Nach der Wende aber machte die Resti-
tution der Grundstücke die auf ihnen ste-
henden Gebäude illegal. Die meisten Ma-
chalas befinden sich auf Gebieten ohne gül-
tige Bebauungspläne. „Kommunen dürfen
öffentliche Gelder gar nicht in Infrastruktur-
projekte in unregulierten Gebieten investie-
ren“, beschreibt Isaev einen Teufelskreis.
Warum die Dekade der Roma-Inklusion in
Bulgarien und anderen Ländern kaum sicht-
und greifbare Resultate gebracht hat? „Die
verantwortlichen Regierungen haben erwar-
tet, George Soros werde ihnen Geld zur
Durchführung notwendiger Maßnahmen ge-
ben“, antwortet Isaev. „Die Soros-Stiftung
hat ihnen aber nur aufgezeigt, wo die Pro-
bleme liegen und wie sie zu beheben seien.
Alles, was in Bulgarien zur Integration der
Roma getan wird, geschieht auf Druck von
außen, von der Europäischen Union oder
Sponsoren. Im Land selber fehlt der Wille,
bei Politikern und in der Bevölkerung“, be-
dauert Ognjan Isaev. fms T
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Kinder spielen im Sofioter Roma-Viertel Fakulteta. © picture-alliance/dpa

Bis zu zehn
Prozent der

7,1 Millionen
Bulgaren

werden zur
Minderheit der
Roma gezählt.

N
och in diesem Herbst wird
Bulgarien seinen „Jahrhun-
dertprozess“ erleben, der
den Bulgaren wie ein Spie-
gel die korrupte Verflech-
tung politischer, wirtschaft-

licher und medialer Macht in ihrer Gesell-
schaft aufzeigen dürfte. Die bevorstehende
juristische Verhandlung der Pleite der „Kor-
porativna Targovska Banka“ (KTB) könnte
ein Spiegel mit blinden Flecken sein. Die
vom zuständigen Staatsanwalt Ivan Geschev
im Juli 2017 vorgelegte vieltausendseitige An-
klageschrift weist auffällige Leerstellen auf.

Zugriff entzogen Nach einem Banken-
sturm im Juni 2014 war die KTB in Insolvenz
gegangen, einen Gesamtschaden von rund
vier Milliarden bulgarischen Lewa (zirka zwei
Milliarden Euro) hinterlassend. Seitdem hält
sich KTB-Mehrheitseigner Tsvetan Vassilev im
Ausland auf, entzieht sich derzeit in Belgrad
dem Zugriff der bulgarischen Behörden. In
Bulgarien fühle er sich seines Lebens nicht si-
cher und erwarte dort auch keinen fairen
Prozess, begründet dies Vassilev. Er wurde
2011 noch zum „Mister Economy“ gekürt.
Geschevs Anklageschrift porträtiert Tsvetan
Vassilev als „Anführer einer kriminellen Ver-
einigung“. Er habe seine Bank wie sein per-
sönliches Portemonnaie benutzt, um unge-
deckte Kredite an von Strohmännern geführ-
te Unternehmen ohne reale Geschäftstätig-
keit zu vergeben, ein Unternehmenskonglo-
merat zusammenzukaufen, Medien und poli-

tische Parteien zu finanzieren und Politiker
zu bestechen.
Manche Beobachter bezweifeln, dass Ge-
schevs Anklageschrift zur Wahrheitsfindung
im Fall KTB dienen kann. Prominente Akteu-
re der KTB-Affäre fehlen in ihr, kritisieren sie.
„Warum findet Deljan Peevski in der Ankla-
geschrift keine Erwähnung?“, fragten Journa-
listen Geschev bei ihrer Präsentation.
Schließlich waren es Kredite von Vassilevs
KTB, die Peevski den Auf-
bau eines Medienkon-
zerns mit Tages- und Wo-
chenzeitungen, TV-Sen-
dern und Onlineportalen
finanzierten. „Weil wir
keine Hinweise auf Peevs-
kis Verwicklung ermittelt
haben“, antwortete der
Staatsanwalt und fügte
hinzu, „auch Obama und
Putin kommen in der An-
klageschrift nicht vor“. Im
Juni 2013 löste die Ernen-
nung des Parlamentsabge-
ordneten und Medienmagnaten Deljan
Peevski zum Chef des wichtigsten Geheim-
dienstes des Landes eine massive und aus-
dauernde Protestbewegung gegen Bulgariens
mafiös-korrupten Status quo aus. Die Protes-
te trugen schließlich zum Sturz der sozialis-
tisch geführten Koalitionsregierung ein knap-
pes Jahr später bei.
Bis zum heutigen Tag bieten Deljan Peevskis
Medien ungeachtet aller Standards journalis-

tischer Ethik der jeweils herrschenden Regie-
rung Medienkomfort und diskreditieren poli-
tische, wirtschaftliche und mediale Gegner
erbarmungslos. Im Fadenkreuz ihrer media-
len Kampagnen stehen insbesondere auch
Aktivisten der kritischen Zivilgesellschaft, die
sich für eine Reform des Rechtssystems und
gegen Korruption engagieren. Tsvetan Vassi-
lev ist inzwischen selbst ein Opfer der noch
vor einigen Jahren von ihm finanzierten

Peevskischen Medien. Wenige
Monate vor der Pleite seiner
Bank überwarf er sich mit sei-
nem langjährigen Geschäfts-
partner Peevski. Dessen Medien
nennen ihn nur noch den
„Banker-Flüchtling“.
Bereits seit 2009 berichtet die
bulgarische Wirtschaftszeitung
Kapital in vielen Artikeln über
das zweifelhafte Geschäftsgeba-
ren der zunächst kleinen Han-
delsbank KTB. Sie problemati-
sierte nicht nur deren unge-
wöhnlich hohes Zinsniveau für

Einlagen, sondern auch die Tatsache, dass
staatliche Unternehmen vor allem der Ener-
giewirtschaft auf KTB-Konten hohe Summen
deponiert hatten. Die von Kapital publizis-
tisch en detail ausgeführten Hinweise auf
korrupte Verflechtungen zwischen Bank, Po-
litik und Medien veranlassten die Staatsan-
waltschaft und die anderen „kompetenten
Behörden“ aber nicht, tätig zu werden. Erst
eine im Februar 2014 von dem früheren Ka-

pital-Redakteur und prominenten Bürger-
rechtsaktivisten Nikolay Staykov gemeinsam
mit Mitstreitern erstattete Anzeige gegen
KTB-Chef Vassilev und dessen Geschäftspart-
ner Peevksi nötigte die Staatsanwaltschaft da-
zu, sich mit dem Fall KTB zu beschäftigen.
Als Boiko Borissov im Juli 2009 mit seiner
rechtsgerichteten Partei „Bürger für eine eu-
ropäische Entwicklung Bulgarien“ (GERB)
zum ersten Mal die Regierungsgeschäfte über-
nahm, erklärte er den Kampf ge-
gen Korruption und Organisier-
tes Verbrechen zu einer Priorität
seines Regierungshandelns ne-
ben dem Ausbau der verkehrli-
chen Infrastruktur. Anfang Mai
2017 hat Borissov nun zum drit-
ten Mal das Amt des bulgari-
schen Regierungschefs angetre-
ten. Er regiert das Balkanland
mit Unterbrechungen seit acht
Jahren. Bei der Korruptions- und
Verbrechensbekämpfung fällt die
Bilanz seiner Regierungstätigkeit
indes schlecht aus. „Die gesamte
institutionelle Struktur zum Kampf gegen
Korruption ist unzulänglich und deshalb in
weiten Teilen ineffektiv“, urteilte die Europäi-
sche Kommission in ihrem letzten Evaluati-
onsbericht zum Stand Inneres im Juli 2017.
Während sie dem zeitgleich mit Bulgarien
2007 der EU beigetretenen Rumänien tat-
sächliche Fortschritte zugesteht, bescheinigt
sie Bulgarien „weiterhin eines der höchsten
Korruptionsniveaus aller EU-Länder“.

Beim aktuellen Korruptionswahrnehmungs-
Index von Transparency International hat
Bulgarien mit Rang 75 von 176 Staaten die
rote Laterne aller EU-Staaten inne und ran-
giert noch hinter Serbien. Und die amerika-
nische Nichtregierungsorganisation Freedom
House klassifiziert Bulgarien als „halb-konso-
lidierte Demokratie“. Bei ihrem Parameter
„Korruption“ hat sich das Balkanland von
3,50 im Jahr 2008 auf aktuell 4,25 kontinu-

ierlich verschlechtert.
Pläne zur Reformierung
des Rechtswesens und
der Effizienzsteigerung
im Kampf gegen Korrup-
tion und Verbrechen ge-
hören seit Jahren zum
Standardrepertoire bul-
garischer Politiker. Im
Herbst 2015 ließ die Re-
gierungsfraktion GERB
die Justizreform des vom
traditionell-konservati-
ven Reformerblock (RB)
nominierten Justizminis-

ter Hristo Ivanov in der Bulgarischen Volks-
versammlung aber scheitern. Ivanov trat von
seinem Ministeramt zurück. Ein Jahr später
fiel auch die von Ex-EU-Kommissarin Megle-
na Kuneva eingebrachte Novelle eines Anti-
korruptionsgesetzes im Parlament durch.
Dieser Tage steht nun das Gesetzesprojekt zur
Korruptionsbekämpfung der neuen Justizmi-
nisterin Tsetska Tsatscheva (GERB) zur De-
batte. Kernstück ist die Schaffung einer einzi-

gen Antikorruptionsbehörde, die eine Hand-
voll bisher wenig erfolgreicher Institutionen
in sich vereinigen soll. Justizministerin Tsat-
scheva verspricht sich von ihrer Gesetzesno-
velle eine „Garantie für eine effektive, schnel-
le und gerechte Rechtssprechung und die
Schaffung einer institutionellen Ordnung im
Kampf gegen Korruption und für den Entzug
unrechtmäßig erworbenen Eigentums“.

Nicht mehr anonym Journalist Nikolay
Staykov hält Tsatschevas Antikorruptionsge-
setz aber für einen Rückschritt gegenüber Ku-
nevas Reformprojekt, sieht es doch keine
Möglichkeit anonymer Korruptionsanzeigen
mehr vor. „Wer aber wird schon einen Kor-
ruptionsverdacht signalisieren, wenn er dazu
seine vollständigen Kontaktdaten preisgeben
muss und sich damit möglicherweise ernst-
hafte Schwierigkeiten einhandelt“, kritisiert
Staykov. Mit Gleichgesinnten und finanzieller
Unterstützung der Stiftung „America for Bul-
garia“ hat er einen „Antikorruptions-Fonds“
(AF) gegründet, der in die Lücke springen
soll. Über das AF-Webportal können Korrup-
tionshinweise auch anonym übermittelt wer-
den. AF-Mitarbeiter recherchieren sie nach
und übergeben Erkenntnisse der Staatsan-
waltschaft. „Wir haben natürlich niemanden
anderes, dem wir unsere Hinweise übergeben
können“, sagt Staykov und deutet damit an,
wie begrenzt sein Vertrauen in die bulgarische
Staatsanwaltschaft ist. Frank Stier T

Der Autor ist freier Journalist in Sofia.

Anleger der Pleite gegangenen KTB-Bank protestieren im Juni 2015 in Sofia gegen den damaligen bulgarischen Zentralbankchef Ivan Iskrov. © picture-alliance/AA

Fluch der
Korruption
BULGARIEN I Im Kampf gegen den
Filz kann Sofia so gut wie keine
Fortschritte vermelden. Das Land gilt
als Schlusslicht in der EU

Der Politiker
und Oligarch

Deljan Peevski
fehlt

seltsamer-
weise in der

Anklageschrift.

Den Kritikern
gilt das An-

tikorruptions-
gesetz der

neuen Justiz-
ministerin als
Rückschritt.
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Hauchdünne Mehrheiten
NORWEGEN Die Wiederwahl ist Amtsinhaberin Solberg trotz vieler Erfolge nicht sicher

Die Wirtschaftsdaten stehen auf Wieder-
wahl. Gemäß der Theorie, dass in stabilen
ökonomischen Zeiten eine Regierung be-
stätigt wird, dürfte Erna Solberg sich mit
Blick auf die Parlamentswahl am 11. Sep-
tember eigentlich keine Sorgen machen.
„Unsere Partei hat Norwegen durch den
schlimmsten Ölpreisfall in 30 Jahren ge-
steuert. Nun ist es wichtig, dass die Moder-
nisierung Norwegens nicht stoppt“, sagt
die Ministerpräsidentin des Landes, das für
Deutschland einer der wichtigsten Energie-
lieferanten ist.
Tatsächlich kann die Regierungschefin von
der konservativen Partei Høyre darauf ver-
weisen, dass das ohnehin wohlhabende
Norwegen dabei ist, die leichte ölpreisbe-
dingte Krise hinter sich zu lassen. Seit ei-
nem Jahr fällt die Arbeitslosigkeit wieder
und hat zuletzt 4,3 Prozent erreicht. Das
Pro-Kopf-Einkommen liegt in Kaufkraft
berechnet 50 Prozent über dem EU-
Schnitt. Doch trotz dieser Daten liegen die
Parteien des „Blauen Blocks“ rechts der
Mitte unter Führung von Solberg in den

Umfragen etwa gleichauf mit der sozialde-
mokratischen Arbeiterpartei und deren
Partnern.
Bisher koalierte Solbergs Høyre in der nun
zu Ende gehenden Wahlperiode nur mit
der rechtsliberalen bis rechtspopulisti-
schen Fortschrittspartei (FrP). Beide ließen
sich von der christlichen Volkspartei KrF
und der sozialliberalen Venstre V stützen.
Jetzt kommen sie gemeinsam allenfalls auf
eine hauchdünne Mehrheit – und dabei ist
noch nicht einmal sicher, ob KrF und
V den Sprung über die Sperrgrenze von
vier Prozent schaffen. Offiziell koalieren
wollen die beiden mit der derzeitigen Re-
gierung ohnehin nicht. Sie stören sich an
der FrP und vor allem deren Einwande-
rungs- und Integrationsministerin Sylvi
Listhaug, die dafür bekannt ist, gegen Mig-
ranten zu polemisieren.

Aufholjagd Lange sah es so aus, als würde
die FrP darunter leiden, an die Regierung
gekommen zu sein. In den meisten Umfra-
gen seit der Wahl vor vier Jahren lag die
Partei weit unter dem Wahlergebnis von
16,3 Prozent. Es sah also aus, als habe sich
einmal mehr bewahrheitet, dass populisti-
sche Oppositionsparteien an Unterstüt-
zung verlieren, wenn sie eingebunden wer-
den und Verantwortung übernehmen müs-
sen. Doch zuletzt hat die FrP wieder aufge-

schlossen und könnte das Ergebnis von vor
vier Jahren sogar gar knapp übertreffen –
während Høyre voraussichtlich etwas auf
um 25 Prozent abfällt.
Nicht nur bei den Grundlinien der Integra-
tionspolitik, auch bei den Themen Öl und
Klima herrscht unter den vier Parteien des
„Blauen Blocks“ Uneinigkeit. So fordern
KrF und V, dass vor den Lofoten-Inseln
auch in Zukunft nicht nach Öl gebohrt
wird. Weil sowohl die Natur als auch die
Ressourcenwirtschaft in Norwegen beson-
ders wichtig sind, ist dies seit Jahren ein
zentraler Streitpunkt, der immer dringli-
cher wird. Denn mit der Erschließung neu-
er Gebiete steigt die Chance, länger eine
reiche Ölnation zu bleiben.
Links der Mitte gibt es denselben Streit.
Dort steht die Arbeiterpartei Ölbohrungen
vor den Lofoten am offensten gegenüber.
Dennoch dürfte die Partei vermutlich eines
der schlechtesten Wahlergebnisse ihrer Ge-
schichte erzielen. Ein Problem für die Sozi-
aldemokraten ist, das deren Lieblingsthe-
ma Beschäftigung für die Wähler ange-
sichts der guten Arbeitsmarktlage nicht nur
nicht so relevant ist. Sie trauen Høyre Um-
fragen zufolge in dieser Frage auch mehr
zu. Clemens Bomsdorf T

Der Autor ist freier
Skandinavien-Korrespondent.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Wahlfavorit verliert Immunität
TSCHECHIEN Gegen den Unternehmer und Politiker Babis wird wegen Betrugs ermittelt

Vor der tschechischen Parlamentswahl am
20. und 21. Oktober 2017 wirbelt eine
staatsanwaltliche Ermittlung den Wahl-
kampf auf: Die Prager Abgeordneten ha-
ben in der vergangenen Woche die Immu-
nität von Andrej Babis aufgehoben, dem
Chef der Bewegung ANO, die in allen Um-
fragen zur Wählergunst mit großem Ab-
stand an erster Stelle liegt. Gegen den als
künftigen Premierminister gehandelten Ba-
bis wird jetzt wegen Betrugsverdachts er-
mittelt. Er soll vor seinem Einstieg in die
Politik mit falschen Angaben EU-Förder-
gelder erschlichen haben, die ihm nicht
zugestanden haben sollen.

Alte Skandale Babis, dessen zentrales
Wahlversprechen eine effizientere Staats-
verwaltung ist, gilt als schillernde Figur: Er
ist der zweitreichste Tscheche, sein Milliar-
denvermögen machte er in der Chemie-,
Agrar- und Lebensmittelbranche. Ein Kon-
glomerat von Dutzenden Firmen gehört zu
seiner Konzern-Holding Agrofert, die er
nach seinem Einstieg in die Politik an eine
Stiftung übertragen hat. Seine liberal-po-
pulistische Bewegung ANO begann als Pro-
testbewegung, Kritiker werfen ihr aber vor,
das wenig binnendemokratische Projekt
ihres Vorsitzenden zu sein, bei dem alle Fä-
den zusammenlaufen. Skandale um Babis,
der in einer Koalition mit Sozialdemokra-

ten und den kleinen Christdemokraten
zum Vizepremier und Finanzminister auf-
stieg, gab es schon zuvor. Gegner werfen
ihm vor, als Finanzminister für sich selbst
unmoralische Steuersparmodelle genutzt
zu haben. Auch steht der Verdacht im
Raum, dass er als Minister seine Unterge-
benen angewiesen haben könnte, ein un-
liebsames Unternehmen durch Buchprü-
fungen und unverhältnismäßige Steuer-
nachzahlungen in den Ruin zu treiben. Zu-

dem wird seine Rolle als Besitzer von zwei
der einflussreichsten Zeitungen des Landes
in Tschechien kritisiert. Als vor wenigen
Monaten heimliche Mitschnitte die Runde
machten, auf denen Babis einen Redakteur
zu bestimmten Beiträgen instruierte, gab er
sein Amt als Finanzminister auf.
Seine Immunität hat das Prager Abgeord-
netenhaus jetzt aufgehoben, weil er für ein
luxuriöses Anwesen, zu dem auch ein Ho-
tel gehört, umgerechnet zwei Millionen
Euro aus EU-Mitteln erhalten hat – aus
Töpfen, die dezidiert für die Unterstützung
von kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen gedacht sind.
Derzeit sieht es in den Umfragen so aus,
als sähen seine Anhänger Babis auch diese
Turbulenzen nach. Sein Abstand zu den
zweitplatzierten Sozialdemokraten bleibt
deutlich. Die etablierten Parteien sind im
Wahlkampf ohnehin in die Defensive gera-
ten. Die sozialdemokratische Partei CSSD
des amtierenden Premierministers Bohus-
lav Sobotka liegt in den Umfragen abge-
schlagen an zweiter Stelle, die Bürgerde-
mokraten von der ODS, einst stärkste kon-
servative Kraft, liegen bei nur noch etwa
zehn Prozent. Kilian Kirchgeßner T

Der Autor arbeitet als freier
Journalist in Prag.Andrej Babis (63) hat gute Chancen, Ende

Oktober Premierminister zu werden.
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Im Herz der Demokratie
WAHLKAMPF In der letzten Plenarsitzung vor der Wahl ziehen die Abgeordneten Bilanz und schenken sich dabei nichts

W
er Wahlkampf erle-
ben will, mit Pro-
minenz und Pole-
mik, Humor und
Gefühl, der ist bis-
weilen im Bundes-

tag besser aufgehoben als bei sogenannten
TV-Duellen im Fernsehen, die sich den Ruf
erarbeitet haben, noch langweiliger zu sein
als eine Harley mit Elektroantrieb. In der
voraussichtlich letzten Sitzung der 18. Le-
gislaturperiode ging es vergangene Woche
unter der Reichstagskuppel jedenfalls so
lebhaft und streitlustig zu wie lange nicht.
Die Abgeordneten und Regierungsvertreter
bewiesen bei der Gelegenheit auch, was die
politische und parlamentarische Kultur
ausmacht: Hart und kontrovers in der Sa-
che, aber höflich und respektvoll im Um-
gang.
Mit dem Abschluss der Wahlperiode endet
für viele Abgeordnete, die von ihren Partei-
en nicht wieder aufgestellt
werden, die nicht mehr an-
treten wollen oder nicht
gewählt werden, ein Le-
bensabschnitt. Und so
wundert es nicht, dass sich
an diesem Tag in die poin-
tierte Wahlkampfrhetorik
auch öfter Wehmut, Nos-
talgie und Nachdenklich-
keit mischten. Das lag vor
allem an jenem Mann, der
nach 37 Jahren im Bundes-
tag und nach zwölf Jahren
als Parlamentspräsident
aus dem politischen Betrieb ausscheidet.
Norbert Lammert (CDU) erhielt zu seinem
Abschied überschwängliches Lob von
rechts bis links, von Weggefährten wie po-
litischen Gegnern.

Ein Abschied Als Vizepräsident Johannes
Singhammer (CSU) kurz vor Schluss der
dreistündigen Debatte Gregor Gysi (Linke)
mit einer Kurzintervention ans Mikrofon
ließ, waren viele Abgeordnete überrascht.
Der frühere Linksfraktionschef wollte dies-
mal keine Wahlkampfrede halten, sondern
Lammert würdigen. Gysi (69) und Lam-
mert (68) sind, was ihre politischen An-
sichten betrifft, nicht unbedingt benach-
bart. Was sie eint, ist die Freude an rheto-
risch elegant verpackter Kritik. Die beiden
gelten als die wohl besten Redner des Par-
laments, die in den Jahren einige legendäre
Auftritte hinlegten. Die oft urkomischen
Hakeleien zwischen den älteren Herren
wurden deshalb schon wohlwollend vergli-
chen mit dem berühmten Duett von Wal-
dorf und Statler in der Muppet-Show.
Gysi stand also am Mikrofon und erklärte
gewollt steif in Loriot-Manier: „Aufgrund
des Verhältnisses zwischen dem Herrn
Bundespräsidenten und mir finde ich, dass
ein paar persönliche Worte zum Abschied
vielleicht doch angebracht sind.“ Dann at-
testierte er Lammert, mutig und notfalls
unbequem zu sein und stets die Rechte der
Minderheiten zu wahren. Gysi befand: „Sie
haben Reden gehalten, die auch mich er-
staunt haben. Sie konnten von der CDU
bis zur Linken akzeptiert werden. Das
muss man erst einmal hinkriegen.“ Auch
die anderen Fraktionen ließen es sich nicht
nehmen, Lammert für dessen scharfsichti-
ge Beiträge und auf Ausgleich bedachte

Amtsführung zu loben. Norbert Lammert
selbst nutzte die Sitzung für ein persönli-
ches Resümee und appellierte zugleich an
die Abgeordneten, auch in der neuen
Wahlperiode „den Konsens der Demokra-
ten gegen Fanatiker und Fundamentalis-
ten“ zu bewahren. Er tat das, ohne die
AfD zu nennen, die nach den aktuellen
Umfragen in den neuen Bundestag einzie-
hen wird.
Der CDU-Politiker erklärte, der Bundestag
sei angesichts seiner verfassungsmäßigen
Aufgaben, seiner Zusammensetzung und
Ausstattung im internationalen Vergleich
ausgesprochen einflussreich, hier schlage
„das Herz der Demokratie“, er sei jedoch
im parlamentarischen Alltag „nicht immer
so gut, wie er sein könnte und vielleicht
auch sein sollte“. So sei die Aufgabe des
Parlaments, die Regierung zu kontrollie-
ren, oft zu gering ausgeprägt. Lammert be-
nannte zugleich als vornehmste Aufgabe

des Präsidenten, den Min-
derheiten im Parlament zu
ihrem Recht zu verhelfen,
das zeichne eine „vitale De-
mokratie“ aus.

Ein Fazit In der anschlie-
ßenden Debatte zur „Situa-
tion in Deutschland“ ging
es ausgesprochen angriffs-
lustig zur Sache. So mangel-
te es nicht an schroffen Vor-
würfen, steilen Forderun-
gen, Eigenwerbung und
lautstarken Zwischenrufen.

Neben innenpolitischen Themen spielten
auch internationale Entwicklungen eine
Rolle, vor allem die Spannungen mit der
Türkei und Russland, die schwelende Ko-
rea-Krise, die Zusammenarbeit mit den
USA unter Präsident Donald Trump sowie
die Rüstungspolitik.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
zog erwartungsgemäß ein positives Fazit
der Regierungspolitik. Deutschland stehe
gut da, dürfe sich jedoch auf den Erfolgen
nicht ausruhen. Das Land stehe an der
Schwelle zu einer neuen Etappe, die vor al-
lem mit dem digitalen Fortschritt zu tun
habe. Als Beispiel nannte sie die Automo-
bilindustrie, wo sich „wie in einem Brenn-
glas die Summe der neuen Herausforde-
rungen“ zeigten. Mit Blick auf den Diesel-
Skandal um geschönte Abgaswerte hielt die
Kanzlerin der Autoindustrie „unverzeihli-
che Fehler“ vor. Darunter dürften aber
nicht die Mitarbeiter leiden, auch dürfe die
Branche, die in Deutschland eine Schlüs-
selposition einnehme, nicht um ihre Zu-
kunft gebracht werden. Sie fügte hinzu,
Verbrennungsmotoren würden noch „auf
Jahre und Jahrzehnte“ gebraucht, gleich-
zeitig müsse in neue Technologien inves-
tiert werden. Die nötigen Übergänge müss-
ten vernünftig, aber nicht mit Verboten ge-
regelt werden. Merkel mahnte, die Welt
entwickele sich in einem rasanten Tempo,
Deutschland wolle „nicht im Technikmu-
seum enden“, sondern weiter vorne mit
dabei sein.
Im außenpolitischen Teil ihrer Rede macht
Merkel erneut deutlich, dass es für den Ko-
rea-Konflikt aus ihrer Sicht nur eine friedli-
che, diplomatische Lösung geben könne.
Die Entwicklung in der Türkei nannte die
Regierungschefin „mehr als besorgniserre-

gend“. Das Land verlasse immer mehr den
Weg der Rechtsstaatlichkeit. Keiner der zu
Unrecht inhaftierten Deutschen dürfte ver-
gessen werden. Es werde alles versucht, die
Bürger freizubekommen. Derzeit werde da-
rüber nachgedacht, die Beziehung zur Tür-
kei neu zu ordnen, das schließe die Mög-
lichkeit ein, die EU-Beitrittsgespräche zu
suspendieren oder zu beenden.

Ein Lapsus Merkel war schon fast durch
mit ihrer forschen Regierungserklärung, da
unterlief ihr ein Lapsus, der in Wahlkampf-
zeiten ähnlich desaströs sein kann wie eine
Sonnenallergie am Mittelmeer. „Meine Da-
men und Herren, jetzt möchte ich nur
noch kurz darauf hinweisen, weil meine
Zeit nämlich so gut wie vorbei ist, dass
wir...“ Weiter kam sie nicht, da brandete
auf den Oppositionsbänken sowie bei der
SPD schon Applaus auf, die Leute johlten.
Merkel verkündet höchst selbst, dass ihre
Zeit bald vorbei ist? Schöner geht es ja
nicht! Merkels Mundwinkel sackten kurz
durch auf Tischplattenniveau, bevor sie
schnell hinzufügte: „Ich meine meine Re-
dezeit hier.“ Das halbe Haus feixte, wäh-
rend Merkel angefressen wenigstens die
SPD rasch zur Räson bringen wollte. „Leu-
te, kommt, es sind noch wenige Tage bis
zur Wahl. Lassen Sie uns diese erfolgreiche

Regierungsarbeit wenigstens am heutigen
Tage einigermaßen gelten lassen.“
Politische Beobachter hatten erwartet, dass
Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) an die-
sem Tag persönlich die CDU-Chefin atta-
ckieren würde und täuschten sich. Der Au-
ßenminister gab sich staatsmännisch und
dankte Merkel für die Zusammenarbeit,
die er als fair und belastbar erlebt habe.
Gabriel betonte: „Es gibt Grund zu sagen,
dass wir gut regiert haben.“ Ganz unbe-
schadet kam die Regierungschefin aber
nicht weg, denn Gabriel relativierte ihre
Darstellung der Machtverhältnisse. Merkel
hatte gesagt, gegen ihren Willen und den
der Unionsfraktion habe die SPD „echt
nichts durchsetzen können“. Gabriel kon-
terte, die SPD habe öfter helfen müssen,
„dass Sie gegen Seehofer und Schäuble ei-
nen Willen haben durften. Von daher: Ich
finde, wir haben gut auf Sie aufgepasst.“
Der Minister erinnerte aber vor allem an
die zahlreichen internationalen Probleme,
etwa die Ukraine-Krise, die Griechenland-
Krise, die Flüchtlingskrise sowie an den
Terror und Rechtspopulismus. In dieser
„rauen See“ habe die Regierung das Land
auf Kurs gehalten. Das sei „der eigentliche
Erfolg“ der Koalition. Gabriel ging auch
auf die Rüstungsausgaben ein, die deutlich
erhöht werden sollen, und forderte eine

neue Abrüstungs- und Entspannungspoli-
tik. Es sei aber richtig, in die Ausrüstung
der Truppe zu investieren.
Für gezielte Attacken stand SPD-Fraktions-
chef Thomas Oppermann, der beklagte,
viele Fortschritte hätten gegen die Union
und Merkel „hart erkämpft“ werden müs-
sen. Zudem sei die Mietpreisbremse von
Merkel selbst „bis zur Unkenntlichkeit be-
schädigt“ worden. Viele Frauen säßen wei-
ter in der Teilzeitfalle, weil ein Recht auf
Rückkehr in Vollzeit verhindert worden sei.
Auch wolle die Union über ein Einwande-
rungsgesetz nicht einmal verhandeln. Uni-
onsfraktionschef Volker Kauder (CDU) er-
mahnte die SPD daraufhin, man könne
nicht gleichzeitig Regierung und Oppositi-
on sein.

Eine Warnung Auch die Opposition von
Grünen und Linken zog mit erprobten
Streitern in die Redeschlacht. Sahra Wagen-
knecht (Linke) monierte fehlenden Auf-
bruchswillen und einen „Schönwetter-
Wohlfühl-Wahlkampf“ der Union. Unzäh-
lige ungelöste Probleme gefährdeten der-
weil den Wohlstand. Viele Bürger verdien-
ten heute weniger als in den 1990er Jah-
ren, im Wirtschaftsboom seien etliche
niedrig bezahlte Jobs entstanden. Der Min-
destlohn müsse mehr sein als ein Armuts-

lohn. Die Mieten seien für viele Menschen
kaum bezahlbar, Kinder ein Armutsrisiko,
derweil würden Konzerne und Superreiche
steuerlich verschont. Die Wähler hätten die
Hoffnung auf einen echten Politikwechsel
aufgegeben. Die Unterschiede zwischen
SPD und Union müsse man „mit der Lupe
suchen“. An die SPD gerichtet sagte Wagen-
knecht, wer an Leiharbeit und Hartz-4
nichts ändern und die Vermögenssteuer
nicht einführen wolle, dürfe nicht von so-
zialer Gerechtigkeit reden.
Ähnlich kritisch äußerte sich Cem Özde-
mir (Grüne), der insbesondere Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt (CSU)
vorhielt, versagt zu haben. Angesichts des
Diesel-Skandals müsse mit den Konzern-
führern mal „Klartext“ gesprochen werden.
Deutschland müsse Elektroautos bauen
und ein Autostandort bleiben. Özdemir
ging auch den türkischen Staatschef Recep
Tayyip Erdogan hart an und nannte ihn ei-
nen „Geiselnehmer“. Er sagte mit Blick auf
die Bundestagswahl: „Der lange Arm Erdo-
gans hat in der deutschen Innenpolitik
nichts zu suchen.“ Katrin Göring-Eckardt
(Grüne) sagte in Anspielung auf die AfD,
Deutschland stehe vor einer historischen
Wahl. Die faire Auseinandersetzung und
das Streben nach Interessenausgleich stün-
den auf dem Spiel. Claus Peter Kosfeld T

Parlamentspräsident Norbert Lammert (CDU) gab den Abgeordneten einige Ratschläge mit auf den Weg und räumte dann seinen Platz am Pult. © picture-alliance/Soeren Stache/dpa

»Eine
schönere

Aufgabe hätte
es für mich
nicht geben

können.«
Norbert Lammert (CDU),

Bundestagspräsident
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Eine Null geht noch
HAUSHALT Bundesregierung legt Etat-Entwurf für 2018 vor – verabschiedet wird dieser aber nicht mehr

D
er Paragraph 125 der Ge-
schäftsordnung des Deut-
schen Bundestages ist
eindeutig. „Am Ende der
Wahlperiode des Bundes-
tages gelten alle Vorlagen

als erledigt“, heißt es dort – und im Klar-
text bedeutet das, dass alle Vorlagen, die
die Abgeordneten bis vergangene Woche
nicht abgestimmt oder zur Kenntnis ge-
nommen haben, in den großen imaginä-
ren Parlamentspapierkorb wandern. Der
nächste Bundestag soll ein leeres Tableau
vorfinden. Diesem Schicksal der Diskonti-
nuität wird auch der Haushaltsentwurf
2018 der Bundesregierung (18/13000) an-
heimfallen.
Auf 75 Seiten legt die Große Koalition da-
rin dar, in welchen Bereichen sie im kom-
menden Jahr wie viel Geld einnehmen,
aber vor allem ausgeben will. So wie aufge-
schrieben wird das aber mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit nicht pas-
sieren. Die nächste Bundesregierung wird
dem Etat 2018 noch ihren Stempel mit ei-
nem eigenen Entwurf aufdrücken – auch
wenn das einige Zeit dauern kann. Die
Große Koalition verabschiedete den Haus-
halt 2014 etwa erst Ende Juni desselben
Jahres. Für Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) ist der nun vorgelegte
Entwurf eine gute Grundlage dafür. „In der
nächsten Legislaturperiode kann auf Basis

dieses Entwurfs unmittelbar weitergearbei-
tet werden“, sagte Schäuble.
Der Etatentwurf sieht Ausgaben und Ein-
nahmen in Höhe von 337,5 Milliarden
Euro vor. 2017 waren es jeweils 329,1 Mil-
liarden Euro. Eine Neuverschuldung ist
nicht vorgesehen. Damit wird die Politik
der sogenannten schwarzen Null fortge-
setzt. Die Einnahmen aus Steuern und
steuerähnlichen Abgaben sollen 2018 309
Milliarden Euro betragen (2017: 301 Milli-
arden Euro). Rund 8,1 Milliarden Euro sol-
len zudem aus der in den vergangenen
Haushaltsjahren gebildeten Rücklage für
Kosten im Zusammenhang mit der Flücht-
lingskrise entnommen werden. Die Flücht-
lingsrücklage soll 2019 vollständig aufge-
braucht werden.

Mehr für Verteidigung Größere Etatzu-
wächse sind in den Haushalten der Bun-
desministerien für Arbeit und Soziales
(+3,4 Milliarden Euro auf 140,9 Milliarden
Euro), Verteidigung (+1,5 Milliarden Euro
auf 38,5 Milliarden Euro) sowie Wirtschaft
und Energie (+252 Millionen Euro auf
7,9 Milliarden Euro) eingeplant. Größere
Kürzungen im Vergleich zu 2017 sieht der
Entwurf für das Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft (-195 Millio-
nen Euro auf 5,8 Milliarden Euro) und das
Auswärtige Amt (-209 Millionen Euro auf
5,0 Milliarden Euro) vor. Im Etatentwurf

sind 36,4 Milliarden Euro für Investitionen
eingeplant (2017: 36,1 Milliarden).
Neben den Ansätzen für den Haushaltsent-
wurf 2018 hat die Bundesregierung auch
den Finanzplan bis 2021 (18/13001) vor-
gelegt. Ausgaben und Einnahmen sollen
demnach von den aktuellen 329,1 Milliar-
den Euro (Soll 2017) auf 356,8 Milliarden
Euro im Jahr 2021 steigen.
Besonders interessant für die Wahlkämp-
fer: Die Bundesregierung geht für 2019 bis
2021 von insgesamt 14,8 Milliarden Euro

an frei einsetzbaren Haushaltsmitteln aus
– was damit geschieht, können die nächste
Bundesregierung und Koalition entschei-
den.
Eine Neuverschuldung ist in dem Finanz-
plan weiterhin nicht vorgesehen. Das hat
positive Folgen: Die Schuldenstandsquote
soll von 66,25 Prozent des Bruttoinland-
produktes (BIP, Soll 2017) auf 57 Prozent
im Jahr 2021 fallen. Die Unterschreitung
des Maastricht-Referenzwertes von 60 Pro-
zent soll 2020 erreicht werden – zwei Jahre

früher als es die Bundesregierung eigent-
lich geplant hatte.
Größter Ausgabeposten in den kommen-
den Jahren sind laut Finanzplan Renten-
versicherungsleistungen des Bundes. Sie
steigen demnach von 91 Milliarden Euro
(Soll 2017) auf 103,3 Milliarden Euro im
Jahr 2021. Die Steuereinnahmen des Bun-
des sollen von 308 Milliarden Euro (Soll
2017) auf 341,6 Milliarden Euro steigen.
Das staatliche Gesamtsteueraufkommen
im selben Zeitraum wird laut Steuerschät-
zung aus dem Mai 2017 von 732,4 Milliar-
den Euro auf 852,2 Milliarden Euro wach-
sen. Dem Bund stünden davon rechnerisch
im Jahr 2021 353 Milliarden Euro zu, die
Differenz zu den 341,6 Milliarden Euro er-
gebe sich aus in der Steuerschätzung nicht
berücksichtigten Steuerrechtsänderungen,
schreibt die Bundesregierung.
Die Bundesregierung geht in dem Finanz-
plan von einer robusten wirtschaftlichen
Entwicklung aus. Das BIP wird nach ihrer
Prognose im Schnitt bis 2021 um jährlich
real 1,5 Prozent wachsen, der Arbeitsmarkt
in guter Verfassung bleiben. „Das Wirt-
schaftswachstum wird im gesamten mittel-
fristigen Vorausschätzungszeitraum rein
rechnerisch von der Inlandsnachfrage getra-
gen“, schreibt die Bundesregierung. Das ver-
fügbare Einkommen der privaten Haushalte
wird nach der Prognose um jährlich 3,2 Pro-
zent wachsen. Sören Christian Reimer T

Die Große Koalition will, dass im kommenden Jahr der Verteidigungshaushalt weiter wächst. So sieht es der Etatentwurf für 2018 vor. © picture-alliance/Bildagentur-online/Ohde
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Schäuble ist fast
Rekordhalter
PARLAMENT Einen Tag vor Vollendung
seines 75. Lebensjahrs am 18. September
wartet Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) mit einem seltenen Jubi-
läum auf. Am kommenden Sonntag wird
er derjenige Abgeordnete sein, der auf die
längste Mitgliedschaft in einem deutschen
Nationalparlament zurückblickt. Er über-
holt damit den Reichstagsabgeordneten Al-
bert Horn, der vom 5. Februar 1874, dem
Tag der Konstituierung des zweiten Deut-
schen Reichstags, bis zum Ende des Kaiser-
reichs am 9. November 1918 ununterbro-
chen dem Parlament angehörte.
Der Zentrumspolitiker aus Neisse in Ober-
schlesien vertrat stets den Wahlkreis Op-
peln 12. Horn, 1840 geboren und 1921 ge-
storben, war seit 1866 Jurist im Kirchen-
dienst, zuletzt Fürstbischöflicher Stiftsrat.
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble,
Vertreter des Wahlkreises Offenburg seit
der Konstituierung des siebten Deutschen
Bundestags am 13. Dezember 1972, „über-
holt“ ihn am 17. September. Horn kommt
auf 44 Jahre und 277 Tage, Schäuble auf ei-
nen Tag mehr.
Wie oftmals bei solchen Vergleichen der
Fall, sind die Angaben ergänzungs- und er-
klärungsbedürftig. So bestand etwa der kai-
serliche Reichstag de facto auch noch nach
der Ausrufung der Republik am 9. Novem-
ber 1918 fort und wurde, obwohl politisch
bedeutungslos, erst am 2. Februar 1919 für
aufgelöst erklärt. Gewichtiger nimmt sich je-
doch ein Vergleich von Schäubles politischer
Vita mit derjenigen des bekannten SPD-Po-
litikers August Bebel aus. Unter Berücksich-
tigung seiner Zugehörigkeit im Reichstag des
Norddeutschen Bundes von 1867 bis 1871 –
ihm gehörten mit Ausnahme Bayerns, Ba-
dens, Württemberg und des südlichen Hes-
sen-Darmstadt alle anderen deutschen Staa-
ten an – kommt Bebel auf eine noch gering-
fügig höhere parlamentarische Dienstzeit,
auf insgesamt 44 Jahre und 311 Tage. Er ge-
hörte von 1871 bis 1881 sowie von 1883 –
nachgewählt am 29. Juni – bis zu seinem
Tod am 13. August 1913 dem Deutschen
Reichstag an. Eingerechnet sind dabei auch
jene Jahre, in denen Bebel Freiheitsstrafen
wegen „Vorbereitung zum Hochverrat und
Majestätsbeleidigung“ absaß. Streng genom-
men gebührt also der parlamentarische Eh-
renkranz noch für einige Wochen dem be-
rühmten Sozialdemokraten.
Einmalig dürfte jedoch sein, dass mit Wolf-
gang Schäuble vermutlich derjenige Abge-
ordnete den nächsten Deutschen Bundes-
tag als Alterspräsident eröffnen wird, der
auf eine fast 45-jährige parlamentarische
Laufbahn zurückblicken kann. Damit dürf-
te er eindrucksvoll die kürzlich vorgenom-
mene Änderung der Geschäftsordnung des
Bundestags bestätigen, wonach der dienst-
älteste Abgeordnete dieses Ehrenamt über-
nimmt. Bernd Haunfelder T

Albert Horn (1840-1921) war 44 Jahre und
277 Tage Parlamentarier.

Neuer Richter
für Karlsruhe
VERFASSUNGSGERICHT Der Bundestag
hat am vergangenen Dienstag Josef Christ
zum Richter des Bundesverfassungsgerich-
tes gewählt. Damit folgten die Abgeordne-
ten dem Wahlvorschlag des Wahlausschus-
ses für die Richter des Bundesverfassungs-
gerichtes (18/12822). Die Wahl fand ge-
heim mit Stimmkarte und Wahlausweis
statt. Insgesamt wurden 586 Stimmzettel
abgegeben. Es votierten 455 Abgeordnete
für und 57 gegen Josef Christ, 74 Parla-
mentarier enthielten sich ihrer Stimme.
Die erforderliche Zweidrittelmehrheit von
316 Stimmen wurde erreicht. Josef Christ
folgt Wilhelm Schluckebier, Richter des
Bundesverfassungsgerichts im Ersten Senat.
Der Bundestag wählte den Richter dabei
erstmals im Plenum. Bis zur Reform der
Richterwahl 2015 (18/2737) wählten die
zwölf Mitglieder des Wahlausschusses des
Bundestages die Richter. Der Ausschuss ist
nun für die Vorbereitung der Wahlvor-
schläge zuständig. Bundesrat und Bundes-
tag wählen jeweils die Hälfte der Karlsru-
her Richter. eis/scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Ja zu Air-Berlin-Stütze
STAATSHILFE Bund rechtfertigt Kredit für insolvente Airline

Die Bundesregierung hat einen 150 Mil-
lionen Euro schweren Kredit für die insol-
vente Fluggesellschaft Air Berlin gegen
Kritik aus der Flugbranche verteidigt. Un-
mittelbar nach einer Genehmigung der
EU-Kommission für die Finanzhilfe er-
klärte Bundeswirtschaftsministerin Brigit-
te Zypries (SPD), sie hoffe dank des Vor-
gehens auf abgemilderte Folgen für Kun-
den und Personal. Ziel sei es, einen „ge-
ordneten Marktaustritt“ möglich zu ma-
chen, so die Ministerin am Dienstag bei
einer außerordentlichen Sitzung des Wirt-
schaftsausschusses im Bundestag. „Die
Arbeitnehmer sind in einer besseren Lage,
wenn man einen normalen Übergang er-
möglicht.“ Zudem sei es um eine sichere
und zügige Rückkehr von Urlaubern aus
ihren Ferienorten gegangen.
Für die Zeit der Unternehmensabwicklung
rechnet die Bundesregierung mit dem Ver-
kauf der begehrten Slots an Mitbewerber
von Air Berlin, womit der Kredit zurückge-
zahlt werden könnte. Zypries begründete
die Hoffnung auf ein Begleichen der Leih-
gabe zudem mit der Tatsache, dass die For-
derungen der Bundesregierung Vorrang vor
denen anderer Gläubiger hätten. Zur Höhe
des Zinssatzes äußerte sie sich unter Ver-
weis auf das Bankgeheimnis nicht. Die Mi-
nisterin betonte, dass die Bundesregierung
nicht an den Verhandlungen um einen Ver-

kauf der insolventen Fluggesellschaft betei-
ligt sei. Gegenstand eines Gesprächs mit
Lufthansa sei lediglich die Situation von
Air-Berlin-Beschäftigten gewesen.
Air Berlin mit seinen 8.000 Mitarbeitern
hatte im August einen Insolvenzantrag ge-
stellt. Das Unternehmen hatte zuvor jahre-
lang Verluste eingefahren. Noch bis Ende
nächster Woche können Interessenten
Kaufangebote für Air Berlin oder Teile da-
von abgeben. Zu ihnen zählen die Luft-
hansa, Condor und Easyjet. pez T

Nur noch vereinzelt am Himmel: Air-Berlin
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Subventionen
steigen an
FINANZEN Die Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen des Bundes werden bis
2018 stark ansteigen. Wie aus dem von
der Bundesregierung als Unterrichtung
(18/13456) vorgelegten Bericht über die
Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes
und der Steuervergünstigungen für die
Jahre 2015 bis 2018 hervorgeht, wird mit
einem Anstieg der Gesamtsumme von
20,9 Milliarden im Jahr 2015 auf
25,2 Milliarden 2018 gerechnet. Insgesamt
seien elf Finanzhilfen neu eingeführt wor-
den. Das Anwachsen der Subventionssum-
me beruhe auf Zukunftsinvestitionen in
den Bereichen Breitbandausbau, energeti-
sche Gebäudesanierung und Energieeffi-
zienz, schreibt die Regierung.
Größte Finanzhilfe des Bundes ist die
Förderung von Maßnahmen zur energe-
tischen Gebäudesanierung der KfW-För-
derbank, die von 1,48 Milliarden Euro
in diesem Jahr auf 1,794 Milliarden im
kommenden Jahr steigen soll. Im Erb-
oder Schenkungsfall profitieren Erwerber
von Betrieben und Anteilen an Kapital-
gesellschaften von der Steuervergünsti-
gung nach Paragraf 13a Erbschaftsteuer-
gesetz. Diese allerdings nur die Länder-
kassen belastende Steuervergünstigung
hat ein Volumen von 5,7 Milliarden
Euro und ist damit die größte Steuerver-
günstigung. hle T



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Erst denken,
dann wählen

Mit Wahlkampfparolen ist es
so eine Sache – die gehen
gerne nach hinten los. Die-
se Erfahrung musste schon

die Piratenpartei machen, als sie auf
Wahlplakaten verkündete: „Wir sind die
mit den Fragen. Ihr seid die mit den
Antworten.“ Seitdem haben die Piraten
von den Wählern eine Menge Antworten
bekommen – allerdings waren die alles
andere als hochprozentig.
Auch der aktuelle Wahlslogan „Digital
first. Bedenken second“ von FDP-Front-
mann Christian Lindner hat so seine Tü-
cken. Früher oder später sehen sich El-
tern ja dazu veranlasst, ihren Kindern
den wohlgemeinten Rat „Erst denken,
dann reden“ auf den Weg zu geben.
Aber mit einer solch autoritären Erzie-
hung mögen sich echte Liberale eben
nicht anfreunden. Welch verheerende
Wirkung eine dermaßen digital-liberale
Geisteshaltung jedoch entfalten kann,
lässt sich seit geraumer Zeit an den tägli-
chen Twitter-Einträgen des amerikani-
schen Präsidenten Donald Trump able-
sen. Oder an diversen Facebook-Einträ-
gen, die unter der Kategorie „hate
speech“ laufen. Ein paar Bedenken vor
der digitalen Freisetzung wären da
schon wünschenswert gewesen. Ganz zu
schweigen von der meist reichlich be-
denklichen Rechtschreibung.
Eines sollten die Freunde der liberalen
Digitalisierung in jedem Fall aber be-
denken. Gewählt wird in Deutschland –
ganz last century – noch immer analog.
Bevor die Wähler ihr Kreuz auf dem
Wahlzettel aus Papier mit einem klassi-
schen Stift machen, werden sie ihre Ent-
scheidung gründlich bedenken. Sollten
sie zumindest. Wie formulierte es der
französische Philosoph René Descartes
doch so schön? „Ich denke, also bin
ich.“ Alexander Weinlein T

VOR 40 JAHREN...

Verhüllter
Reichstag
14.9.1977: Christo präsentiert sein
Projekt in Bonn Sein aktuelles Projekt
heißt „Mastaba“ und soll in der Wüste
von Abu Dhabi entstehen: eine riesige
Skulptur aus Ölfässern. Die ersten Skiz-
zen entstanden 1977. Dass es bis zur
Verwirklichung seiner Ideen oft Jahre
dauert, ist dem Künstler Christo nicht
fremd. Auch sein wohl bekanntestes
Projekt nahm langen Anlauf. Am

14. September 1977 stellte der damals
42-Jährige seinen „Wrapped Reichstag“
im Rheinischen Landesmuseum Bonn
vor. Doch bis das Parlamentsgebäude
verhüllt war, sollte es bis 1995 dauern.
Die Idee stammte schon aus dem Jahr
1971. Ein Freund schickte dem Künstler
damals eine Postkarte des Reichstags.
Christo war von der Symbolik des Ge-
bäudes in Mauernähe begeistert. Begeis-
terung entfachte er 1977 aber nicht bei
allen. Während Berlins Regierender Bür-
germeister Klaus Schütz und Ex-Kanzler
Willy Brandt (beide SPD) das Projekt
unterstützten, lehnte Bundestagspräsi-
dent Karl Carstens (CDU) die Idee ab. Er
fürchtete um den Symbolcharakter des
Reichstags. „Stinksauer“ sei er damals
gewesen, erzählte Christo später. Auch
als Carstens‘ Nachfolger Richard Stück-
len (CSU) sich 1981 gegen die Verhül-
lung aussprach. Einige Jahre fertigte
Christo keine Reichtstags-Skizzen mehr
an – bis Willy Brandt den Künstler und
dessen inzwischen verstorbene Frau
Jeanne-Claude ermuntert habe, ihr Pro-
jekt nicht fallen zu lassen. In einem In-
terview mit der „Hannoverschen Allge-
meinen“ erklärte Christo kürzlich, für
die Verwirklichung des „Wrapped
Reichstag“ habe erst die Mauer fallen
müssen. Benjamin Stahl T

Der Künstler Christo mit dem Reichs-
tagsmodell bei einer Ausstellung 1978
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LESERPOST

Zur Ausgabe 34-36 vom 21. August
2017, »Stadt mit Natur« auf Seite 5:
Frau Hendricks wird mit den Worten zi-
tiert: „Wo Verdichtung Prinzip ist, wird
Freiraum zum knappen Gut“. Durch ei-
nen Beitrag des niederländischen Profes-
sors Brömmelstroet wurde mir dagegen
klar, dass Verdichtung eine wichtige Vor-
bedingung für ein fahrradfreundliches
Stadtumfeld ist. Am Beispiel Amster-
dams schildert Brömmelstroet, dass der
Radverkehr beste Chancen hat, wenn die
durchschnittliche Entfernungen für all-
tägliche Erledigungen einige Kilometer
nicht überschreiten. Außenbezirke sind
zu großflächig, weshalb dort eher das
Auto für tägliche Erledigungen genutzt
wird. Deshalb spielt das Fahrrad in den
USA kaum eine Rolle. Das gilt auch für
viele andere Städte, wo Hochbau „un-

ten“ Platz für eine großflächig dimensio-
nierte Infrastruktur schafft. Der dänische
Architekt Jan Gehl, Vater des Kopenhage-
ner Fahrraderfolges, argumentiert zu-
dem, dass die empfundene Lebensquali-
tät einer Stadt mit ihrer Verdichtung zu-
nimmt. Menschen fühlen sich in klein-
räumigen Strukturen wohler.

Robbert Maris
Kreuzau

Zur Ausgabe 34-36 vom 21. August
2017, »Das Versprechen der Stadt« auf
Seite 1:
Die Analyse der beschleunigten Urbani-
sierung greift zu kurz. Eine Hauptgefahr
ist, dass bei diesem Prozess die Lebens-
qualität im erheblichen Maße verloren
geht. Schließlich gibt es Städte wie etwa
Hamburg, wo eine starke Verdichtung

stattfindet, durch die selbst Hinterhöfe
verschwinden sollen, die bislang von
Kindern zum Spielen benutzt wurden.
Oder auch historisch bedeutsame Orte
wie das alte, noch zum Teil aus der Kai-
serzeit stammende Stadion des Fußball-
klubs Altona 93. Deshalb muss die Poli-
tik bei der Steuerung dieser Entwicklung
sensibler agieren, wobei die Maxime
nicht nur darauf liegen sollte, möglichst
viele neue Wohnungen zu bauen, son-
dern das Gemeinwohl als solches im
Blick zu behalten.

Rasmus Ph. Helt
Hamburg

Zur Ausgabe 32-34, Gastkommentare
zum Ehegattensplitting auf Seite 2:
Keiner der beiden Kommentatoren wür-
digt ein Wort der Altersversorgung des

Partners, der beim Ehegattensplitting das
Einkommen in der höheren Steuerklasse
versteuert. Damit fehlt ein wesentlicher
Aspekt der Betrachtung pro oder contra
Ehegattensplitting. Denn die Rente be-
misst sich am Netto-Einkommen. Ja,
man kann sich auch auf eine gleiche
Steuerklasse einigen, es liegt am „Steuer-
tarif“. Diese Feinheit, auf die Herr Schä-
fers verweist, ist wenig hilfreich, wenn
sich im Steuertarif dann nicht abbildet,
dass die Ehepartner Kinder versorgen.
Hier muss das Steuerrecht angepasst wer-
den. Über das Faktorverfahren, das Herr
Schäfers erwähnt, sollte es mehr Infor-
mationen geben. Es bleibt die schale Er-
kenntnis, dass das Steuerrecht diejenigen
mit dem höheren Einkommen in die
mächtigere Position setzt.
Die wirklich gute Themenausgabe gibt
keinen Hinweis, ob das Elterngeld sich
auf die Bereitschaft auswirkt, ein zweites
oder gar drittes Kind zu bekommen. Das
Elterngeld wird nach dem Einkommen
vor der ersten Niederkunft berechnet.
Wenn die Familie weitere Kinder be-
kommt, gibt es nur das Mindest-Eltern-
geld. Diese Eltern bekommen vom Staat
gezeigt, dass er daran nicht gedacht hat.
Im besten Fall ist das die Deutung. Die
meisten fühlen sich vom Staat im Stich
gelassen und wenden sich von der Poli-
tik ab. Dass das Thema in der Ausgabe
nicht behandelt wird, scheint mir Aus-
druck dieser inzwischen üblichen „Ein-
Kind“-Mentalität zu sein.

Karen Lill
Schifferstadt
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Die nächste Ausgabe von „Das Par-
lament“ erscheint am 18. September.

PERSONALIA

>Fritz Gautier †
Bundestagsabgeordneter 1987-1994,
SPD
Fritz Gautier starb am 10. August im Alter
von 67 Jahren. Der promovierte Chemiker
und Manager in der Energiewirtschaft trat
1973 der Sozialdemokratischen Partei bei.
Er war zeitweise im Bezirksvorstand Braun-
schweig sowie im Landesvorstand Nieder-
sachsen aktiv. Von 1980 bis 1987 gehörte er
dem Europäischen Parlament an. Im Bun-
destag wirkte Gautier im Wirtschaftsaus-
schuss mit.

>Gerhard Heimann †
Bundestagsabgeordneter 1983-1990,
SPD
Am 10. August starb Gerhard Heimann im
Alter von 83 Jahren. Der Jurist und Hoch-
schullehrer aus Berlin, SPD-Mitglied seit
1959, gehörte von 1967 bis 1971 dem dor-
tigen Abgeordnetenhaus an. 1971 wurde er
Staatssekretär in der Senatsverwaltung für
Wissenschaft und Kunst, leitete von 1977
bis 1979 die Senatskanzlei und amtierte
von 1979 bis 1981 als Senator für Bundes-
angelegenheiten. Im Bundestag war Hei-
mann im innerdeutschen Ausschuss tätig.

>Carola von Braun
Bundestagsabgeordnete 1980-1983,
FDP
Carola von Braun wird am 12. September
75 Jahre alt. Die Redakteurin trat 1974 der
FDP bei und stand von 1990 bis 1994 an
der Spitze ihrer Partei in Berlin. Von 1986
bis 1994 gehörte sie dem Bundesvorstand
und von 1991 bis 1994 dem FDP-Präsidium
an. Im Bundestag arbeitete von Braun im
Ausschuss für Bildung und Wissenschaft
mit. Von 1990 bis 1994 gehörte sie dem
Berliner Abgeordnetenhaus an.

>Adolf Roth
Bundestagsabgeordneter 1983-2002,
CDU
Am 15. September vollendet Adolf Roth
sein 80. Lebensjahr. Der Diplom-Volkswirt
und Kaufmann aus Gießen trat 1957 den
Christdemokraten bei und stand von 1975
bis 1996 an der Spitze des CDU-Kreisver-
bandes Vogelsberg. Von 1968 bis 1975 war
er Stadtverordneter in Gießen und gehörte
von 1970 bis 1983 dem hessischen Landtag
an. Roth, von 1993 bis 1998 Mitglied des
Vorstands seiner Bundestagsfraktion, enga-
gierte sich seit 1983 im Haushaltsaus-
schuss, dessen Vorsitz er von 1998 bis 2002
inne hatte.

>Wilfried Lorenz
Bundestagsabgeordneter seit 2013,
CDU
Am 17. September wird Wilfried Lorenz
75 Jahre alt. Der ehemalige Oberstleutnant
und Kaufmann aus Hannover schloss sich
1975 der CDU an und amtierte dort zwölf
Jahre als stellvertretender Kreisvorsitzender
seiner Partei. Von 1986 bis 2016 war er han-
noverscher Stadtverordneter und gehörte
von 1996 bis 2004 der Regionsversamm-
lung Hannover an. Im Bundestag ist Lorenz
im Verteidigungsausschuss tätig.

>Petra Merkel
Bundestagsabgeordnete 2002-2013,
SPD
Petra Merkel vollendet am 18. September
ihr 70. Lebensjahr. Die kaufmännische An-
gestellte aus Berlin wurde 1974 Mitglied
der SPD. Von 1981 bis 1989 gehörte sie der
Bezirksverordnetenversammlung Charlot-
tenburg und von 1989 bis 2001 dem Berli-
ner Abgeordnetenhaus an. Die Direktkandi-
datin des Wahlkreises Charlottenburg-Wil-
mersdorf, seit 2005 Mitglied im Vorstand ih-
rer Bundestagsfraktion, engagierte sich im
Bundestag vorwiegend im Haushaltsaus-
schuss. Von 2009 bis 2013 stand sie als ers-
te Frau an der Spitze des Ausschusses.

>Cornelia Christiane von Teichman
Bundestagsabgeordnete 1990-1994,
FDP
Am 18. September wird Cornelia Christiane
von Teichman 70 Jahre alt. Die Ärztin aus
Hamburg trat 1969 der FDP bei und wurde
1989 in den Landesvorstand der Partei ge-
wählt. Im Bundestag engagierte sie sich im
Auswärtigen Ausschuss sowie im EG-Aus-
schuss.

>Wolfgang Schäuble
Bundestagsabgeordneter seit 1972,
CDU
Am 18. September vollendet Wolfgang
Schäuble sein 75. Lebensjahr. Der promo-
vierte Jurist und Rechtsanwalt aus Offen-
burg trat 1965 der CDU bei. 1990 wurde er
Mitglied des Bundesvorstands und amtierte
von 1998 bis 2000 als CDU-Vorsitzender.
Seit 2000 ist er Mitglied des Präsidiums sei-
ner Partei. Schäubles politische Karriere war
stets eng mit Bundeskanzler Helmut Kohl
verbunden. 1984 berief Kohl ihn zum Bun-
desminister für besondere Aufgaben und
zum Chef des Bundeskanzleramts und über-
trug ihm 1989 das Bundesinnenministeri-
um. Von 1991 bis 2000 stand er an der Spit-
ze der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 2005
übernahm Schäuble abermals das Innenmi-
nisterium und 2009 das Finanzministerium.
Schäuble, der seit 1972 den Wahlkreis Of-
fenburg vertritt, ist seit Gründung der Bun-
desrepublik mit Ausnahme des von 1949 bis
1955 amtierenden Außenministers Konrad
Adenauer der einzige Minister, der noch im
Alter von 75 Jahren im Amt ist. bmh T

ORTSTERMIN: EINGANGSHALLE DES REICHSTAGSGEBÄUDES

»Vor den Erinnerungen nicht wegducken«
Schwarz, Rot, Gold – hinter Glas leuchten die National-
farben an der Wand in der Eingangshalle des Reichstags-
gebäudes. Auf 21 mal drei Metern, monumental, durch
das Glas aber zugleich an die Zerbrechlichkeit eines de-
mokratischen Gemeinwesens erinnernd – so prägt die In-
stallation des Künstlers Gerhard Richter die Eingangshalle
des Parlaments seit 1999. Seit vergangener Woche wird
sie durch ein weiteres Werk des weltbekannten Malers er-
gänzt: den vierteiligen Bilderzyklus „Birkenau“.
Schwarz und Grautöne, unterbrochen von Tiefrot, Dun-
kelgrün und stechendem Weiß hängen der schwarz-rot-
goldenen Komposition nun gegenüber. Düster, beklem-
mend wirken die vier ungegenständlichen Gemälde. Und
diesen Effekt sollen sie haben: Hinter den abstrakten
Farbkompositionen verbergen sich konkrete Gräuel der
deutschen Geschichte. „Birkenau“ ist eine Auseinander-
setzung Richters mit dem nationalsozialistischen Massen-
mord. Ausgangspunkt des Zyklus waren Fotografien, die
ein Häftling im August 1944 im Vernichtungslager Ausch-
witz-Birkenau heimlich aufgenommen hatte. Fotograf
und Abgebildete gehörten zum sogenannten Sonderkom-
mando, einer isolierten Gruppe von Häftlingen, die die

Exekution der anderen Gefangenen vorbereiten und Lei-
chen verbrennen mussten. Anschließend wurden auch sie
ermordet.
Im Jahr 2008 wird eine der historischen Aufnahmen zur
Buchbesprechung von „Bilder trotz allem“ des französi-
schen Kunsthistorikers Georges Didi-Huberman in der
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ abgedruckt. Die Foto-
grafie lässt Richter nicht los. „Wie Gartenarbeiter, die Ab-
fälle verbrennen“, hätten die Häftlinge gewirkt, sagte der
Künstler einmal in einem Interview. „Das stand in so ei-
nem erschreckenden Gegensatz zum tatsächlichen Ge-
schehen.“ Richter liest das Buch, das sich mit den vier Fo-
tografien aus dem größten NS-Vernichtungslager ausei-
nandersetzt. Bald darauf beginnt er mit der Arbeit an dem
Bilderzyklus. Zunächst überträgt er die Fotos auf Lein-
wand. Doch schnell merkt er, dass das Konzept nicht auf-
geht. Es gebe Fotos, die er durchs Abmalen nur zu
schlechten Bildern machen könnte, sagte er dazu vor Jah-
ren. Man könne diese beschreiben, ihnen eine Musik
oder ein abstraktes Bild widmen.
Abkratzen, Übermalen, Bearbeiten mit der Rakel folgen,
bis die vier abstrakten Bilder entstehen. Es handle sich

um „eine sehr konkrete Auseinandersetzung mit einer
sehr konkreten, nicht löschbaren, nicht verdrängbaren
Phase der deutschen Geschichte“, betonte Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert (CDU) bei der Übergabe des
Werks in der vergangenen Woche. Der „Birkenau“-Zyklus
sei Ergebnis eines langen Prozesses der Auseinanderset-
zung mit den großen traumatischen Erfahrungen der
deutschen Geschichte.
Der 1932 in Dresden geborene Richter sucht seit den
1960er Jahren künstlerische Ausdrucksformen für das Er-
innern an Nationalsozialismus und die Opfer des Holo-
causts. Er malte seinen Onkel Rudi in Wehrmachtsuni-
form ebenso wie seine in der „Euthanasie“-Anstalt Groß-
schweidnitz ermordete Tante Marianne. 2014 folgte die
Birkenau-Serie, deren fotografische Reproduktionen nun
im Reichstagsgebäude zu sehen sind. Parlamentspräsident
Lammert kann sich keinen besseren Ort für das Werk vor-
stellen. „Jeder, der jetzt an diesen Platz der deutschen De-
mokratie will, muss hier hindurch – zwischen Birkenau
und Nationalflagge“, sagte er. „Das sind Erinnerungen,
vor denen wir uns nicht wegducken dürfen, sondern die
wir im Bewusstsein behalten müssen.“ Eva Bräth T

Der Künstler Gerhard Richter bei der Übergabe seines Bilderzyklus „Birkenau“ im Reichstagsgebäude © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Prof. Norbert Lammert, CDU, Bundestagspräsident:

Im Deutschen Bundestag
schlägt das Herz der Demokratie

Norbert Lammert (*1948)
Bundestagpräsident

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Verehrte Gäste! Ich be-
grüße Sie alle herzlich zur

letzten Plenarsitzung des Deut-
schen Bundestages in der 18.
Wahlperiode. Für viele Kollegin-
nen und Kollegen – auch für mich
– ist dies zugleich die letzte Sit-
zung als gewählte Abgeordnete
hier im Hohen Haus. Nicht weni-
ge von uns haben in der Zeit ihrer
Zugehörigkeit zum Deutschen
Bundestag mit der Überwindung
der Teilung unseres Landes die
größte, spektakulärste und zu-
gleich friedliche Veränderung in
der jüngeren Geschichte unseres
Landes nicht nur miterlebt, son-
dern auch aktiv mitgestaltet.

Um zu würdigen, was wir heute
längst für selbstver-
ständlich halten,
muss man gele-
gentlich daran erin-
nern, wie es vorher
war. Als ich 1980
zum ersten Mal in
den Deutschen
Bundestag gewählt
wurde, war
Deutschland geteilt
und Europa auch,
in zwei rivalisierenden Militär-
bündnissen organisiert, die sich
bis an die Zähne bewaffnet an ei-
ner durch Mauer und Stachel-
drahtzäune befestigten deutsch-
deutschen Grenze gegenüberstan-
den. Damals, Anfang der 1980er-
Jahre – Bundeskanzler war Hel-
mut Schmidt –, wurde innerhalb
und außerhalb des Parlamentes
leidenschaftlich über den soge-
nannten NATO-Doppelbeschluss
gestritten, den die einen für den

Anfang vom Ende der westlichen
Zivilisation hielten und bekämpf-
ten und die anderen für die Vo-
raussetzung der territorialen Inte-
grität der westlichen Staatenge-
meinschaft.

Unter den Bedingungen des Kal-
ten Krieges und – wie fast alle
glaubten – den damit verbunde-
nen unverrückbaren Verhältnissen
im eigenen Land wie in Europa
haben wir in den 1980er-Jahren
im Deutschen Bundestag vorsich-
tig damit begonnen, dem zu-
nächst in einer ehemaligen Päda-
gogischen Akademie provisorisch
untergebrachten Deutschen Bun-
destag angemessene Arbeitsbedin-
gungen zu verschaffen, und haben
schließlich den Bau eines neuen
Plenarsaales beschlossen, der, als
er fertig war, nicht mehr gebraucht
wurde. Denn inzwischen war die
Mauer in Berlin gefallen und mit
der Mauer zugleich die Verhältnis-
se, die scheinbar ein für alle Mal
in Beton gegossen waren. Wenn
wir, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in diesem Jahr, wie in jedem
Jahr, am 9. November an den Fall
der Mauer 1989 erinnern, dann ist
seitdem so viel Zeit vergangen,
wie die Mauer überhaupt gestan-
den hat: 28 Jahre.

Der Bau wie der Fall der Mauer
waren das Symbol der politischen

Kräfteverhältnisse
in Europa und ihrer
Veränderungen.
Auch der Deutsche
Bundestag hat sich
in dieser Zeit, vor
und nach der Wie-
derherstellung der
deutschen Einheit
und nach dem Um-
zug von Parlament
und Regierung von

Bonn nach Berlin, natürlich im-
mer wieder verändert, sich immer
wieder neu zusammengesetzt;
aber im Wesentlichen arbeitet er
in Berlin ganz genau so, wie es in
Bonn eingeübt worden war. Vieles
hat sich verändert, vieles hat sich
bewährt und ist geblieben.

Der Deutsche Bundestag ist im
Vergleich zu anderen Parlamenten
innerhalb und außerhalb der Eu-
ropäischen Union in seinen ver-
fassungsmäßigen Aufgaben, in sei-

ner Zusammensetzung und in sei-
ner Ausstattung stärker und ein-
flussreicher als die meisten Parla-
mente auf diesem Globus. Für
Minderwertigkeitskomplexe be-
steht kein Anlass. Aber der Deut-
sche Bundestag ist nicht immer so
gut, wie er sein könnte und viel-
leicht auch sein sollte. Dass Parla-
mente Regierungen nicht nur be-
stellen, sondern auch kontrollie-
ren, ist im Allgemeinen unbestrit-
ten; im konkreten parlamentari-
schen Alltag ist der Eifer bei der
zweiten Aufgabe nicht immer so
ausgeprägt wie bei der ersten.

Die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages … sind Vertre-
ter des ganzen Volkes, an Aufträge
und Weisungen nicht gebunden
und nur ihrem Gewissen unter-
worfen.

So steht es im Grundgesetz.
Und ganz genau so ist es auch ge-
meint.

Dass die Regierungsbefragung in
jeder Sitzungswoche des Deut-
schen Bundestages noch immer zu
den Themen stattfindet, die die
Regierung vorgibt und nicht das
Parlament, ist unter den Mindest-
ansprüchen, die ein selbstbewuss-
tes Parlament für sich gelten las-
sen muss. Das wird auch dadurch
nicht völlig ausgeglichen, dass es
inzwischen immerhin gelungen
ist, sicherzustellen, dass leibhafti-
ge Mitglieder der Bundesregierung
an der Regierungsbefragung teil-
nehmen.

Wir haben, liebe Kolleginnen
und Kollegen, in diesem Haus
zweifellos immer wieder herausra-
gende Debatten erlebt; aber bei
selbstkritischer Betrachtung soll-
ten wir einräumen, dass in der Re-
gel hier im Hause immer noch zu
häufig geredet und zu wenig de-
battiert wird.

Wir beraten in jeder Legislatur-
periode einige Hundert Gesetzent-
würfe; ich glaube, eher zu viele als
zu wenige.

Dass wir gelegentlich offensicht-
lich Dringliches vertagen und da-
für weniger Wichtiges für dring-
lich erklären, dazu fällt mir min-
destens ein prominentes Beispiel
ein, das ich jetzt nicht mehr aus-
drücklich vortrage.

Wir haben uns, meine Damen

und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, von der Asylgesetz-
gebung in den 1990er-Jahren über
die Föderalismusreformen bis hin
zum kürzlich verabschiedeten
neuen Länderfinanzausgleich ei-
nen allzu großzügigen Umgang
mit unserer Verfassung angewöhnt
und sie häufiger und immer um-
fangreicher, regelmäßig auch
komplizierter verändert, als es ih-
rem überragenden Rang und dem
Respekt entspricht, den wir dem
Gestaltungsan-
spruch künftiger
Parlamente und ih-
rer Mehrheiten
schulden.

Hier im Deut-
schen Bundestag
schlägt das Herz
der Demokratie,
und hier im Bun-
destag heißt auch
hier im Bundestag,
nicht in der Geheimschutzstelle
des Deutschen Bundestages.

Verlässlich kann und muss es in
dem gemeinsamen, aber nicht im-
mer präsenten Bewusstsein schla-
gen, dass eine vitale Demokratie
nicht daran zu erkennen ist, dass
am Ende Mehrheiten entscheiden,
sondern daran, dass auf dem Weg
bis zur Entscheidung Minderhei-
ten ihre Rechte wahrnehmen kön-
nen.

Dafür zu sorgen, ist die nicht
immer einfache, aber nach mei-
nem Verständnis vornehmste Auf-
gabe des Parlamentspräsidenten.

Umso dankbarer bin ich Ihnen,
liebe Kolleginnen und Kollegen
dieser wie der beiden vorherge-
henden Legislaturperioden, dass
Sie mich gleich dreimal, für insge-
samt zwölf Jahre, in dieses Amt
gewählt haben. Ich habe es gerne,
nach besten Kräften und gelegent-
lich auch mit einem gewissen Ver-
gnügen ausgeübt, und ich empfin-
de es als Privileg meiner Biografie
– neben dem Glück, in einem frei-
en Lande zu leben –, meinem
Land an dieser prominenten Stelle
dienen zu können.

Eine schönere, anspruchsvollere
Aufgabe hätte es für mich nicht
geben können. Deswegen möchte
ich mich bei allen bedanken, die
mich dabei in diesen Jahren be-
gleitet und unterstützt haben: bei
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, bei den Fraktionen, bei den
Parteien, bei den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Bundestags-
verwaltung, den vielen Unsichtba-
ren, ohne die dieses Parlament
nicht so leistungsfähig sein könn-
te, wie es glücklicherweise ist,

bei den Medien für mal diese
und mal andere Berichterstattun-
gen und insbesondere bei den
Wählerinnen und Wählern.

Vieles aus diesen Jahren wird
mir und vermutlich all denen, die
dabei gewesen sind, ganz gewiss
in Erinnerung bleiben: die erste
Rede eines deutschen Papstes vor
einem gewählten deutschen Parla-
ment, die denkwürdige gemeinsa-
me Sitzung des Deutschen Bun-
destages mit der französischen

Nationalversamm-
lung hier im Reichs-
tagsgebäude aus An-
lass des 50. Jahresta-
ges des Élysée-Ver-
trages – damals
konnte man gewis-
sermaßen besichti-
gen, wie nahe wir
uns inzwischen sind
und wie gründlich
sich dieses Europa

verändert hat –, die großen An-
sprachen zum Beispiel des israeli-
schen Staatspräsidenten Schimon
Peres oder des damaligen polni-
schen Staatspräsidenten Bronislaw
Komorowski zur Erinnerung an
traumatische Ereignisse unserer
gemeinsamen Geschichte, aber
auch die Auftritte von Navid Ker-
mani und Wolf Biermann zum
Geburtstag des Grundgesetzes und
zum Jahrestag des Mauerfalls, die
sich jeweils auf ihre Weise von
dem bei solchen Gelegenheiten
im Hohen Haus Erwarteten und
Üblichen deutlich unterschieden.

Und dass mal den einen dies
und mal den anderen jenes nicht
nur gefallen hat, das war zugege-
benermaßen eingepreist.

Ich weiß nicht, ob es kühn ist,
nach dem Dank zum Schluss
noch eine Bitte vorzutragen – oder
am liebsten gleich zwei.

Zunächst an die Mitglieder des
nächsten und künftiger Bundesta-
ge: Bewahren Sie sich bitte, wenn
eben möglich, die nach den Ab-
stürzen unserer Geschichte müh-
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Eine schönere,
anspruchsvollere

Aufgabe
hätte es für mich

nicht geben
können.

Die Demokratie
steht und fällt
mit dem En-

gagement ihrer
Bürgerinnen und

Bürger.
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sam errungene Fähigkeit und Be-
reitschaft, über den Wettbewerb
der Parteien und Gruppen hinweg
den Konsens der Demokraten ge-
gen Fanatiker und Fundamentalis-
ten für noch wichtiger zu halten.

Ich habe in den vergangenen
Jahren viele, viele Parlamente ken-
nengelernt und erlebt, und wenn
ich auf irgendetwas tatsächlich
stolz bin, dann darauf, dass dieses
Parlament, mehr als irgendein an-
deres, das ich je erlebt habe, bereit
und in der Lage ist, wenn es wirk-
lich wichtig ist, das gemeinsame

Suchen und Vertreten gemeinsa-
mer Lösungen für noch wichtiger
zu halten als den üblichen
Konkurrenzreflex.Es muss auch in
Zukunft möglich sein, bei den
ganz großen Problemen und
Streitfragen, die polarisieren und
das Land zu spalten drohen,
Mehrheiten in diesem Parlament
zu suchen und zu finden, die grö-
ßer oder anders sind als die Mehr-
heiten, über die eine jeweilige Ko-
alition ohnehin verfügt.

Dann habe ich eine Bitte an die
Wählerinnen und Wähler: Neh-

men Sie bitte das Königsrecht aller
Demokraten, in regelmäßigen Ab-
ständen selbst darüber befinden
zu können, von wem sie regiert
werden wollen, so ernst, wie es ist.

Das ist für uns heute scheinbar
eine Selbstverständlichkeit; aber
dieser Zustand ist, wie wir alle
wissen, weder der Normalzustand
der deutschen Geschichte, noch ist
es die Regel für die ganz große
Mehrheit der heute auf diesem
Globus lebenden Menschen. Viele
Millionen Menschen in aller Welt
beneiden uns um die Einfluss-

möglichkeiten, die wir haben und
die ihnen vorenthalten sind.

Autoritäre Regime brauchen
kein bürgerschaftliches Engage-
ment. Sie mögen es nicht, sie be-
hindern es, und wenn es nicht an-
ders geht, verbieten sie es. Die De-
mokratie braucht es.

Und wir wissen aus noch nicht
ganz so lange zurückliegenden
Phasen der deutschen Geschichte,
dass auch Demokratien ausbluten
können, dass sie ihre innere Kraft
verlieren, wenn sie die Unterstüt-
zung der Menschen verlieren, für

die es sie gibt. Die Demokratie
steht und fällt mit dem Engage-
ment ihrer Bürgerinnen und Bür-
ger. Das ist die wichtigste Lektion,
die ich in meinem politischen Le-
ben gelernt habe, und dieser Ein-
sicht und dieser Verantwortung
werde ich verpflichtet bleiben. In
diesem Sinne bleiben wir ganz si-
cher miteinander verbunden.

Herzlichen Dank.

(Langanhaltender Beifall im ganzen

Hause – Die Anwesenden erheben

sich)

Debatte zur Situation in Deutschland / 245. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 5. September 2017

Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Wir wollen nicht im
Technikmuseum enden

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Gestatten Sie, lieber Herr
Präsident, dass ich Ihnen
zu Beginn im Namen der

Bundesregierung meinen herzli-
chen Dank übermittle; das ist mit
dem Vizekanzler abgestimmt.
Wir haben Ihre Arbeit immer ge-
schätzt. Wenn nötig, haben Sie
uns den im Grundgesetz festgeleg-
ten Platz zugewiesen, und wir ha-
ben nach bestem Wissen und Ge-
wissen versucht, uns daran zu hal-
ten.

Ich erinnere mich in den letzten
drei Legislaturperioden an drama-
tische Situationen, etwa in der
weltweiten Finanzkrise, in der
Euro-Krise und in der Flüchtlings-
krise, als viele Flüchtlinge zu uns
kamen. In diesen Krisen ist es Re-
gierung und Parlament trotz gro-
ßer Zeitnot und trotz drängends-
ter Entscheidungen immer gelun-
gen, in einem guten Einverneh-
men und bei einer schrittweisen
Stärkung der Rolle des Parlaments
Lösungen zu finden, die, glaube
ich, für uns als Bundesrepublik
Deutschland richtig und gut wa-
ren, aber auch Lösungen zu fin-
den, die uns als verlässlichen Part-

ner in Europa und in der Welt dar-
gestellt haben. Dafür möchte ich
von Herzen danken.

Für mich war eine der emotio-
nalsten Situationen, als wir vor
kurzem über den Bund-Länder-Fi-
nanzausgleich abgestimmt haben;
im Gegensatz zum heutigen Tag
war auch die Bundesratsbank gut
besetzt. Das waren wirklich
schwierigste Verhandlungen, in
denen es um die Fragen ging: Wel-
che Rolle spielt der Bund? Welche
Rolle spielen die Länder? Dass
dies trotz aller Kontroversen in ei-
ner so guten Atmosphäre verhan-
delt werden konnte, spricht für
unser Land. Daran haben Sie, lie-
ber Herr Lammert, lieber Norbert,
einen ganz entscheidenden Anteil.
Danke dafür!

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, meine Damen und Herren,
wir haben in den letzten vier Jah-
ren vieles erreicht. Unbestritten
geht es Deutschland in vielen Be-
reichen gut. Aber wir dürfen uns
auf diesen Erfolgen keinesfalls
ausruhen.

Ich bin der tiefen Überzeugung,
dass wir an der Schwelle zu einer
neuen Entwicklungsetappe stehen.
Wir müssen jetzt die Vorausset-
zungen dafür schaffen, dass
Deutschland auch in 10 oder 15
Jahren wirtschaftlich erfolgreich
und sozial gerecht ist und noch
mehr Menschen eine gute und si-
chere Arbeit haben.

Wir haben eben den Blick auf
die Zeit der deutschen Einheit zu-
rückschweifen lassen. Seitdem
sind 27 Jahre vergangen. Deutsch-
land hatte Anfang der 90er-Jahre
die Kraft, die deutsche Einheit gut
zu bewältigen. Ein Jahrzehnt spä-
ter waren wir der kranke Mann

Europas. Es ist uns dann gelungen
– ganz wesentlich mit der Agenda
2010, die wir von CDU/CSU im-
mer unterstützt haben –, wieder
die Kraft zu finden, aufzuholen.
Wir sind heute Wachstumsmotor.
Wir sind heute ein Land mit der
höchsten Beschäftigungsquote, die
wir jemals hatten, und in Europa
erfahren wir dafür sehr viel Aner-
kennung.

Aber ich habe das Gefühl, dass
wir wieder an einer Schwelle zu ei-
ner neuen Etappe stehen. Diese
hat ganz wesentlich mit dem Trei-
ber unserer heuti-
gen Entwicklung zu
tun: mit dem digi-
talen Fortschritt.

Das, was wir zur-
zeit in der Automo-
bilindustrie erle-
ben, zeigt – wie in
einem Brennglas –
die Summe der
neuen Herausfor-
derungen. Die Automobilindus-
trie ist eine der Säulen des deut-
schen wirtschaftlichen Erfolgs. Die
deutsche Automobilindustrie ist
weltweit anerkannt. Die Produkte
der deutschen Automobilindustrie
verkörpern das, was weltweit unter
„Made in Germany“ verstanden
wird. In der Automobilindustrie
haben im Übrigen 800 000 Men-
schen und mehr ihren Arbeits-
platz. Diese Menschen haben sich
nichts zuschulden kommen las-
sen; sie haben gut, sehr gut oder
gar hervorragend gearbeitet. Aber
sie sind jetzt in der Gefahr, dass
das, was an Vertrauensverlust
durch die Führung von Automo-
bilkonzernen entstanden ist, auf
sie zurückschlägt.

Wir haben hier eine gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe, Fehler
beim Namen zu nennen, aber
auch gleichzeitig die Zukunft der
deutschen Automobilindustrie si-
chern zu helfen.

Deshalb müssen wir dafür Sorge
tragen – durch vernünftige Rah-
menbedingungen, wie wir das
auch mit der Industrie 4.0 in un-
serer Digitalen Agenda getan ha-
ben –, dass die Voraussetzungen
für den Übergang der Produktion
in ein digitales Zeitalter geschaffen
werden, in dem nicht nur die
Menschen durch Smartphones
vernetzt sind, sondern in dem alle
Gegenstände miteinander vernetzt
werden – das ist das Internet der
Dinge –, damit die Produktion
auch weiter erfolgreich erfolgen
kann.

Wir werden noch auf Jahre und
Jahrzehnte Verbrennungsmotoren
brauchen, und trotzdem werden

wir gleichzeitig den
Weg in eine neue
Mobilität mit neu-
en Antrieben gehen
müssen. Wir von
der Christlich-De-
mokratischen Uni-
on und von der
CSU sagen:

Wir arbeiten
nicht mit Verboten,

sondern wir wollen solche Über-
gänge vernünftig ermöglichen, mit
Blick auf die Beschäftigten und
auf den technologischen Wandel.

Ich bin überzeugt, dass dies
auch der Ansatz der gesamten
Bundesregierung ist.

Meine Damen und Herren, wir
haben gestern seitens der Bundes-
regierung ein Gespräch mit den
Kommunen gehabt, die unter
Grenzwertüberschreitungen leiden
und die von Fahrverboten bedroht
sind. Ich sage ausdrücklich für die
ganze Regierung: Wir werden alle
Kraft darauf lenken, dass es zu sol-
chen Verboten nicht kommt.

Wir müssen den Menschen, die
sich im Übrigen im guten Glau-
ben und von uns auch ermuntert
Dieselautos gekauft haben, die

Möglichkeit geben, dass sie diese
Autos auch nutzen können. Im
Übrigen ist es so, dass wir den
Kauf von Dieselautos – davon gibt
es etwa 15 Millionen in Deutsch-
land – deshalb empfohlen haben,
weil dadurch CO2-Emissionen
eingespart wurden. Gegen den
Diesel vorzugehen, bedeutet glei-
chermaßen auch, gegen die
CO2-Ziele, die wir uns gesetzt ha-
ben, vorzugehen. Und das darf
nicht passieren.

Deshalb brauchen wir saubere
Dieselautos, und wir brauchen
den Übergang zu einer modernen
Mobilität.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das macht nicht wieder gut,
dass in der Automobilindustrie
unverzeihliche Fehler vorgefallen
sind. Deshalb können wir auch
nicht einfach zur Tagesordnung
übergehen. Aber das berechtigt
uns nicht, sozusagen die gesamte
Branche ihrer Zukunft zu berau-
ben.

Jetzt geht es darum, mit Maß
und Mitte die richtigen Wege zu
finden. Und dafür steht diese Bun-
desregierung, meine Damen und
Herren, mit Blick auf die Beschäf-
tigten und die Wirtschaftskraft
Deutschlands.

Beim Thema Auto zeigen sich
die großen Herausforderungen,
denen wir entgegensehen. Ich
nenne stichwortartig nur die Be-
reiche „autonomes Fahren“ und
„neue Antriebe“, die wir technolo-
gieoffen fördern sollten. Gleich-
zeitig gibt es große Herausforde-
rungen hinsichtlich des Klima-
schutzes.

Wir werden dies alles natürlich
auch mit Blick auf das Pariser Kli-
maschutzabkommen vom Dezem-
ber 2015 umzusetzen haben. Des-
halb hat die Bundesregierung ei-
nen Klimaschutzplan vorgelegt. Es
ist schon absehbar, dass in der
nächsten Legislaturperiode, gleich
im Jahre 2018, dieser Klima-
schutzplan spezifiziert werden
muss. Wieder wollen wir das nicht
gegen die Betroffenen machen,
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sondern im Gespräch mit den Be-
troffenen. Wenn wir zum Beispiel
über Braunkohlegebiete sprechen
und den Ausstieg fordern, ohne
den Menschen in irgendeiner Wei-
se eine Perspektive zu geben, dann
fördert das nicht die Bereitschaft,
sich für den Klimaschutz einzuset-
zen, sondern verhindert sie. Des-
halb sind wir dafür, mit den Be-
troffenen Alternativen zu erarbei-
ten und erst dann Entscheidungen
zu treffen. Ich finde, das sind wir
den Menschen schuldig. So haben
wir es im Übrigen auch bei der
Steinkohle gemacht, um es einmal
ganz klar zu sagen.

Wir haben mit der Digitalen
Agenda vieles vorangebracht. Wir
werden in der nächsten Legislatur-
periode da ansetzen müssen und
manches noch beschleunigen und
straffen müssen. Wir sind nicht in
allen Bereichen Spitze weltweit,
was den digitalen Fortschritt und
die Einführung entsprechender
Maßnahmen anbelangt. Wir ha-
ben im Bereich der Wirtschaft vie-
les erreicht, insbesondere bei den
großen Unternehmen. Die Bun-
desregierung hat mittelständi-
schen Unternehmen viel Hilfestel-
lung gegeben. Sie hat in dieser Le-
gislaturperiode die Start-ups geför-
dert, sodass wir sagen können:
Wir stehen deutlich besser da als
vor vier Jahren. Aber die Welt
schläft nicht. Die Welt entwickelt
sich in rasantem Tempo. Deshalb
wird es notwendig sein, hier wei-
terzuarbeiten. Wir haben früher
das MP3-Format erfunden. Wir
haben den ersten Computer ge-
baut. Aber wir wollen als Deutsch-
land nicht im Technikmuseum en-
den, sondern wir wollen vorne da-
bei sein, wenn es um die Entwick-
lung neuer Güter und neuer Pro-
duktionsmöglichkeiten geht. Da
haben wir viel zu tun.

Das bedeutet auch, dass wir sei-
tens des Staates und seitens der
Verwaltung vorangehen müssen.
Ich bin sehr dankbar, dass es im
Rahmen der Verhandlungen zu
den Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen möglich war, sich zu eini-
gen und das Grundgesetz so zu
ändern, dass Bund, Länder und
Kommunen ein gemeinsames Bür-
gerportal erarbeiten werden. Die
gesetzlichen Voraussetzungen, um
das umzusetzen, sind von der
Bundesregierung geschaffen wor-
den. Wir haben uns einen Zeit-
raum von fünf Jahren vorgenom-
men, in dem wir das erreichen
wollen. Wenn es zum Ende der
nächsten Legislaturperiode ge-
schafft ist, wäre es noch besser.
Die Bürgerinnen und Bürger müs-
sen spüren, dass auch ihre Bezie-
hung zum Staat endlich dem digi-
talen Fortschritt entspricht. Da ha-
ben wir gemeinsam noch sehr viel
vor uns.

Wenn wir Hochtechnologieland
bleiben wollen, haben wir die
Aufgabe, Forschung und Entwick-

lung weiter zu fördern. Die euro-
päischen Staaten haben sich noch
in der Zeit von Bundeskanzler
Schröder im Jahr 2000 vorgenom-
men, dass jedes europäische Land
3 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts für Forschung und Entwick-
lung ausgibt.

Wir freuen uns, dass wir 17 Jah-
re später dies erreicht haben und
eines der wenigen Länder in der
Europäischen Union sind, die das
geschafft haben. Allerdings müs-
sen wir auch zur Kenntnis neh-
men, dass es skandinavische Län-
der gibt, die bereits 3,5 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts für
Forschung und Entwicklung aus-
geben, genauso wie Südkorea und
Israel. Deshalb dürfen wir uns
auch hier nicht ausruhen, sondern
müssen das weiterentwickeln.

In diesem Zusammenhang ist
zu erwähnen, dass der Bund – die
Bundesregierung
und das Parlament
haben dem zuge-
stimmt – die
BAföG-Zahlungen
voll übernimmt.

Hier haben wir
viel Wert darauf ge-
legt, dass möglichst
alle Länder die frei-
werdenden Mittel
anschließend wieder für Bildung
in den Hochschulen eingesetzt ha-
ben. Da waren wir nicht vollstän-
dig erfolgreich. Aber für die uni-
onsregierten Länder kann ich sa-
gen: Da hat es so stattgefunden,
und darauf sind wir stolz.

Meine Damen und Herren, wir
haben durch gute Wirtschaftspoli-
tik, auch durch die Tatsache, dass
wir vier Jahre lang keine Schulden
gemacht haben, zeigen können,
dass solide Haushaltspolitik und
Wirtschaftswachstum Hand in
Hand gehen können, dass da-
durch nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum entstehen kann. Die
letzten vier Jahre sind dadurch ge-
kennzeichnet, dass der Wachs-
tumsmotor in Deutschland nicht
mehr der Export ist, sondern der
Binnenkonsum. Das sieht man
auch an den Lohnsteigerungen.

Ich glaube, darüber freuen sich
viele Menschen in unserem Land.

Meine Damen und Herren, die
vernetzte Welt, die sich im digita-
len Fortschritt zeigt, spiegelt sich
natürlich auch in der Außenpoli-
tik wider. Die Grenzen von Wirt-
schafts-, Finanz-, Handels- und Si-
cherheitspolitik verschwimmen
immer mehr; das sehen wir an
vielen Krisenherden dieser Welt.
Deshalb beschäftigt uns im Au-
genblick leider natürlich in ganz
besonderer Weise die Situation im
asiatischen Raum, wo die Nukle-
artests Nordkoreas eine flagrante
Verletzung aller internationalen
Gegebenheiten sind. Es ist richtig,
dass der UN-Sicherheitsrat klare
Positionen bezieht. Ich sage aus-
drücklich, auch im Namen der

ganzen Bundesregierung: Hier
kann es nur eine friedliche diplo-
matische Lösung geben, für die
wir allerdings mit allen Kräften
eintreten müssen.

Deshalb, meine Damen und
Herren, habe ich am Sonntag mit
dem französischen Präsidenten te-
lefoniert. Der Bundesaußenminis-
ter ist im Kontakt mit seinem Kol-
legen. Es wird am Wochenende
ein Außenministertreffen in Gym-
nich geben, wo wir über weitere
Sanktionen von europäischer Seite
gegenüber Nordkorea beraten
werden; das ist auch dringend er-
forderlich. Ich habe darüber ges-
tern mit dem südkoreanischen
Präsidenten und auch mit dem
amerikanischen Präsidenten Do-
nald Trump gesprochen. Beide un-
terstützen diese europäischen Be-
mühungen außerordentlich. Die
Tatsache, dass Nordkorea eine ge-

wisse Entfernung zu
uns hat, sollte uns
nicht davon abhal-
ten, mit aller Ent-
schiedenheit hier
für eine diplomati-
sche Lösung einzu-
treten. Europa hat
eine wichtige Stim-
me in der Welt und
muss diese Stimme

in dieser Situation nutzen.
Meine Damen und Herren, uns

beschäftigt aus traurigem Anlass –
zwölf deutsche Staatsbürger befin-
den sich aus politischen Gründen
in der Türkei in Haft – die Ent-
wicklung in der Türkei in ganz be-
sonderer Weise. Diese Entwick-
lung ist mehr als besorgniserre-
gend. Die Türkei verlässt immer
mehr den Weg der Rechtsstaatlich-
keit, und das zum Teil in einem
sehr schnellen Tempo. Wir haben
die Aufgabe – das Auswärtige Amt
und wir alle tun alles dafür –, die
deutschen Staatsbürger freizube-
kommen.

Ich will exemplarisch Frau Tolu
nennen, die mit einem zweijähri-
gen Kind im Gefängnis sitzt; auch
ihr Mann befindet sich in Unter-
suchungshaft. Ich kann genauso

Deniz Yücel und Herrn Steudtner
und andere nennen. Erstens soll-
ten wir niemanden von ihnen ver-
gessen. Zweitens sollten wir allen
die bestmögliche Betreuung zu-
kommen lassen. Drittens sollten
wir auf allen Ebenen alles in unse-
rer Macht Stehende versuchen –
und zwar Tag für Tag –, um diese
Menschen, die nach unserer Über-
zeugung unschuldig in Untersu-
chungshaft sitzen, freizubekom-
men. Ich glaube, das ist unser aller
Anliegen.

Dieser Umgang mit deutschen
Staatsbürgern, aber auch die Ge-
samtsituation in der Türkei veran-
lassen uns natürlich, darüber
nachzudenken, wie wir die Bezie-
hungen zur Türkei neu ordnen.
Die Bundesregierung hat erste
Schritte unternommen; das hat
der Bundesaußenminister anläss-
lich der Verhaftung von Herrn
Steudtner ausführlich dargelegt.
Wir haben die estnische Präsident-
schaft gebeten, in den nächsten
Monaten, solange die Situation so
ist, keinerlei Verhandlungen über
eine Erweiterung der Zollunion
auf die Tagesordnung zu setzen;
das schließt sich aus. Wir werden
auch über die zukünftigen Bezie-
hungen zur Türkei beraten – ich
werde dazu vorschlagen, dass das
im Oktober auf dem Europäi-
schen Rat stattfindet –, einge-
schlossen auch die Frage, die Ver-
handlungen zu suspendieren oder
zu beenden. Hierzu braucht man
Mehrheiten in Europa. Dies ist ein
Vorgang, der natürlich entschie-
den, aber auch wohlbedacht
durchgeführt werden sollte.

Die Beziehungen zur Türkei
sind strategischer Natur. Wenige
Tage bevor ich Bundeskanzlerin
wurde, am 3./4. Oktober 2005,
sind durch meinen Vorgänger Ger-
hard Schröder die Beitrittsver-
handlungen mit der Türkei aufge-
nommen worden. Dem ging ein
langer Diskussionsprozess voraus;
die Grundentscheidung war schon
Ende 2004 gefallen. Wir von der
Unionsfraktion waren immer
skeptisch oder dagegen, diese Bei-

trittsverhandlungen aufzuneh-
men.

Ich habe dennoch im Sinne ei-
ner großen außenpolitischen Kon-
tinuität – pacta sunt servanda –
immer diese Verhandlungen ge-
führt. Wir haben Kapitel eröffnet.
Wir haben seit langem keine Kapi-
tel mehr geschlossen. Die Bezie-
hungen zur Türkei sind von gro-
ßer Bedeutung.

Deshalb werde ich mich dafür
einsetzen, dass wir entschieden
vorgehen, dass wir aber mit unse-
ren europäischen Partnern vorge-
hen und darüber sprechen; denn
nichts wäre erstaunlicher, als
wenn wir uns in Europa über die
Frage des zukünftigen Umgangs
mit der Türkei vor den Augen des
Präsidenten Erdogan öffentlich
zerstreiten. Das würde Europas
Position dramatisch schwächen.
Davon kann ich uns nur abraten.

Die gleiche Entschiedenheit, die
wir im Umgang mit der türki-
schen Regierung, mit dem Präsi-
denten haben, müssen wir auch
haben, wenn es darum geht, den
Blick auf die vielen zu haben, die
in der Türkei mit der augenblickli-
chen politischen Entwicklung
nicht zufrieden sind. Wir müssen
den Blick auch auf die vielen tür-
kischstämmigen Bürgerinnen und
Bürger der Bundesrepublik
Deutschland haben, weil es unsere
Bürgerinnen und Bürger sind,
auch auf diejenigen, die mit türki-
scher Staatsbürgerschaft seit lan-
gem hier leben. Sie tragen zum
Wohlstand unseres Landes bei.
Wir dürfen sie nicht vor den Kopf
stoßen. Wir müssen auch mit ih-
nen das Gespräch über die weite-
ren Entwicklungen führen; denn
sie sind Teil unseres Landes, und
das sollten wir ihnen auch deut-
lich machen. Insofern ist es eine
sehr verantwortungsvolle Aufgabe,
die vor uns liegt und der wir uns
natürlich stellen werden.

Meine Damen und Herren, ein
Weiteres, in dem sich auch wieder

Fortsetzung auf nächster Seite
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symbolhaft die Situation, die glo-
balen Herausforderungen spie-
geln, das ist die Lage der Flücht-
linge weltweit. Hier haben wir vie-
les unternommen. Ich will darauf
heute im Einzelfall nicht einge-
hen, will allerdings sagen, dass
mir die Partnerschaft mit Afrika
besonders wichtig ist. Wir haben
jüngst mit dem italienischen und
dem spanischen Premierminister
sowie dem französischen Präsi-
denten über die Partnerschaft mit
der Einheitsregierung in Libyen,
über die Partnerschaft mit Niger,
über die Zusammenarbeit mit
Tschad und anderen afrikanischen
Ländern gesprochen.

Ich habe nicht behauptet, dass
es sich um eine Demokratie nach
unserem Vorbild handelt. Trotz-
dem müssen wir mit diesen Län-
dern reden.

Es hat keinen Sinn, zu glauben,
dass durch simple Verurteilung im
Deutschen Bundestag die Welt
sich zum Besseren ändert, sondern
wir müssen Menschen im Blick
haben:

Menschen, die durch die Sahara
fliehen, Menschen, die durch Ni-
ger gehen, Menschen, die nach Li-
byen kommen. All diese Länder
sind sicherlich nicht Demokra-
tien, wie wir sie uns vorstellen,
und trotzdem müssen wir mit die-
sen Ländern reden und Partner-

schaft mit ihnen aufbauen.
Meine Damen und Herren, wir

werden am Jahresende einen EU-
Afrika-Gipfel haben, und auf die-
sem EU-Afrika-Gipfel werden die
Weichen für mehr fairen Handel
mit Afrika und für mehr wirt-
schaftliche Entwicklung in Afrika
gestellt werden müssen – so wie
Wolfgang Schäuble das mit sei-
nem Compact with Africa im Rah-
men der G-20-Präsidentschaft vor-
geschlagen hat; darauf zielen auch
viele Initiativen der Wirtschaftsmi-
nisterin und anderer Minister, die
von uns eingeleitet wurden. Inso-
fern gibt es in der gesamten Bun-
desregierung eine sehr vernetzte
Zusammenarbeit, um diesen afri-
kanischen Ländern zu helfen.

Meine Damen und Herren,
wenn es um Sicherheit in der Welt
geht, dann spielt natürlich auch
das Thema Verteidigung eine Rol-
le. Wir hatten hierzu heute Mor-
gen ja schon eine bemerkenswerte
Diskussion. Deshalb möchte ich
dazu auch etwas sagen.

Im Jahre 2002 hat die NATO be-
schlossen, dass neue Mitgliedstaa-
ten nur dann in die NATO aufge-
nommen werden, wenn sie sich
vorher verpflichten, bereits im Zu-
ge des Membership Action Plans,
also vor dem eigentlichen Beitritt,
2 Prozent ihres Budgets für die
Verteidigung auszugeben. Dies

blieb natürlich nicht ohne Folgen
für die Diskussion über die Höhe
der Verteidigungsausgaben der be-
reits langjährig der NATO angehö-
renden Mitgliedstaaten. Deshalb
haben die Verteidigungsminister
2006 diesen Beschluss wiederholt,
deshalb spielt es seitdem eine zen-
trale Rolle. Und in der gesamten
Amtszeit des amerikanischen Prä-
sidenten Barack Obama gab es ein
immer wiederkehrendes Thema,
und das hieß: Ihr Deutsche könnt
nicht davon ausgehen, dass auf
Dauer andere für euch ein Stück
Sicherheit schaffen, ohne dass ihr
den Anstrengungen, zu denen wir
uns gemeinsam verpflichtet ha-
ben, folgt.

Daraufhin hat man sich dann in
Wales – auch sehr stark unter dem
Eindruck des Ukraine-Konflikts –
entschieden, zu sagen – und diese
Position hat die Bundesregierung
gemeinsam getragen –: Auch die
Länder, die das 2-Prozent-Ziel
heute noch nicht einhalten – die
neuen Mitgliedstaaten tun das ja
weitestgehend –, sollen den Richt-
wert 2 Prozent in Betracht ziehen
und sollen sich deshalb bis 2024
in Richtung von Verteidigungsaus-
gaben in Höhe von 2 Prozent des
Budgets entwickeln.

Dieses wiederum spiegelt sich
wider in dem Weißbuch, das von
der gesamten Bundesregierung

verabschiedet wurde, und zwar im
Juli 2016. Das sind alles Beschlüs-
se, die vor der Wahl in den USA
gefasst wurden, in der Donald
Trump zum Präsidenten der Verei-
nigten Staaten von Amerika ge-
wählt wurde.

Meine Damen und Herren, wir
haben dann moderate Erhöhun-
gen des Verteidigungsetats vorge-
nommen, regelmäßig begleitet
von Kommentaren unserer Vertei-
digungsexperten sowohl aus der
Fraktion der CDU/CSU als auch
aus der Fraktion der SPD, dass
dies dringendst notwendige Erhö-
hungen seien, allerdings immer
noch nicht ausreichende Erhö-
hungen, weil uns alleine schon
die Ausrüstung der Bundeswehr in
vielerlei Hinsicht fordert. Da rede
ich noch gar nicht über Blauhelm-
einsätze und Hilfe für andere Län-
der, zum Beispiel bei der Ausrüs-
tung und beim Training von Sol-
datinnen und Soldaten.

Dann habe ich zu meiner Nicht-
Freude gehört, dass dieses Ziel
nicht mehr akzeptiert wird. Dann
habe ich, diesmal zu meiner Freu-
de, gehört, dass der Kanzlerkandi-
dat der Sozialdemokratischen Par-
tei sich bei seinen Experten für
Verteidigung Rat gesucht hat, zum
Beispiel bei Rainer Arnold, und
dass der ihm empfohlen hat, dass
man pro Jahr 3 bis 5 Milliarden

Euro mehr für die Bundeswehr
einsetzen sollte. Da habe ich mei-
ne mathematischen Fähigkeiten
zusammengenommen und habe
mir gedacht: Wenn es 3 Milliarden
sind, bewegen wir uns schnell in
Richtung 2-Prozent-Ziel. Wenn es
5 Milliarden sind, haben wir das
2-Prozent-Ziel wahrscheinlich
2024 erreicht. – Also: kein Pro-
blem, kein Dissens. Ich bin froh
und hoffe, dass das Wort des
Kanzlerkandidaten Martin Schulz
gilt.

Um die Quelle zu nennen, Herr
Heil: Es war beim Forum von
Deutschlandfunk und Phoenix. –
Da wurde darüber hinaus noch
behauptet, ich wolle 30 Milliar-
den Euro mehr einsetzen, was von
einem Jahr aufs andere ergeben
hätte, dass wir das 2-Prozent-Ziel
erfüllt hätten, was ja nun – – Nur,
damit alles klar ist.

Wir haben eine Menge Unter-
schiede; das ist überhaupt keine
Frage. Diese zeigen sich auch in
den Regierungsprogrammen; das
ist auch keine Frage. Aber das, was
wir geschafft haben, sollten wir
den Menschen schon sagen. Und
damit schließe ich.

Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Langanhaltender Beifall bei der

CDU/CSU)

Dr. Sahra Wagenknecht, DIE LINKE:

Zukunftssorgen der Bürger
sind erheblich gestiegen

Sahra Wagenknecht (*1969)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Lieber Herr Dr. Lammert, als
Erstes möchte ich Ihnen, na-
türlich auch im Namen mei-

ner Fraktion, unsere Anerkennung
und unseren Dank für Ihre faire
Amtsführung aussprechen. Wir
wünschen Ihnen für Ihre Zukunft
alles Gute.

Der französische Präsident Ma-
cron ist bekanntlich mit der Bewe-
gung La République en Marche an
die Macht gekommen. Wenn Sie,
Frau Bundeskanzlerin, eine Wahl-
plattform gründen würden, müss-
te die wohl eher „La République

en transe“ heißen. Wer in Trance
ist, der nimmt bekanntlich die
Realität nur noch sehr einge-
schränkt wahr, und der neigt ab
und an zu anlassloser Euphorie.

Einlullend, inhaltsleer, demobi-
lisierend – so beschreiben viele
Journalisten Ihren Wahlkampf,
Frau Bundeskanzlerin. Dass Sie in
einer Zeit, in der auch im reichen
Deutschland unzählige ungelöste
Probleme den Wohlstand der Bür-
gerinnen und Bürger bedrohen, in
einer Zeit großer weltpolitischer
Gefahren versuchen, mit einem
Schönwetter-Wohlfühl-Wahl-
kampf eine demokratische Debat-
te über die Lösung dieser Proble-
me von vornherein zu verhindern,
das finden wir – ich glaube, nicht
nur wir – wirklich empörend.

Sie erzählen den Leuten,
Deutschland ginge es so gut wie
nie zuvor.

Wer aus der Trance aufwacht,
der stellt fest: Nach den Zahlen
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung haben heute sage
und schreibe 40 Prozent der Be-
völkerung in Deutschland weniger
Einkommen als Ende der 90er-

Jahre. Gehört für Sie fast die Hälf-
te der Bevölkerung nicht zu
Deutschland? Was ist denn das für
eine Anmaßung!

Da plakatiert die Union allen
Ernstes: „Für gute Arbeit und gute
Löhne.“ Ja, es gibt in Deutschland
viele erfolgreiche Unternehmen.
Es gibt hochqualifizierte Arbeits-
kräfte, und es gibt zum Glück
auch viele gut bezahlte Arbeits-
plätze; aber das war
früher auch schon
so. Neu ist, dass
selbst im Wirt-
schaftsboom immer
mehr ungesicherte,
schlecht bezahlte
Jobs entstanden
sind und dass sich
inzwischen sogar
die Bundesbank an-
gesichts der schwa-
chen Lohnentwicklung in
Deutschland Sorgen macht. Neu
ist, dass sich der Anteil derer, die
trotz Arbeit ein Einkommen un-
terhalb der Armutsschwelle bezie-
hen, in den letzten zehn Jahren –
also genau in Ihrer Amtszeit, Frau
Merkel – mehr als verdoppelt hat.

Ich finde, mit so einer Bilanz „Für
gute Arbeit und gute Löhne.“ zu
plakatieren, ist eine Verhöhnung
der Wählerinnen und Wähler.

Wenn Sie gute Löhne wollen,
dann hätten Sie doch zwölf Jahre
lang die Möglichkeit gehabt, den
von Rot-Grün unter Gerhard
Schröder geschaffenen Niedrig-
lohnsektor wieder einzudämmen.
Sie hätten doch unsere Vorschläge
umsetzen können, grundlose Be-
fristungen zu verbieten und der
Lohndrückerei über Leiharbeit
und Werkverträge die gesetzliche
Grundlage zu entziehen. Sie hät-
ten dafür sorgen können, dass der
Mindestlohn mehr ist als ein Ar-
mutslohn, den der Steuerzahler
mit 10 Milliarden Euro an Aufsto-

ckerleistungen je-
des Jahr subventio-
nieren muss.

Aber nichts da-
von haben Sie ge-
tan. Stattdessen er-
zählen Sie uns ge-
meinsam mit der
SPD das Märchen,
die Agenda-
2010-Gesetze hät-
ten die Arbeitslo-

sigkeit dramatisch verringert. Der
Wirtschaftsweise Peter Bofinger
hat Ihnen daraufhin zu Recht
„ökonomische Ignoranz“ vorge-
worfen.

„Familien sollen es kinderleich-
ter haben.“, lese ich auf Ihren Pla-
katen. Wunderbar! Warum haben

Sie denn nichts daran geändert,
dass Kinder das Armutsrisiko
Nummer eins in diesem Land
sind? Warum lassen Sie es seit Jah-
ren zu, dass steigende Mieten ge-
rade Familien aus den Innenstäd-
ten vertreiben, weil sie schlicht
keine bezahlbare Wohnung mehr
finden können? Und warum stört
es Sie nicht, dass bundesweit 350
000 Kitaplätze fehlen und viele
Kinder in maroden Schulen ler-
nen müssen, wo wegen chroni-
schen Lehrermangels noch nicht
einmal der Schulstoff geschafft
wird?

Natürlich wissen auch wir, dass
Bildung Ländersache ist. Wir wis-
sen aber auch, dass die Finanzen,
die die Länder zur Verfügung ha-
ben, von der Steuerpolitik des
Bundes abhängen und dass Ihre
Steuerpolitik, Frau Merkel, immer
darauf hinauslief, die Mittel-
schicht zu belasten, aber Konzerne
und Superreiche steuerlich zu
schonen.

So hat man auf die Milliarden-
einnahmen verzichtet, die man
aber braucht, wenn man gute Bil-
dung, gute Pflege und eine gute
Gesundheitsversorgung finanzie-
ren will.

„Für Sicherheit und Ordnung.“
werben Sie auf Ihren Plakaten.
Was ist das für eine Ordnung, in
der Großbetrüger in Banken und
Konzernen immer wieder damit
durchkommen, die Allgemeinheit
massiv zu schädigen, ohne für die
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schaftsboom sind

immer mehr
schlecht bezahlte
und ungesicherte
Jobs entstanden.

4 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 37 - 11. September 2017



Folgen zur Verantwortung gezogen
zu werden?

Das jüngste Beispiel dafür ist
doch der Dieselskandal. Ich finde,
es ist wirklich blamabel, dass die
Große Koalition nicht das Rück-
grat hat, Autobauer, die in den
letzten fünf Jahren 111 Milliarden
Euro Gewinn gemacht haben, zur
Nachrüstung der Motoren zu ver-
pflichten.

Auch mit Ihrer Außenpolitik ha-
ben Sie die Sicherheit in unserem
Land nicht erhöht. Im Gegenteil:
Sie haben die gute Tradition der
Entspannungspolitik aufgegeben
und sich – anders als Ihre Vorgän-
ger Willy Brandt, Helmut
Schmidt, Helmut Kohl und auch
Gerhard Schröder – von den USA
in eine Konfrontationspolitik ge-
genüber Russland hineintreiben
lassen, die unsere Sicherheit ge-
fährdet und unsere Wirtschaft
schädigt.

Herr Lammert hat vorhin an die
deutsche Wiedervereinigung erin-
nert. Es hatte doch auch einiges
mit Entscheidungen in Moskau zu
tun, dass das alles auf diese Art so
friedlich geschehen konnte.

Frau Merkel, Sie haben unsere
Soldaten immer wieder in neue
gefährliche Kriege geschickt, ob-
wohl wir seit dem Beginn des
Krieges in Afghanistan erleben –
ich erinnere an Kunduz –, dass
Bomben und zivile Opfer die
Dschihadisten stärken und nicht
schwächen. Gibt es Ihnen nicht zu
denken, dass es 2001, vor Beginn
des ersten sogenannten Antiterror-
krieges, weltweit wenige Hundert
gefährliche islamistische Terroris-
ten gab und dass es heute Hun-

derttausende sind? Der „Islami-
sche Staat“, dessen Anschläge jetzt
immer öfter auch Europa treffen,
ist doch das Produkt des verbre-
cherischen Irakkrieges, an dem Sie
sich damals sogar noch beteiligen
wollten.

Während viele Menschen vor
neuem Terror flüchten, liefern Sie
den Chefs der islamistischen Ge-
fährder, den Kopf-ab-Diktatoren
am Golf und dem türkischen Des-
poten Erdogan unverändert Waf-
fen und Kriegsgerät frei Haus. Ich
finde, das ist wirklich überhaupt
nicht akzeptabel.

Insoweit ist es auch Ihre Verant-
wortung, Frau Merkel, dass sich
die Lebensunsi-
cherheit und die
Zukunftssorgen vie-
ler Bürgerinnen
und Bürger in den
zurückliegenden
zwölf Jahren erheb-
lich gesteigert ha-
ben. Und dennoch
soll es keine Wech-
selstimmung ge-
ben? Ich denke, es ist eher so, dass
die meisten Menschen die Hoff-
nung auf einen echten Wechsel
aufgegeben haben. Wo soll denn
eine Wechselstimmung herkom-
men, wenn alle Parteien außer der
Linken signalisieren, dass sie ei-
gentlich gar nichts Grundlegendes
ändern wollen, und wenn man
insbesondere die Unterschiede
zwischen SPD und CDU wirklich
mit der Lupe suchen muss.

Das wurde ja beim Kanzlerdu-
ell, das alles andere als ein Duell
war, mehr als deutlich.

Wie groß die Sehnsucht nach ei-

nem Wechsel tatsächlich ist, das
konnte man, denke ich, nach der
Nominierung von Martin Schulz
erleben. Warum sind denn die
Umfragewerte der SPD damals so
nach oben gegangen? Weil viele
Menschen die Hoffnung hatten,
die SPD würde mit dem neuen
Kanzlerkandidaten auch ihre Poli-
tik verändern, sie würde wieder ei-
ne sozialdemokratische Partei
werden. Und das hat ihre Umfra-
gewerte hochgetrieben. Aber da-
nach haben Sie wirklich alles da-
für getan, diese Hoffnung zu zer-
stören.

Dazu muss ich sagen: Wer an
Leiharbeit, an Niedriglöhnen, an

Hartz IV überhaupt
nichts mehr ändern
will, wer sich nicht
einmal traut, eine
Vermögensteuer für
Superreiche zu for-
dern, der sollte
wirklich aufhören,
von sozialer Ge-
rechtigkeit zu re-
den.

„Damit die Rente nicht klein ist
…“, das lese ich auf SPD-Wahlpla-
katen, illustriert durch das Bild ei-
ner fröhlichen Rentnerin. Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, meinen Sie wirklich, die
Wähler haben vergessen, dass die
schlimmsten Rentenkürzungen
unter Ihrer Verantwortung stattge-
funden haben, dass Sie mit der
Absenkung des Rentenniveaus,
mit dem Riester-Betrug und mit
der Rente erst ab 67 dafür gesorgt
haben, dass die Renten für viele
verdammt klein geworden sind?
Jeder sechste Rentner lebt heute

unter der Armutsgrenze. Daran
wollen Sie noch nicht einmal et-
was ändern. Der einzige Unter-
schied zur Union ist, dass Sie die
Rente nicht noch weiter kürzen
wollen. Das ist wirklich eine hin-
reißende Alternative. Dabei kön-
nen wir in unserem Nachbarland
Österreich sehen, wie man den
Menschen einen sorgenfreien Le-
bensabend ermöglichen kann.
Dort zahlen alle in einen Renten-
topf ein: Selbstständige, Beamte
und Politiker. Im Ergebnis be-
kommt ein Durchschnittsrentner
800 Euro mehr im Monat. Das
wollen Sie den Menschen in unse-
rem Land vorenthalten?

Bei der Außenpolitik würden
wir uns natürlich darüber freuen,
wenn die Übernahme unserer For-
derungen nach Abrüstung und
nach einem Abzug der Atomwaf-
fen aus Deutschland durch Martin
Schulz ernst gemeint gewesen wä-
re. Niemand braucht diese gefähr-
lichen Waffen in Deutschland.
Niemand braucht weitere Aufrüs-
tung. Das ist völlig richtig. Aber
das, was Sie heute früh wieder hier
abgezogen haben, zeigt doch, wie
wenig ernst Sie das meinen, was
Sie jetzt auf den Marktplätzen und
auf den Straßen erzählen. Sie ha-
ben verhindert, dass ein Antrag
von uns nicht einmal auf die Ta-
gesordnung gesetzt wurde, mit
dem wir mit der jetzt noch vor-
handenen Mehrheit im Bundestag
genau das hätten beschließen
können. Ich finde das wirklich
traurig.

So gesehen wäre es tatsächlich
ungerecht, der Bundeskanzlerin
die alleinige Verantwortung dafür

zu geben, dass dieser Wahlkampf
in gepflegter Langeweile dahin-
plätschert. Wer hat denn die SPD
daran gehindert, ein glaubwürdi-
ges Alternativangebot zum Weiter-
so-Wahlkampf der Kanzlerin zu
unterbreiten? Sie haben es nicht
getan.

Und damit sind Sie mitverant-
wortlich dafür, dass die Wählerin-
nen und Wähler wieder nicht zwi-
schen alternativen Regierungen
mit klar unterschiedenem Pro-
gramm entscheiden können. Das
untergräbt tatsächlich die Demo-
kratie.

Wer sich ein Deutschland
wünscht, in dem wirklich alle gut
und gerne leben können, ein
Deutschland ohne Niedriglöhne
und Altersarmut, in dem Politiker
sich nicht mehr von Konzernen
kaufen lassen und Geld für Bil-
dung statt für Panzer ausgegeben
wird, der kann heute tatsächlich
nur noch die Linke wählen.

Ich bin auch überzeugt: Nur ein
Weckruf durch eine deutlich ge-
stärkte Linke kann vielleicht ver-
hindern, dass sich die SPD nach
ihrer Wahlniederlage in der nächs-
ten Großen Koalition verkriecht –
Herr Mützenich hat Martin Schulz
schon einmal nur zum Fraktions-
vorsitzenden gemacht; ich fand
interessant, was Sie vorhin gesagt
haben – und so der Union ein
Zeitlosticket für die Fahrt im
Schlafwagen an die Macht ver-
schafft. Wir wünschen uns, dass
sich das endlich verändert.

(Beifall bei der LINKEN)

Thomas Oppermann, SPD:

Eine Kampfansage an
die jüngere Generation

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Dies ist die voraussichtlich
letzte Bundestagssitzung
des Präsidenten, aber

auch der Vizepräsidenten Johan-
nes Singhammer und Edelgard
Bulmahn. Ich möchte Ihnen, auch
im Namen meiner ganzen Frakti-

on, für viele Jahre souveräner Sit-
zungsleitung ganz herzlich dan-
ken.
Lieber Norbert Lammert, Sie ha-
ben in drei Wahlperioden mit
Witz, Ironie und Charme durch
die Tagesordnung geführt, dabei
aber vor allem immer den Rang
dieses Parlamentes verteidigt. Sie
haben klargestellt, dass hier das
Herz der Demokratie schlägt und
dieses Haus Auftraggeber und
nicht Vollzugsorgan ist.
Dass es dabei nicht nur steif und
trocken zugehen muss, haben Sie
in vielen launigen Bemerkungen
und Reden bewiesen. Dabei ha-
ben Sie manchmal selbst die Re-
gierungserklärung gleich miterle-
digt. Das hat nicht immer alle in
Ihrer Fraktion erfreut und Ihnen
den Beinamen „der Unfehlbare“
eingebracht.

Das mit dem Unfehlbaren würden
wir so nicht unterschreiben, aber
fehlen werden Sie uns schon.
Ich wünsche Ihnen für die Zu-
kunft alles erdenklich Gute.
Meine Damen und Herren, diese
Regierung hat in den letzten vier
Jahren viel bewegt. Wir haben
zahlreiche Gesetze beschlossen,
die das Leben vieler Menschen in
diesem Land spürbar besser ge-
macht haben.
Wir haben den gesetzlichen Min-
destlohn eingeführt und die Leih-
und Zeitarbeit begrenzt. Wir ha-
ben eine Frauenquote für die Be-
setzung von Aufsichtsräten in gro-
ßen Unternehmen durchgesetzt,
aber auch die Situation der Allein-
erziehenden deutlich verbessert.
Wir haben die Renten in Ost und
West angeglichen, und wir haben
das erste Integrationsgesetz in der

Geschichte dieses Landes verab-
schiedet. Ich muss sagen: Ich bin
stolz darauf, was wir gemeinsam
erreicht haben.
Aber zur Wahrheit gehört auch:
All diese Vorhaben mussten von
uns hart erkämpft werden, und
zwar gegen die Kollegen und Kol-
leginnen von CDU und CSU, und
viel zu häufig auch gegen Sie
selbst, Frau Merkel.
Ich räume ein:
Nicht immer ha-
ben wir uns gegen
Sie durchsetzen
können. Einige der
Projekte, die mehr
Gerechtigkeit brin-
gen sollten, haben
Sie bis zur Un-
kenntlichkeit be-
schädigt, zum Bei-
spiel die Mietpreisbremse. Sie,
Frau Merkel, haben vor einigen
Wochen beklagt, dass die Miet-
preisbremse nicht funktioniert,
aber Sie haben nicht gesagt, wa-
rum sie nicht funktioniert. Das ist
so, weil Sie als Bundeskanzlerin
ganz persönlich dafür gesorgt ha-
ben, dass es für die Vermieter heu-
te ganz leicht ist, das Gesetz zu

umgehen.
Deshalb tragen Sie persönlich Mit-
verantwortung für viele unange-
messene Mieterhöhungen in die-
sem Land.
Sie reden von Zusammenhalt,
aber Ihr Handeln sieht anders aus.
Eine solidarische Mindestrente ist
mit Ihnen nicht zu machen.
Sie lassen die Leute mit den klei-
nen Renten im Stich. Ich finde:

Wer ein Leben lang
gearbeitet hat, der
hat eine anständige
Rente verdient.
Die Union ist nicht
bereit, über ein Ein-
wanderungsgesetz
auch nur zu verhan-
deln. Stattdessen
tragen Herr Seeho-
fer und Frau Merkel

einen jahrelangen Streit über die
Obergrenze aus. Ich sage Ihnen:
Dieser Streit ist einer der Tief-
punkte der politischen Kultur in
dieser Wahlperiode.
Sie haben verhindert, dass Arbeit-
nehmer das Recht bekommen,
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die meisten
Menschen haben
die Hoffnung auf

einen echten
Wechsel auf-

gegeben.

Wer ein Leben
lang gearbeitet

hat, der hat
eine anständige

Rente
verdient.
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von der Teilzeit in die Vollzeit zu-
rückzukehren. Es ist Ihre Verant-
wortung, dass Millionen Frauen in
der Teilzeitfalle festsitzen.
Nicht zuletzt gilt das für die Öff-
nung der Ehe. Da haben Sie sich
erst offen gezeigt, dann aber, als es
darauf ankam, dagegengestimmt.
So was kommt vor. Dumm ist nur,
wenn das innerhalb einer Woche
passiert; denn dann merkt es je-
der.
Deshalb, meine
Damen und Her-
ren: Dieses Land
braucht keine
Bundeskanzlerin,
die nur sozialde-
mokratisch redet,
dieses Land
braucht einen
Bundeskanzler, der
sozialdemokratisch handelt.
Deutschland hat eine starke Wirt-
schaft, aber das kam nicht von
selbst, und das bleibt auch nicht
automatisch so. Da braucht man
schon den Mut, die Zukunft zu ge-
stalten, und diesen Mut sehe ich
bei Ihnen nicht.
Seit Monaten bunkert Ihr Finanz-
minister Schäuble 6 Milliarden
Euro Überschuss aus 2016. Wir
wollen dieses Geld für Investitio-
nen zur Verfügung stellen, zum
Beispiel für den Breitbandausbau.
Frau Merkel, Sie sind jetzt 12 Jah-
re Bundeskanzlerin. Deutschland
als Industriemacht liegt bei der
Übertragungsgeschwindigkeit im
Internet weltweit auf Platz 25 hin-
ter Lettland, Rumänien und Bul-
garien. Sie haben eben gesagt: Wir
müssen aufpassen, dass wir nicht
im Technikmuseum enden. Beim
Thema Internet, Frau Merkel,
müssen Sie aufpassen, dass Sie aus
dem Technikmuseum herauskom-
men, in dem wir uns im Augen-
blick befinden.
Sie haben dieses Zukunftsthema
total verschlafen.
Völlig verschlafen haben Sie auch
das Thema „digitale Bildung“. Es
ist unfassbar, dass Bildungsminis-
terin Johanna Wanka erst ein 5
Milliarden-Programm für die
Computerausstattung an den
Schulen ankündigt und dann –
ich kann es immer noch nicht
glauben – einräumen muss, dass
sie vergessen hat, das Geld beim
Finanzminister zu beantragen. So,
Frau Merkel, verspielen Sie die Zu-
kunft dieses Landes.
Sie reden von „Bildungsrepublik
Deutschland“, aber Sie weigern
sich, mehr Geld in die Bildung zu
investieren, stattdessen verteidigen
Sie das Kooperationsverbot. Aber
dieses Kooperationsverbot ist ein
unseliger Anachronismus und
muss endlich abgeschafft werden.
Wir wollen, dass der Bund mehr
in Bildung investiert: in Ganztags-
schulen und in gebührenfreie Bil-
dung von der Kita bis zur Meister-
prüfung, und zwar flächende-
ckend; denn das ist eine Investiti-

on in Menschen, in Werte, eine In-
vestition in die Zukunft, aber auch
in Gerechtigkeit. Alle Kinder müs-
sen unabhängig von ihrer Her-
kunft oder von ihrem Wohnort
die Chance auf einen guten Schul-
abschluss und eine gute Ausbil-
dung in diesem Lande haben.
Wir brauchen einheitliche Bil-
dungsstandards überall in
Deutschland. Es kann doch nicht

sein, dass der Um-
zug mit Kindern in
ein anderes Bundes-
land regelmäßig in
einem schulischen
Chaos endet, weil je-
des Land völlig an-
dere Lehrpläne und
Standards hat. Diese
Kleinstaaterei auf
dem Rücken von El-

tern und Kindern muss endlich
ein Ende haben.
Meine Damen und Herren,
Deutschland ist ein wohlhabendes
Land, aber dieser Wohlstand
kommt nicht bei allen an. Wir
brauchen ein gerechteres Steuer-
system. Deshalb wollen wir den
Soli für kleine und mittlere Ein-
kommen, für Normalverdiener so-
fort abschaffen. Finanzminister
Schäuble will sich dafür zehn Jah-
re Zeit nehmen.
Wir wollen eine gerechte Finan-
zierung der Krankenkassenbeiträ-
ge. Sie hingegen wollen an der
ungerechten Finanzierung der Zu-
satzbeiträge festhalten und damit
die Kosten für den gesamten me-
dizinischen Fortschritt allein den
Arbeitnehmern aufbürden; da
war ja Bismarck schon fortschritt-
licher. Deshalb müssen die Ar-
beitgeber endlich wieder die
Hälfte der Krankenversicherungs-
beiträge zahlen.
Aber am meisten hat mich er-
staunt, wie Sie mit den Sorgen
der Menschen um eine sichere
Rente und der Angst vor Altersar-
mut umgehen, Frau Merkel. Sie
haben gesagt, dass Sie da über-
haupt nichts machen wollen.
Aber schon in wenigen Jahren
wird das System der Rentenversi-
cherung durch die Alterung der
Gesellschaft in eine Schieflage ge-
raten. Wenn wir nicht gegensteu-
ern, sinkt das Rentenniveau von
48 auf 43 Prozent. Sie wollen an
der Rente bis zum Jahr 2030
nichts ändern. Sie wollen nichts
tun, wenn das Niveau absinkt,
und Sie nehmen bewusst steigen-
de Beiträge in Kauf. Ich sage Ih-
nen: Das ist eine Kampfansage an
die jüngere Generation.
Meine Damen und Herren, es
gibt nur ein großes Ziel, für das
CDU und CSU viel Geld ausge-
ben wollen. Dieses Ziel heißt Auf-
rüstung.
Die Union will Geld für Aufrüs-
tung ausgeben. Frau Merkel, Sie
wollen den deutschen Wehretat –
das haben Sie eben noch einmal
bestätigt – bis zum Jahr 2024 von

heute 1,2 Prozent auf 2 Prozent
anheben. Das wäre fast eine Ver-
doppelung der Militärausgaben.
Das bedeutete am Ende, dass
Deutschland ab 2024 30 Milliar-
den Euro pro Jahr mehr für Waf-
fen ausgeben müsste.
Ich sage: Das wäre die größte Auf-
rüstung, die Europa seit Jahrzehn-
ten erlebt hat. Das, Frau Merkel,
macht unser Land nicht sicherer,
sondern das wäre der unheilvolle
Beginn eines neuen Wettrüstens.
Daran ändern auch Ihre mathe-
matischen Rechenkünste nichts.
Sie wollen sich der Aufrüstungs-
politik von Donald Trump unter-
werfen. Aber das wird Ihnen
nichts nutzen.
Denn dieser Bundestag hat diese 2
Prozent niemals beschlossen. Ich
sage Ihnen: Er wird sie auch nicht
beschließen.
Klar ist aber auch, dass wir deut-
lich mehr Geld ausgeben müssen,
um die Bundeswehr bestmöglich
auszurüsten. Da besteht Nachhol-
bedarf.
In den letzten zwölf Jahren hat die
Bundeswehr vier Verteidigungsmi-
nister von CDU und CSU erlebt.
Diese vier haben eines gemein-
sam: Mit jedem Minister ist es für
die Bundeswehr schlimmer gewor-

den.
Frau von der Leyen hat noch ei-
nen draufgelegt und der ganzen
Truppe pauschal ein Haltungspro-
blem bescheinigt. Eine der ersten
Aufgaben der nächsten Bundesre-
gierung wird sein, einen gewalti-
gen Scherbenhaufen beiseitezu-
räumen und der Bundeswehr wie-
der eine bessere Ausrüstung, mehr
Personal und vor allem eine ver-
lässliche politische Führung zu ge-
ben.
Wir leben in einer Zeit, in der
überall auf der Welt Populisten
und Autokraten unsere Werte ei-
ner offenen Gesellschaft und libe-
ralen Demokratie angreifen, in ei-
ner Zeit, in der Wladimir Putin
durch die Annexion der Krim die
europäische Friedensordnung in-
frage gestellt hat,
in einer Zeit, in der ein autokrati-
scher Präsident Erdogan den
Rechtsstaat und die Demokratie in
der Türkei zerstört, in einer Zeit,
in der Donald Trump den Rassis-
mus in den USA wieder hoffähig
macht. Ich sage: In einer solchen
Zeit müssen wir alles, aber auch
wirklich alles dafür tun, dass die
Europäische Union zusammen-
bleibt, zusammenhält und die
westlichen Werte verteidigt.

Donald Trump propagiert den
Egoismus der Nationen. Amerika
zuerst, Großbritannien zuerst –
dieser Nationalismus kann keine
Grundlage für das friedliche Zu-
sammenleben der Völker im 21.
Jahrhundert sein. Deshalb kämp-
fen wir für den Zusammenhalt der
Europäischen Union.
Nationalismus und Menschenver-
achtung gibt es auch bei uns.
Wenn Alexander Gauland über
unsere Staatsministerin Aydan
Özoğuz sagt, er wolle sie in Ana-
tolien entsorgen, dann ist das ein
unsäglicher Rassismus.
Eine Partei, die so etwas sagt, ist
keine Alternative; sie ist ganz klar
eine Schande für Deutschland.
Deshalb ist es ein schwerer Fehler
gewesen, dass die CDU in Sach-
sen-Anhalt mit der AfD gemeinsa-
me Sache gemacht hat.
Wir werden alles dafür tun, dass
diese völkische Partei mit ihrem
rassistischen Geist unser schönes
Land nicht kaputt macht. Dafür
muss Deutschland stark bleiben
und gerechter werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)

Cem Özdemir, Bündnis 90/Die Grünen:

Deutschland ist durch einen
Geiselnehmer nicht erpressbar

Cem Özdemir (*1965)
Landesliste Baden-Württemberg

Präsident Erdogan der Repu-
blik Türkei wurde hier
mehrmals genannt. Ich stel-

le mir die Frage: Hat dieser Mann
den Titel „Präsident“ wirklich ver-
dient? Ich habe noch gelernt, dass
Präsident etwas mit Würde und
Respekt zu tun hat. Ich habe den
Eindruck, wir haben es hier mit ei-
nem ganz normalen Geiselneh-
mer zu tun, der deutsche Geiseln
nimmt. Ich will für meine Partei
und – das hoffe ich – für alle hier
erklären: Die Bundesrepublik
Deutschland ist durch einen Gei-
selnehmer, der sich Präsident
nennt, nicht erpressbar.

An die Adresse der Großen Ko-

alition will ich sagen: Hören Sie
auf, zu prüfen, ob man Hermes-
bürgschaften aussetzen kann! Hö-
ren Sie auf, zu prüfen, ob man die
Zollunion nicht vielleicht doch
ausweitet! Hören Sie auf, zu prü-
fen, ob man die Reisewarnungen
vielleicht verschärfen sollte! Tun
Sie es endlich!

Was muss dieser Erdogan denn
noch machen, damit Sie endlich
aufwachen und aufhören, mit ihm
zu kuscheln? Dies ist die einzige
Sprache, die Erdogan versteht.

Wenn wir alle miteinander noch
einen Rest an Glaubwürdigkeit be-
wahren wollen – hier geht es nicht
nur um die Große Koalition, son-
dern auch um unser Land –, dann
erklären Sie bitte klar, dass wir uns
eindeutig gegen das Projekt von
Rheinmetall, sich in der Türkei
am Bau einer Panzerfabrik zu be-
teiligen, stellen.

Da haben deutsche Unterneh-
mer nichts verloren, zumal in die-
ser Zeit. Für diejenigen, die es viel-
leicht nicht wissen – die Öffent-
lichkeit sollte das erfahren –: Der
Cheflobbyist für das Auslandsge-
schäft von Rheinmetall ist kein
Geringerer als der ehemalige Ent-
wicklungshilfeminister von der
FDP, Dirk Niebel. Das sagt einiges

darüber aus, was uns erwarten
würde, wenn diese Partei zusam-
men mit der CDU/CSU die nächs-
te Bundesregierung stellen sollte.

Ich will diese Gelegenheit nut-
zen, um auf eine Sache hinzuwei-
sen, die uns alle umtreiben sollte.
Zu mir kommen in letzter Zeit
viele Deutschtürken, die in Oppo-
sition zu Erdogan stehen, sich
zum deutschen Grundgesetz be-
kennen und sich fragen: Beschützt
uns Deutschland vor dem langen
Arm Erdogans? Darauf kann es –
hoffentlich – nur eine einzige kla-
re, gemeinsame und parteiüber-
greifende Antwort geben, die lau-
tet: Der lange Arm Erdogans hat
in der deutschen Innenpolitik nir-
gendwo – in keiner Moschee, in
keinem türkischen Verein – etwas
verloren. Ich würde mir wün-
schen, dass diese Ansage auch ein-
mal von der Regierungsbank in
dieser Deutlichkeit gemacht wür-
de.

Klartext müsste man gelegent-
lich aber auch mit dem einen oder
anderen Konzernführer sprechen.
In den letzten Jahren habe ich das
Gefühl gehabt, dass es eine Part-
nerschaft gab, die so aussah: Die
einen tun so, als ob sie Grenzwer-
te einhalten würden, und die an-
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deren tun so, als ob sie die Grenz-
werte kontrollieren würden; dann
hofft man, dass das unentdeckt
bleibt und dass dieses Geschäfts-
modell immer weitergeht. Das
Problem ist nur: In Amerika hat
die Umweltbehörde kontrolliert
und festgestellt, dass beim Diesel
betrogen wurde.

Ich sage Ihnen: Ihre Krokodils-
tränen für die deutschen Autofah-
rer können Sie sich wirklich spa-
ren. Denn Sie sind diejenigen, die
durch Ihr Nichts-
tun Fahrverbote er-
zwingen, meine
Damen und Her-
ren.

Wenn Sie wirk-
lich ein so großes
Herz für die Die-
selfahrer haben,
dann sagen Sie
doch bitte einmal
im Klartext: Die Dieselfahrzeuge
müssen sauber, nachprüfbar und
finanziert von der deutschen Au-
tomobilindustrie, die das Problem
schließlich verursacht hat, nachge-
rüstet werden. Dann hätten Sie
ein Herz für die Dieselfahrer. Den
Rest können sich die Leute schen-
ken.

Sagen Sie bitte auch, dass wir
dringend die blaue Plakette brau-
chen, damit der Irrsinn aufhört,
dass die Gerichte bald einen Fli-
ckenteppich in Deutschland er-
zeugt haben werden, weil man in
die eine Stadt hineinfahren darf,
in die andere aber nicht. Wer in
Deutschland Chaos haben will,
der ist bei Ihnen gut aufgehoben.
Wer will, dass der Diesel nachge-
rüstet wird und dass Mutter und
Vater, die ihre Kinder mit dem
Diesel zur Schule fahren, nachher
nicht diejenigen sind, die den
Preis für Ihr Nichthandeln zahlen
müssen, der ist bei uns besser auf-
gehoben. Es ist nicht nur das The-
ma Auto, bei dem Sie versagen;
bei der Mobilität geht es ja um ein
bisschen mehr als nur um das Au-
to.

Der Verkehrsminister ist auch
für den öffentlichen Verkehr zu-
ständig.

Schauen wir uns doch einmal
die Situation bei der Rheintalbahn
an. Normalerweise würde man in
einem solchen Fall sagen:
Schlimm genug, weil sie die wich-
tigste Nord-Süd-Verkehrsachse ist,
aber dann fahren wir auf Aus-
weichstrecken. – Das Problem ist
nur: Die Ausweichstrecken sind
nicht elektrifiziert. Vielleicht muss
Herrn Dobrindt einmal jemand
sagen, dass die Elektrifizierung der
Eisenbahn schon erfunden ist. Wir
sind im 21. Jahrhundert, Herr
Dobrindt. Es wird Zeit, dass der
technische Fortschritt auch auf der
Regierungsbank ankommt.

Ich kann Ihnen das Sündenre-
gister von Herrn Dobrindt nicht
ersparen: Dazu gehört die A 1. Die
Rheintalbahn habe ich schon ge-

nannt. Außerdem hat er die Deut-
sche Bahn systematisch unterfi-
nanziert und so dafür gesorgt,
dass keine Ausweichstrecken exis-
tieren und Eisenbahnstrecken
nicht elektrifiziert wurden. Auch
der fehlende Ausbau des Breit-
bandinternets ist hier zu nennen.
Der schlechteste Verkehrsminister,
den dieses Land je hatte, heißt
Alexander Dobrindt.

Ich sage das auch im Namen
der Lehrerinnen und Lehrer, die

versuchen, ihren
Kindern in der
Schule beizubrin-
gen, dass man sich
anstrengen muss
und dass sich Leis-
tung wieder lohnen
muss – das sagen Sie
doch gerne –: Ich
finde, Qualifikation
darf künftig in

Deutschland kein Hinderungs-
grund mehr sein, um Verkehrsmi-
nister zu werden. Das muss hier
doch einmal deutlich werden.
Wenn wir unseren Kindern sagen,
sie sollen fleißig lernen, dann
kann es doch nicht sein, dass so
einer bei uns Verkehrsminister
wird.

Wir haben es hier aber auch mit
einer sozialpolitischen Sauerei zu
tun. Diejenigen, die sich im guten
Glauben einen Diesel gekauft ha-
ben, werden die Zeche für Ihr
Nichthandeln zahlen müssen,
und diejenigen, die das mit einge-
brockt haben, erhalten zum Teil 3
000 Euro – nicht im Monat, son-
dern am Tag. Wie wäre es denn
einmal damit, dass die, bitte
schön, zur Kasse gebeten werden?
Wie wäre es denn einmal damit,
dass Sie Gruppenklagen einführen
und den Geschädigten die Mög-
lichkeit geben, bis zum Jahresende
eine Klage einzureichen? Das wäre
doch einmal eine praktische Tat
und mehr als Rhetorik.

Sie machen das aber schon sehr
geschickt. Chapeau, meine Da-
men und Herren! Herr Seehofer
sagt, er will das auch. Andere von
der Großen Koalition sagen das
auch. Sie verzögern das aber so
lange, bis die Klagefristen zum
Jahresende abgelaufen sind. „Hut
ab“, kann man da nur sagen. Man
muss sich erst einmal trauen, mit
dieser Chuzpe Politik zu machen.

Meine Damen, meine Herren,
hier wurde das Thema „Zukunft
der Mobilität“ angesprochen. Wir
kritisieren Sie doch nicht, um hier
irgendjemanden zu ärgern. Frau
Merkel, ich habe Sie einmal nach
China begleitet und das doch
schon mitbekommen: Ich nehme
an, in den Gesprächen in der
Volksrepublik China geht es auch
darum, dass dort gerade mit staat-
lichen Subventionen in Milliar-
denhöhe ein riesiger Markt der
Elektromobilität aufgebaut wird.
Wenn Sie in die USA gehen, dann
sehen Sie: Dort wird das nicht mit

staatlichen Geldern, sondern mit
Risikokapital gemacht. Auch dort
wird ein riesiger Markt der Elek-
tromobilität aufgebaut.

Ja, wir haben vor 130 Jahren
den Verbrennungsmotor erfun-
den, und wir sind stolz darauf.
Wir haben damals eine großartige
Erfindung gemacht. Das Problem
ist nur: Es kann doch nicht sein,
dass die wichtigste Innovation aus
Deutschland der letzten Jahre die
Sitzheizung war.

Es ist Zeit, dass das nächste gro-
ße Projekt ebenfalls aus Deutsch-
land kommt. Ich will, dass das
Elektroauto hier in Deutschland
gebaut wird.

Wenn man Ihre Politik konse-
quent zu Ende denkt, dann wird
Kaiser Wilhelm II. im Nachhinein
doch noch recht behalten. Er hat
damals, als das Auto aufkam,
nämlich gesagt, dass das Auto, der
Verbrennungsmotor, keine Chan-
ce – ich zitiere sinngemäß – gegen
die Pferdekutsche hat. Kaiser Wil-
helm II. hatte un-
recht. Kaiser Wil-
helm II. kann man
aber gerade hier auf
dieser Regierungs-
bank bewundern;
denn von dort heißt
es, dass der Verbren-
nungsmotor noch
hundert Jahre fah-
ren wird. Wer das
sagt, der will das deutsche Auto
im Museum bewundern.

Ich will, dass Deutschland Auto-
mobilproduktionsstandort bleibt.
Das wird nur gehen, wenn das Au-
to der Zukunft emissionsfrei ist
und in Deutschland, von unseren
deutschen Ingenieuren, hergestellt
wird.

Zur Fairness im Wahlkampf ge-
hört, auch zu sagen: Wenn man
den G 20-Gipfel mit Herrn
Trump, Herrn Erdogan und Herrn
Putin gesehen hat, dann erscheint
die Bundeskanzlerin schon fast
wie eine Lichtgestalt. Das muss
man zugeben, wenn man das Trio

Infernale dort gesehen hat. Ver-
gnügungsteuerpflichtig war das si-
cher nicht.

Wenn Herr Trump seine Unter-
lagen zur Abwechslung einmal ge-
lesen und sich vorbereitet hätte,
dann hätte er die Bundesregierung
und die Große Koalition aber sehr
einfach auskontern können. Er
hätte nämlich sagen können: Ich
habe das Pariser Klimaschutzab-
kommen zwar gekündigt, aber
was machen Sie? Sie unterschrei-
ben es, und seit acht Jahren gehen
die CO2-Emissionen in Deutsch-
land nicht zurück. – Deutschland
ist Weltmeister bei der Nutzung
der Braunkohle. Diese Politik
schadet dem schmelzenden Eis in
der Arktis genauso wie die Politik
von Herrn Trump.

Nur, damit wir einmal Klartext
darüber reden, was diese Regie-
rung unter Hightech versteht: Wir
reden hier zum Teil über Kohle-
kraftwerke aus der Zeit von Sepp
Herberger. Für die, die es nicht

mehr wissen: Er
war einmal Fuß-
ballnationaltrainer
in Deutschland.

Meine Damen,
meine Herren, wir
haben das TV-Du-
ell gesehen. Viel-
leicht sollte ich bes-
ser von einem „Du-
ett mit Dissonan-

zen“ sprechen, die quasi in Stein
gemeißelte Alternativlosigkeit.
Aber es kann noch schlimmer
kommen als eine Große Koaliti-
on, nämlich wenn sich Schwarz
und Gelb miteinander verbünden.

Dann kommen zu denjenigen,
die schon jetzt nichts tun, noch
welche, die die Reise nach hinten
antreten wollen. Die FDP hat ei-
nen Vorschlag gemacht – ich will
fair sein –, wie man mit dem Pro-
blem der Dieselgrenzwerte und
mit den Stickoxiden in der Stadt
umgehen soll. Sie will einfach die
Grenzwerte aufweichen. So kann
man das natürlich auch machen.

Eine einfache Lösung, aber halt
auch eine sehr dumme Lösung,
meine Damen und Herren!

Es scheint momentan so zu
sein, als würde das Hohe Haus am
24. September dieses Jahres durch
den Einzug einer weiteren Frakti-
on einschneidend verändert wer-
den. Ich will mich ausdrücklich
dem Kollegen Oppermann an-
schließen. Egal, wie man zu wem
auch immer hier in diesem Haus
und zu seinen Äußerungen steht:
Ein Mitglied dieses Hauses wird
nicht in Anatolien entsorgt, meine
Damen und Herren.

Ich will auch für meine Fraktion
klar sagen: Das Menschenbild der
AfD hat mit dem Menschenbild
der Bundesrepublik Deutschland
nichts zu tun. Wir leben in der
Bundesrepublik Deutschland in
einem großartigen Land. Dieses
Land hat nichts mit der AfD zu
tun.

Ich sage ganz bewusst als je-
mand, dessen Vorfahren zwar
nicht in der Bundesrepublik
Deutschland geboren sind, der
aber selbst in Deutschland gebo-
ren ist und der die Schwäbische
Alb genauso seine Heimat nennt
wie jeder andere auch, der von
dort kommt: Eine Partei, deren
Loyalität zu einem autoritären
Herrscher wie Putin höher ist als
deren Loyalität zum deutschen
Grundgesetz, soll bitte schön
nicht für sich in Anspruch neh-
men, dass sie irgendetwas mit
deutschen Tugenden zu tun hat.

Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrter Herr Lammert! Las-
sen Sie mich zum Schluss sagen:
Ich werde Ihren Scharfsinn und
Ihren Humor sehr vermissen.
Herzlichen Dank für Ihre kluge
und zuweilen auch fröhliche
Amtsführung. Ich hoffe, dass wir
noch viel von Ihnen hören wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU

und der SPD)
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Wie soll sich Deutschland gegenüber dem türkischen Präsidenten Erdogan, hier auf einem Foto vom G20-Gipfel
in Hamburg, verhalten? Darüber stritten Regierung und Opposition in der vergangenen Sitzungswoche im Deut-
schen Bundestag. © picture-alliance/rtn – radio tele nord
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Volker Kauder, CDU:

Wirtschaft ist nicht alles, aber
ohne Wirtschaft ist alles nichts

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil-Tuttlingen

Auch ich möchte zunächst
dem Präsidenten im Na-
men meiner Fraktion herz-

lich danken. Wir haben ihn schon
gestern in unserer Fraktionssit-
zung mit stehendem Applaus ge-
würdigt. Ich glaube, man kann sa-
gen: Dieser Deutsche Bundestag
kann wirklich stolz darauf sein, ei-
nen solchen Präsidenten gewählt
zu haben.

Lieber Norbert Lammert, wir
wünschen alles Gute; Gottes Segen
begleite Sie. Ich bin ganz sicher:
Wir werden vom ehemaligen Prä-
sidenten immer wieder etwas hö-
ren. Vor allem wenn ihm wegen
des einen oder anderen die Hut-
schnur platzt – so kenne ich ihn
–, wird er nicht schweigen kön-
nen. Deswegen freu-
en wir uns natürlich
– die Sitzungen der
CDU/CSU-Fraktion
sind für jeden ehe-
maligen Kollegen of-
fen – über jeden Be-
such.

Wenn man heute
auf unser Land
schaut, dann muss
man zugeben, dass es wahrschein-
lich kein einziges Land auf der
Welt gibt, in dem es den Men-
schen im Schnitt so gut geht wie
bei uns in Deutschland.

Dies hat etwas mit einer großen
Gesamtleistung von fleißigen Bür-
gerinnen und Bürgern, von Unter-
nehmern, die risikofreudig sind
und investieren, und einer guten
Politik zu tun.

Es mag ja sein, Herr Kollege Op-
permann, dass nicht alles hun-
dertprozentig gelungen ist. Aber
ich kann nur sagen: Ich bin stolz
auf das, was wir in diesen vier Jah-
ren in dieser Regierung für unser
Land geleistet haben.

Jetzt kann ich eine Erfahrung
anführen, die ich schon mit mei-
nem Freund Peter Struck bespro-
chen habe und über die er in sei-
nem Buch berichtet hat: Wenn

man miteinander in einer Regie-
rung ist, dann muss man sich zu
dieser Regierung bekennen. Auf je-
den Fall wird es nicht gelingen –
das werden wir am 24. September
sehen –, gleichzeitig Regierung
und Opposition zu sein. Dies
funktioniert nicht.

Peter Struck hat in seinem Buch
auch bestätigt, dass dies ein Fehler
gewesen sei. Und der wird jetzt
wiederholt.

Bei dem, was wir in den nächs-
ten vier Jahren vorhaben, sind ein
paar Projekte von besonderer Be-
deutung. Eines – das zentrale
überhaupt – heißt: Wir müssen
unsere Wirtschaft darin unterstüt-
zen, dass sie wachsen kann und
vorankommt. Wirtschaft ist nicht
alles, aber ohne Wirtschaft ist alles
nichts, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

Was eine funktionierende Wirt-
schaft bedeutet, hat der Kollege
Oppermann – allerdings erst auf
Nachfrage aus der Fraktion Die
Linke – erklärt. Ich kann nur den
Kopf darüber schütteln, wie dort
das eine oder andere diskutiert
wird, zum Beispiel die Rente. Wir
haben in der letzten Großen Ko-
alition auf Vorschlag von Franz
Müntefering ein Rentenkonzept
bis zum Jahr 2030 entwickelt.
Dass die SPD jetzt nicht immer

dazu stehen will,
wundert mich
nicht; denn sie
will sich von al-
lem verabschie-
den, was sie ein-
mal gemacht hat,
auch von den
Dingen, die rich-
tig waren, was sel-
ten genug der Fall

ist.
Aber selbst von denen will sie

sich verabschieden.
Jetzt muss ich sagen: Ja, es ist ja

richtig: Als Angela Merkel zum
ersten Mal Bundeskanzlerin ge-
worden ist, hat sie 5 Millionen Ar-
beitslose im Gepäck gehabt, die
sie geerbt hat. Heute sehen die
Zahlen ganz anders aus. Das Er-
gebnis sieht man: Dass 44 Millio-
nen Menschen beschäftigt sind
und in die Sozialkassen einzahlen,
führt dazu, dass wir eine Situation
in unseren Sozialversicherungssys-
temen haben, wie wir sie schon
lange nicht mehr hatten. Auch
dies ist ein gutes Ergebnis unserer
Regierung.

Klar ist auch: Je mehr Menschen
in Arbeit sind und Beiträge zah-
len, desto stabiler ist das Renten-
versicherungssystem, und damit

werden auch die 48 Prozent ge-
halten.

Alles andere ist Quatsch. In der
Zeit der rot-grünen Regierung mit
5 Millionen Arbeitslosen wäre ein
Rentenniveau von 48 Prozent
nicht einmal mit einem Milliar-
denaufwand möglich gewesen.
Deswegen: Sorgen wir für eine gu-
te wirtschaftliche Situation! Dann
sind die Renten- und auch die So-
zialversicherungssysteme in Ord-
nung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

Dass man den Mut hat, hier auf-
zutreten, und den eigenen Kanz-
lerkandidaten im Regen stehen
lässt, das ist wohl typisch sozial-
demokratisch. Ich will darauf hin-
weisen: Es ist absolut nicht in
Ordnung, Thomas Oppermann,
sich hierhinzustellen und zu sa-
gen: Die CDU/CSU will aufrüsten.

Das ist absolut nicht in Ord-
nung. Ich zitiere Martin Schulz im
Phoenix-Interview:

Die Experten sagen mir: Zwi-
schen 3 und 5 Milliarden braucht
die Bundeswehr jährlich mehr. Ja,
unbedingt; sollten wir tun.

Sich dann hierhinzustellen und
etwas anderes zu sagen, ist schä-
big, um das einmal so offen zu
formulieren.

Es bleibt dabei, dass wir mit
dieser Regierung unter Angela
Merkel dem Land einen guten
Dienst erwiesen haben, vor allem
deshalb, weil wir neue Chancen
und neue Möglichkeiten für die
nächste Regierung und auch für
die junge Generation geschaffen
haben. Es ist erstaunlich – eigent-
lich ist es das nicht –, dass die
SPD darüber nicht spricht. Aber
wahrscheinlich eine der größten
Leistungen dieser Koalition –
nicht nur der Regierung – ist, dass
wir dreimal hintereinander einen
Haushalt ohne neue Schulden ge-
schafft haben.

Nein, es ist bereits das vierte
Mal hintereinander. Nun sind wir
beim fünften Haushalt. Dass wir
keine neuen Schulden gemacht
haben, und dies, ohne die Steuern
zu erhöhen, das ist eine großartige
Leistung. Das ist etwas, was wirk-
lich generationengerecht ist.

Es ist auch die Wahrheit: Als wir
einen Haushaltsüberschuss nicht
für die Rücklage, sondern zur Re-
duzierung der Schulden nehmen
wollten, hat die SPD nicht mitge-
macht, sondern gesagt: Wir wollen
nicht die Schulden senken, son-
dern geben das Geld lieber aus. –
Das ist so typisch: Anstatt die
Schulden zu senken, Geld ausge-
ben, obwohl wir in diesem Land

genügend investieren.
Die Rede des Kollegen Opper-

mann habe ich in vielen Punkten
so verstanden, als ob der Bund
mehr und mehr Aufgaben der
Länder übernehmen sollte und
die Länder damit abgeschafft wer-
den sollten. Ich kann nur sagen:
Bildungspolitik ist zunächst ein-
mal Aufgabe der Länder. Dort, wo
die Union regiert, läuft es wesent-
lich besser als dort, wo ihr regiert.

Es ist doch bezeichnend, dass
die SPD-Bundestagsfraktion und
insbesondere der Kollege Opper-
mann mehrfach gesagt haben: Wir
brauchen ein Programm zur Sa-
nierung von Schulen und für fi-
nanziell notleidende Städte, vor
allem wegen Nordrhein-Westfa-
len. – Dort habt ihr viele Jahr-
zehnte regiert. Das Ergebnis kann
man besichtigen. Gott sei Dank
hat sich das in diesem Jahr geän-
dert.

Im Übrigen haben wir über-
haupt nichts gegen eine verstärkte
Zusammenarbeit. Wir haben das
Grundgesetz geändert, um zusam-
menarbeiten zu kön-
nen. Wir haben auch
gesagt: Wir wollen
einen Bildungspakt
mit Ländern und
Kommunen, um zu
helfen, dass Schulen
an das Internet ange-
schlossen werden.

Aber wir haben
immer gesagt, dass
die Verantwortung
für das, was in der Schule ge-
schieht, bei den Ländern verblei-
ben muss. Das wird sich auch in
Zukunft nicht ändern. Doch nur
weil man im SPD-regierten Bre-
men so miserable Ergebnisse bei
der Bildungspolitik hat, muss man
nicht für einheitliche Standards in
ganz Deutschland plädieren.

Man sollte nur nicht, wenn man
in Bremen Kinder in der Schule
hat, den Versuch unternehmen,
mit denen nach Sachsen umzuzie-
hen; denn die Bremer haben sel-
ber gesagt, sie seien beim Abitur
eineinhalb Jahre zurück. Daran
muss man schon auch in den Län-
dern etwas ändern. Es muss dabei
bleiben, dass Verantwortung und
Kompetenzen zusammengehören.
Es geht auf gar keinen Fall, Kom-
petenzen für sich zu beanspru-
chen und sich dann, wenn es
schiefgeht, Geld beim Bund abho-
len zu wollen. So funktionieren
die Dinge wirklich nicht.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, ich bin zuversicht-
lich, dass wir dieses Land auch in
den nächsten vier Jahren in eine
gute Zukunft führen können. Aber
manche aufgeregte Diskussion
darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass wir es mit Risiken in
der Außenpolitik zu tun haben.
Wenn wir uns Amerika oder Nord-
korea anschauen, wenn wir die Art
und Weise, wie Putin Politik

macht – nicht nur in der Ukraine,
sondern auch in anderen Berei-
chen –, anschauen, dann müssen
wir feststellen: Man muss sich
wirklich Sorgen machen. Da kann
ich nur sagen: Es kommt darauf
an, dass man mit Ruhe, klarer Ein-
sicht, Kompetenz und auch Mut
an die Sachen herangeht. Jetzt
kann ich nur sagen: Die oberste
aller Tugenden ist die Klugheit
und nicht das politische Rabau-
kentum.

Wenn ich so sehe, wie sich die
Positionen im Wahlkampf verän-
dern, dann kann ich nur dringend
davor warnen, wegen einer Wahl
Positionen über Bord zu werfen,
die man noch vor vier Tagen,
nämlich bis zum letzten Freitag,
für richtig erkannt hat. Wenn ich
mir das alles anschaue – so sehen
es auch viele Menschen in unse-
rem Land –, bin ich mir ganz si-
cher, dass gerade die schwierigen
außenpolitischen Aufgaben nir-
gendwo besser aufgehoben sind
als bei Angela Merkel.

Der Bundestagspräsident hat ge-
mahnt, dass wir
uns gemeinsam
für die Demokra-
tie einsetzen, auch
über den Wahl-
kampf hinaus; das
ist richtig. Deswe-
gen teile ich alles,
was hier zur AfD
gesagt wurde. Aber
man muss sagen:
Es gibt auch Ge-

fahren von anderer Seite. Es hat
mich schon sehr gestört, dass das
Thema eines zunehmend gewalt-
bereiten Linksextremismus hier
überhaupt noch nie angesprochen
worden ist.

Das, was in Hamburg geschehen
ist, hat mit rechts weniger zu tun
als mit links.

Ich rate dringend, Kollege Op-
permann und auch Kollegen von
den Grünen, auf keinem Auge
blind zu sein. Extremismus, der
unsere Gesellschaft gefährdet, ob
von links oder von rechts, muss
beiderseits bekämpft werden.

Wenn wir dies schaffen – wir
sind dazu bereit –, dann tun wir
unserem Land einen großen
Dienst.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Je mehr
Menschen in Ar-
beit sind, desto
stabiler ist das
Rentenversi-

cherungssystem.

Die oberste aller
Tugenden ist die

Klugheit und
nicht das
politische

Rabaukentum.

In der Debatte sprachen zudem die
Abgeordneten Dr. Dietmar Bartsch
(Die Linke), Andrea Nahles (SPD), Ka-
trin Göring-Eckardt (Bündnis90/Die
Grünen), Dr. Wolfgang Schäuble
(CDU), Dr. Katarina Barley (SPD), Ger-
da Hasselfeldt (CSU), Sigmar Gabriel
(SPD), Dr. Peter Tauber (CDU) und Hu-
bertus Heil (SPD).
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Der Balkan
Was ist das?

In folgendem Text geht es 
um den Balkan.
Zum Beispiel um folgende Fragen: 
- Was ist der Balkan? 
- �Was hat die Europäische Union mit 

dem Balkan zu tun?

Was ist der Balkan?
Der Balkan ist ein Gebiet 
im Süd-Osten von Europa. 
Auf einer Karte liegt er also von 
Deutschland aus gesehen rechts unten.
Er ist für viele Dinge bekannt. 
Zum Beispiel für seine 
schönen Landschaften. 
Und für seine vielfältigen Traditionen.
Viele Menschen machen darum gerne 
Urlaub dort.

Der Balkan hat keine festen Grenzen.
Meistens zählt man aber 
die folgenden Länder dazu:
- Albanien 
- Bosnien-Herzegowina 
- der Kosovo 
- Kroatien 
- Mazedonien 
- Montenegro 
- Serbien 
- Slowenien
Diese Länder nennt man manchmal: 
West-Balkan. 
Denn sie liegen im Westen vom Balkan.

Außerdem gehören zum Balkan noch:

- Bulgarien 
- Griechenland 
- ein Teil von Rumänien 
- ein Teil von der Türkei

Im folgenden Text geht es aber 
hauptsächlich um den West-Balkan.

Viele Länder auf dem West-Balkan 
gibt es noch nicht sehr lange.

Dafür gibt es einen Grund:

Früher gab es im Westen vom Balkan 
das Land Jugoslawien.

Dieses Land bestand aus 6 Teilen. 
Und zwar: Bosnien-Herzegowina, 
Kroatien, Mazedonien, Montenegro, 
Serbien und Slowenien.

In den 1980er-Jahren 
gab es in Jugoslawien viele Probleme.

Die 6 Teile beschlossen irgendwann: 
Sie wollen nicht mehr zu 
Jugoslawien gehören. 
Sie wollen stattdessen 
eigene Länder sein.

Das geschah ab dem Jahr 1991.

Die Teilung verlief nicht friedlich. 
Es gab mehrere Kriege.

In ihnen kämpften die Länder vom 
früheren Jugoslawien gegeneinander. 
Und zwar ungefähr 10 Jahre lang.

leicht  

erklärt!



Der Balkan  •  Was ist das?

Probleme auf dem Balkan
Auf dem West-Balkan gab es also 
schon früher viele Schwierigkeiten.

Und das ist auch heute noch so.

In den Nachrichten hört 
man manchmal davon.

Viele Menschen sagen: 
Der West-Balkan ist das Gebiet mit 
den meisten Problemen in Europa.

Dafür gibt es verschiedene Gründe:

1) Zwischen den Ländern gibt es 
immer wieder viele Streitereien.

Zum Beispiel gibt es Streit um die 
Grenzen zwischen manchen Ländern.

2) In vielen Gegenden auf dem 
West-Balkan sind die Menschen 
sehr arm.

Und es gibt zum Beispiel 
viel Arbeitslosigkeit.

3) Auf dem West-Balkan leben 
viele verschiedene Völker.

Ein „Volk“ ist eine Gruppe 
von Menschen.

Diese Menschen haben bestimmte 
Gemeinsamkeiten.

Zum Beispiel die Sprache, Traditionen 
oder die Religion.

Auf dem West-Balkan gibt es 
zum Beispiel die folgenden Völker: 
- Albaner 
- Kroaten 
- Serben

Oft ist es auf dem West-Balkan so:

In einem Land leben verschiedene 
Völker nebeneinander.

Und: Menschen, die zum gleichen 
Volk gehören, 
leben in unterschiedlichen Ländern.

Das kann manchmal zu Streitereien 
zwischen den Völkern 
und den Ländern führen.

Und oft gibt es auch Menschen, 
die diese Streitereien zwischen den 
Völkern noch anheizen.

Im Folgenden 2 Beispiele für 
Streitigkeiten auf dem West-Balkan.

1) Serbien und der Kosovo

Das Land Serbien ist nach der Teilung 
von Jugoslawien entstanden.

Ein Gebiet von Serbien hieß damals: 
der Kosovo.

Der Kosovo hat im Jahr 2008 erklärt: 
Er ist ein eigenes Land.

Er hat sich also von Serbien abgeteilt.

Viele Länder auf der Welt haben das 
anerkannt.

Sie sagen: 
Ja, der Kosovo ist ein eigenes Land.

Diese Meinung hat auch Deutschland.

Viele Länder sagen aber auch: 
Nein, der Kosovo ist 
kein eigenes Land. 
Er gehört noch zu Serbien.

Diese Meinung hat auch Serbien. 
Serbien will den Kosovo also nicht 
gehen lassen.

Seit vielen Jahren gibt es darum 
zwischen den beiden Ländern Streit.

Viele Länder in Europa versuchen, 
dabei zu helfen, dass die beiden 
Länder miteinander sprechen. 
Sie sollen sich einigen.

Das Wichtigste dabei ist: 
Es soll keinen Krieg zwischen 
Serbien und dem Kosovo geben.

2) Griechenland und Mazedonien

Das Land Mazedonien hat sich 
selbst folgenden Namen gegeben: 
Republik Mazedonien.

Griechenland ist aber 
gegen diesen Namen.

Denn: In Griechenland gibt es ein 
Gebiet mit dem Namen Makedonien.

Das Land und das Gebiet in 
Griechenland heißen also fast gleich.



Darum hat Griechenland 
vor der folgenden Sache Angst:

Vielleicht will die Republik Mazedonien 
irgendwann das griechische 
Makedonien für sich haben.

Und darum hat sie sich schon mal 
fast den gleichen Namen gegeben.

Griechenland will einen 
anderen Namen für Mazedonien. 
Und zwar: 
Die ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien.

Mazedonien will das aber nicht.

Der West-Balkan und 
die Europäische Union
Auf dem West-Balkan gibt es also 
viele Schwierigkeiten.

Und auch die Europäische Union 
beschäftigt sich oft mit diesem Gebiet.

Was ist die Europäische Union?

Die Europäische Union ist eine 
Gruppe aus 28 europäischen Ländern.

Sie arbeiten zusammen.

Ihre Politik soll nicht nur die 
einzelnen Länder von Europa beachten. 
Sie soll ganz Europa beachten.

Deutschland ist Mitglied 
in der Europäischen Union.

Die Abkürzung 
für Europäische Union ist: EU.

Warum interessiert sich die EU für 
den West-Balkan?

Die EU hat verschiedene Gründe, 
sich um den West-Balkan zu sorgen.

1) Mehrere Länder vom Balkan sind 
Mitglieder in der EU.

2) Die EU will für Frieden 
in ganz Europa sorgen.

Und dafür, dass es den Menschen in 
Europa gut geht.

Der Balkan gehört zu Europa. 
Also will sie sich auch um 
dieses Gebiet kümmern.

3) Der West-Balkan liegt genau 
zwischen den Gebieten von 
verschiedenen Ländern und 
Länder-Gruppen.

Und zwar: 
- von der EU, 
- von Russland, 
- von der Türkei 
- �und von arabischen Ländern 

in Afrika und Asien.

Alle diese Gruppen wollen möglichst 
viel auf dem West-Balkan 
mitbestimmen.

Die EU hat folgendes Ziel: 
Sie möchte möglichst viel auf dem 
West-Balkan mitreden. 
Und zwar, damit andere Länder oder 
Länder-Gruppen dort nicht so viel 
mitreden können.

4) Viele Menschen 
auf dem West-Balkan sind arm. 
Oft finden sie keine Arbeit.

Sie verlassen dann ihr Land. 
Und sie gehen in andere Länder. 
Und zwar oft in die EU.

Dort hoffen sie auf ein besseres Leben.

Die EU möchte darum das Leben von 
Menschen auf dem West-Balkan 
verbessern.

Denn dann verlassen 
weniger Menschen ihre Länder. 
Und weniger Menschen kommen in 
EU-Länder.

Was macht die EU 
auf dem West-Balkan?

Die EU macht verschiedene Dinge. 
Damit möchte sie den West-Balkan 
unterstützen.

Zum Beispiel:

1) Die EU unterstützt die Länder auf 
dem West-Balkan mit Geld.

2) Die EU arbeitet in vielen Bereichen 
mit den Ländern auf dem 
West-Balkan zusammen.

3) Die EU hilft den Ländern 
bei Gesprächen miteinander. 
Zum Beispiel, wenn die Länder 
versuchen, einen Streit zu beenden.
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Mitgliedschaft in der EU

Das wichtigste Ziel für den
West-Balkan und die EU ist:

Die Länder vom West-Balkan sollen  
irgendwann alle Mitglieder in der EU 
werden.

Die Idee dabei ist:

Wenn Sie in der EU sind,
können sie besser zusammenarbeiten.

So soll es dann mehr Frieden geben.

Und den Menschen dort soll es
besser gehen.

2 Länder vom West-Balkan
sind schon in der EU.
Und zwar Slowenien und Kroatien.
Auf dem Bild sind sie grün.

4 Länder sprechen gerade mit der EU 
über einen Beitritt:
- Mazedonien
- Montenegro
- Serbien
- Albanien
Auf dem Bild sind sie gelb.

Der Kosovo und Bosnien-Herzegowina 
werden vermutlich irgendwann auch 
mit Gesprächen beginnen.
Auf dem Bild sind sie rot.

Probleme mit der EU-Mitgliedschaft

Viele Länder auf dem West-Balkan
warten jetzt schon viele Jahre auf 
ihre EU-Mitgliedschaft.

Manche Menschen fi nden:
Das ist ein Problem.

Denn:
Wenn die Länder vom West-Balkan
so lange warten müssen,
dann werden sie immer ungeduldiger.

Manche Menschen glauben nun:

Vielleicht wenden sich die Länder auf 
dem West-Balkan von der EU ab.

Und sie arbeiten dann mehr mit
Russland, der Türkei oder den
arabischen Ländern zusammen.

Manche Menschen fi nden darum: 
Die Länder vom West-Balkan
sollten möglichst schnell in die EU.

Aber: Die meisten Länder dort sind 
noch nicht bereit für die EU.

Denn die EU hat bestimmte Regeln.
Alle Mitglieder müssen sie einhalten.

Viele Länder auf dem Balkan können 
diese Regeln aber noch nicht einhalten.
Auch wenn sie sich sehr bemühen.

Außerdem hat die EU im Moment 
selbst Probleme.

Viele Menschen fi nden darum:
Im Moment sollte sie keine neuen 
Mitglieder aufnehmen.

Es wird also noch lange dauern,
bis alle Länder vom West-Balkan
in der EU sind.

Wie geht es weiter?

Die Situation auf dem Balkan
ist kompliziert.

Es gibt viele Schwierigkeiten.

Die EU versucht,
bei einigen Problemen zu helfen.
Aber sie kann sie nicht so einfach lösen.

Darum wird der Balkan die Politik 
sicherlich noch viele Jahre lang
beschäftigen.

leicht 
erklärt!


